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1677/2016
Gesetz 

zur Änderung des Gesetzes über die Bürgerbeauftragte oder den Bürgerbeauftragten für soziale 
Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein *)

Vom 22. Juni 2016
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Das Gesetz über die Bürgerbeauftragte oder den 
Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein (Bürgerbeauftrag-
ten-Gesetz – BüG) vom 15. Januar 1992 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 42), zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 16. Dezember 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 500), wird wie folgt geändert:

Artikel 1 
Änderung des Gesetzes über die Bürgerbeauftragte 

oder den Bürgerbeauftragten für soziale  
Angelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein  

(Bürgerbeauftragten-Gesetz – BüG)

1.	Der Titel des Gesetzes wird geändert in:

„Gesetz über die Bürgerbeauftragte oder den 
Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein und die Beauf-
tragte oder den Beauftragten für die Landespoli-
zei Schleswig-Holstein (Bürger- und Polizeibe-
auftragtengesetz – BüPolBG)“

2.	Die §§ 1 bis 9 werden überschrieben mit:

„Teil 1 
Bürgerbeauftragte oder Bürgerbeauftragter  

für soziale Angelegenheiten des Landes  
Schleswig-Holstein“

3.	§ 1 wird um folgenden Absatz 3 ergänzt:

„(3) Die oder der Bürgerbeauftragte nimmt zu-
gleich die Aufgaben der oder des Beauftragten 
für die Landespolizei Schleswig-Holstein gemäß 
Teil 2 dieses Gesetzes wahr.“

4.	Nach § 9 wird folgender Teil 2 eingefügt:

„Teil 2 
Beauftragte oder Beauftragter für die 

Landespolizei Schleswig-Holstein

§ 10 
Aufgabe und Stellung der oder des Beauftrag-

ten für die Landespolizei

(1) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei hat die Aufgabe, das partnerschaftliche Ver-
hältnis zwischen Bürger und Polizei zu stärken. 
Sie oder er unterstützt die Bürgerinnen und Bür-
ger im Dialog mit der Polizei und wirkt darauf 
hin, dass begründeten Beschwerden (§ 13) ab-
geholfen wird. Ihr oder ihm obliegt auch die Be-
fassung mit Vorgängen aus dem innerpolizeili-
chen Bereich, die an sie oder ihn im Rahmen ei-
ner Eingabe (§ 14) herangetragen werden.

(2) In der Ausübung dieses Amts ist die oder der 
Beauftragte für die Landespolizei unabhängig, 
weisungsfrei und nur dem Gesetz unterworfen.

§ 11 
Geltung der Vorschriften des Teil 1 für die 
Beauftragte oder den Beauftragten für die 

Landespolizei

Soweit in diesem Teil des Gesetzes nichts Be-
sonderes bestimmt ist, sind die Vorschriften des 
Teil 1 dieses Gesetzes sinngemäß anzuwenden.

§ 12 
Anwendungsbereich, Konkurrenzen

(1) Nachfolgende Bestimmungen finden Anwen-
dung auf Polizeibeschäftigte, insbesondere auf 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte des Lan-
des Schleswig-Holstein. Für Polizeivollzugsbe-
amtinnen und -beamte anderer Länder oder des 
Bundes gelten die Bestimmungen nur in den Fäl-
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len des § 170 Absatz 1 Nummer 1 des Landes-
verwaltungsgesetzes.

(2) Ist gegen eine Polizeibeschäftigte oder einen 
Polizeibeschäftigten wegen ihres oder seines 
dienstlichen Verhaltens ein strafrechtliches Er-
mittlungsverfahren eingeleitet oder öffentliche 
Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben, 
ein gerichtliches Bußgeldverfahren anhängig, ein 
behördliches Disziplinarverfahren eingeleitet oder 
ein gerichtliches Disziplinarverfahren anhängig, 
kann die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei in geeigneten Fällen auf eine einvernehmliche 
Erledigung der Angelegenheit hinwirken. Ande-
renfalls stellt die oder der Beauftragte für die 
Landespolizei wegen desselben Sachverhalts bei 
ihr oder ihm laufende Beschwerden und Einga-
ben vorläufig ein. Über die Tatsache der vorläufi-
gen Einstellung wird der oder die Einbringende 
der Beschwerde oder Eingabe unterrichtet. Glei-
ches gilt im Fall der Wiederaufnahme des Verfah-
rens durch die Beauftragte oder den Beauftrag-
ten für die Landespolizei.

(3) Petitionsrecht sowie das besondere Be-
schwerde- und Eingaberecht nach diesem Teil 
des Gesetzes bestehen nebeneinander. Die Zu-
sammenarbeit zwischen dem Petitionsausschuss 
und der oder dem Beauftragten für die Landespo-
lizei regelt die Geschäftsordnung des Landtages.

§ 13 
Beschwerden

Mit einer Beschwerde an die Beauftragte oder 
den Beauftragten für die Landespolizei kann sich 
jede natürliche oder juristische Person wenden, 
die ein persönliches Fehlverhalten einzelner Poli-
zeivollzugsbeamtinnen oder –beamten oder die 
Rechtswidrigkeit einer polizeilichen Maßnahme 
behauptet.

§ 14 
Eingaben von Polizeibeschäftigten

Jede Polizeivollzugsbeamtin oder jeder Polizei-
vollzugsbeamte sowie jede oder jeder Polizei-
beschäftigte des Landes Schleswig-Holstein 
kann sich mit einer Eingabe ohne Einhaltung des 
Dienstwegs unmittelbar an die oder den Beauf-
tragten für die Landespolizei wenden. Wegen 
der Tatsache der Anrufung der oder des Beauf-
tragten für die Landespolizei darf sie oder er we-
der dienstlich gemaßregelt werden noch sons-
tige Nachteile erleiden.

§ 15 
Form und Frist

(1) Beschwerden und Eingaben nimmt die oder 
der Beauftragte für die Landespolizei entgegen. 
Sie müssen Namen und Anschrift der oder des 
Einbringenden sowie den der Beschwerde oder 
Eingabe zugrunde liegenden Sachverhalt enthal-

ten. Vertrauliche Beschwerden und Eingaben, 
bei denen die oder der Betroffene ausdrücklich 
um Geheimhaltung seiner Person ersucht, sind 
zulässig. In diesem Fall darf die Person des Be-
troffenen nur mit ihrer ausdrücklichen Einwilli-
gung offenbart werden.

(2) Bei Beschwerden und Eingaben, deren Urhe-
berin oder Urheber nicht erkennbar sind, kann 
die oder der Beauftragte für die Landespolizei 
nach eigenem Ermessen tätig werden oder die 
Beschwerde oder Eingabe ohne sachliche Prü-
fung an die zuständige Stelle weiterleiten.

(3) Die Beschwerde muss binnen zwölf Mona-
ten nach Beendigung der polizeilichen Maß-
nahme eingereicht sein. Entsprechendes gilt für 
die Eingabe im Hinblick auf den mit ihr bean-
standeten Sachverhalt.

§ 16 
Befugnisse der oder des Beauftragten für die 

Landespolizei

(1) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei prüft, ob auf der Grundlage der Beschwerde 
oder Eingabe hinreichender Anlass zur Sachver-
haltsaufklärung besteht. Hiervon ist in der Regel 
auszugehen, wenn bei verständiger Würdigung 
des Vorbringens eine nicht unerhebliche Rechts-
verletzung der oder des Betroffenen oder ein 
nicht unerhebliches innerdienstliches Fehlverhal-
ten zumindest möglich erscheint. Besteht kein 
hinreichender Anlass zur Sachverhaltsaufklä-
rung, teilt die oder der Beauftragte für die Lan-
despolizei dies der oder dem Betroffenen unter 
Angabe der maßgeblichen Gründe mit. Die Ent-
scheidung der oder des Beauftragten für die 
Landespolizei ist nicht anfechtbar.

(2) Zur sachlichen Prüfung kann die oder der 
Beauftragte für die Landespolizei von dem fach-
lich zuständigen Ministerium sowie allen dem 
Geschäftsbereich unterstellten Polizeibehörden 
mündlich oder schriftlich Auskunft verlangen. 
Die Auskunft ist unverzüglich zu erteilen. Der 
oder dem von einer Beschwerde oder Eingabe 
betroffenen Polizeivollzugsbeamtin oder -beam-
ten sowie der Leiterin oder dem Leiter der be-
troffenen Polizeibehörde oder -einrichtung ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 zu erteilende Aus-
kunft darf nur verweigert werden, wenn

1.	 die betroffene Polizeivollzugsbeamtin oder der 
betroffene Polizeivollzugsbeamte mit der Aus-
kunft sich selbst oder einen der in § 52 Ab-
satz 1 der Strafprozessordnung genannten 
Angehörigen dem Verdacht eines Dienstver-
gehens oder einer Straftat aussetzen würde,

2.	 für die um Auskunft angehaltene Polizeivoll-
zugsbeamtin oder den um Auskunft angehal-
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tenen Polizeivollzugsbeamten ein Zeugnisver-
weigerungsrecht nach § 52 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung besteht.

Die Berufung auf ein Auskunftsverweigerungs-
recht erfolgt gegenüber der oder dem unmittel-
baren Dienstvorgesetzten. Die nach Absatz 2 
Satz 1 zu erteilende Auskunft darf außerdem 
verweigert werden, wenn zwingende Geheim-
haltungsgründe ihrer Erteilung entgegenstehen. 
§ 96 der Strafprozessordnung findet entspre-
chende Anwendung.

(4) Die Befugnisse aus § 4 Absatz 1 gelten ent-
sprechend für die Beauftragte oder den Beauf-
tragten für die Landespolizei. Unter Akten sind 
insbesondere auch elektronische Akten und Vor-
gänge zu verstehen. Neben den Befugnissen aus 
§ 4 Absatz 4 kann die oder der Beauftragte für 
die Landespolizei Beschwerdeführerinnen und 
Beschwerdeführer, Eingabeführerinnen und Ein-
gabeführer, Zeuginnen und Zeugen sowie Sach-
verständige anhören und in Abstimmung mit der 
Einsatzleitung bei Großlagen anwesend sein.

(5) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei wird nach pflichtgemäßem Ermessen auf-
grund eigener Entscheidung tätig, wenn ihr oder 
ihm Umstände bekannt werden, die den Aufga-
benbereich berühren.

(6) Liegen konkrete Anhaltspunkte vor, die den 
Verdacht eines Dienstvergehens oder einer Straf-
tat rechtfertigen, ist die betroffene Polizeivoll-
zugsbeamtin oder der betroffene Polizeivollzugs-
beamte darauf hinzuweisen, dass es ihr oder ihm 
freistehe, sich mündlich oder schriftlich zu äu-
ßern oder sich nicht zur Sache einzulassen und 
sie oder er sich jederzeit einer oder eines Bevoll-
mächtigten oder Beistands bedienen könne. Ver-
antwortlich für die Erteilung des Hinweises ist 
die oder der unmittelbare Dienstvorgesetzte.

§ 17 
Abschluss des Verfahrens

(1) Die oder der Beauftragte für die Landespoli-
zei hat auf eine einvernehmliche Erledigung der 
Angelegenheit hinzuwirken. Hierzu kann sie 
oder er eine mit Gründen zu versehende Emp-
fehlung aussprechen oder der zuständigen 
Stelle Gelegenheit zur Abhilfe geben.

(2) Ist die oder der Beauftragte für die Landes-
polizei der Ansicht, dass die polizeiliche Maß-
nahme rechtswidrig ist und die Beschwerde 

führende Person dadurch in ihren oder seinen 
Rechten verletzt ist, oder dass ein innerdienstli-
ches Fehlverhalten vorliegt, teilt sie oder er dies 
in bedeutenden Fällen der fachlich zuständigen 
Ministerin oder dem fachlich zuständigen Minis-
ter mit und gibt ihr oder ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme.

(3) In begründet erscheinenden Fällen kann die 
oder der Polizeibeauftragte den Vorgang der für 
die Einleitung eines Straf- oder Disziplinarver-
fahrens zuständigen Stelle unter Mitteilung der 
gewonnenen Erkenntnisse zuleiten. Legalitäts-
prinzip und Strafverfolgungszwang im Verfahren 
beteiligter Polizeivollzugsbeamtinnen oder -be-
amten bleiben unberührt.

(4) Die Art der Erledigung ist der oder dem Ein-
bringenden der Beschwerde oder Eingabe und 
dem fachlich zuständigen Ministerium unter An-
gabe der maßgeblichen Gründe mitzuteilen.

§ 18 
Verschwiegenheitspflicht

Die oder der Beauftragte für die Landespolizei 
ist auch nach Beendigung der Amtsverhältnisse 
verpflichtet, über die ihr oder ihm bei der amtli-
chen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegen-
heiten Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr 
oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung be-
dürfen. Die oder der Beauftragte entscheidet 
entsprechend den Bestimmungen über die Vor-
lage- und Auskunftspflichten von Behörden in 
den gerichtlichen Verfahrensordnungen für sich 
und die ihr oder ihm zugewiesenen Bedienste-
ten in eigener Verantwortung.

§ 19 
Bericht

Die oder der Beauftragte für die Landespolizei 
erstattet dem Landtag ab dem zweiten Jahr 
nach Aufnahme ihrer oder seiner Tätigkeit jähr-
lich Bericht. Der oder dem Beauftragten bleibt 
unbenommen, Vorschläge zur Verbesserung der 
Polizeipraxis jederzeit dem Landtag vorzulegen. 
Das zuständige Ministerium ist bei Vorschlägen 
in Kenntnis zu setzen.“

Artikel 2  
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 22. Juni 2016

	 T o r s t e n  A l b i g 	 S t e f a n  S t u d t
	 Ministerpräsident	 Minister
		  für Inneres und Bundesangelegenheiten

*)	 Ändert Ges. vom 15. Januar 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1103-5
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1690/2016
Gesetz 

zur Modernisierung des Landesbeamtenrechts 
Vom 21. Juli 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesbeamtengesetzes1)

Das Landesbeamtengesetz vom 26. März 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 93, ber. S. 261), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Januar 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 2), wird wie folgt geändert:

  1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a)	 In der Überschrift zu § 26 wird das Wort 
„Prüfungsordnungen“ durch das Wort „Prü-
fungsverordnungen“ ersetzt.

b)	 Nach der Überschrift zu § 62 wird die fol-
gende Überschrift eingefügt:

„§ 62 a  Familienpflegezeit“.

c) Nach der Überschrift zu § 63 wird die fol-
gende Überschrift eingefügt:

„§ 63 a  Altersteilzeit 63plus“.

  2.	 In § 3 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die Landesregierung wird ermächtigt, Auf-
gaben der obersten Dienstbehörden und der 
Dienstvorgesetzten des Landes durch Verord-
nung auf eine andere Behörde zum Zweck ei-
ner zentralen Personalverwaltung vollständig 
oder teilweise zu übertragen. Sie kann zu die-
sem Zweck durch Verordnung eine Lan-
desoberbehörde errichten oder ein zugeordne-
tes Amt bilden.“

  3.	In § 5 Absatz 6 Satz 2 werden das Semikolon 
und der 2. Halbsatz gestrichen. 

  4.	§ 14 Absatz 2 Nummer 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„1. als Bildungsvoraussetzung

a)	 ein Mittlerer Schulabschluss oder ein 
Realschulabschluss oder

b)	 der Erste allgemeinbildende Schulab-
schluss oder ein Hauptschulabschluss 
und eine förderliche abgeschlossene 
Berufsausbildung oder

c)	 der Erste allgemeinbildende Schulab-
schluss oder ein Hauptschulabschluss 
und eine abgeschlossene Ausbildung in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis oder 

d)	 ein als gleichwertig anerkannter Bil-
dungsstand

und“

  5.	§ 16 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Die Laufbahnbefähigung kann auch 
aufgrund 

1.	der Richtlinie 2005/36/EG*),

2.	eines mit einem Drittstaat geschlosse-
nen Vertrages, in dem die Bundesrepu
blik Deutschland und die Europäische 
Union einen entsprechenden Anspruch 
auf Anerkennung der Berufsqualifikatio-
nen eingeräumt haben, oder 

3.	einer auf eine Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst vorbereitenden Berufsqualifika-
tion, die in einem von § 7 Absatz 1 Num-
mer 1 Buchstabe c BeamtStG nicht er-
fassten Drittstaat erworben worden ist,

erworben werden.“ 

b)	 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 

„(3) Das Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetz vom 1. Juni 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 92), Ressortbezeichnungen ersetzt durch 
Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 96), findet mit Ausnahme des  
§ 17 keine Anwendung.“

  6.	§ 23 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Absätze 2 und 3 sind entsprechend 
anzuwenden für Zeiten 

1.	eines Wehrdienstes, 

2.	von ehemaligen Soldatinnen und Soldaten 
nach § 8 a des Soldatenversorgungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. September 2009 (BGBl. I S. 3054), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Au-
gust 2013 (BGBl. I S. 3386), 

3.	eines Zivildienstes oder Bundesfreiwilligen-
dienstes,

4.	eines Entwicklungsdienstes,

5.	eines freiwilligen sozialen oder freiwilligen 
ökologischen Jahres nach dem Jugendfrei-
willigendienstegesetz vom 16. Mai 2008 
(BGBl. I S. 842), geändert durch Gesetz 
vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854).“

  7.	In der Überschrift zu § 26 wird das Wort „Prü-
fungsordnungen“ durch das Wort „Prüfungs-
verordnungen“ ersetzt.

  8.	In § 30 Absatz 3 wird folgender Satz ange-
fügt: 

*)	 Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von BerufsqualifIkationen (ABl. L 255 S. 22, zuletzt ber. 2014 L 305 S. 115), zuletzt geändelt durch die Richtlinie  
2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 (ABI. L 354 S. 132)



598	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2016; Ausgabe 25. August 2016	 Nr. 13

„Satz 1 gilt entsprechend für Beamtinnen und 
Beamte des Landes, die an einer Hochschule 
eines anderen Dienstherrn in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis auf Zeit zur Über-
nahme einer Gast- oder Vertretungsprofessur 
eines anderen Dienstherrn berufen werden.“

  9.	In § 35 Absatz 4 Satz 1 werden die Worte 
„über die Altersgrenze“ gestrichen. 

10.	 § 36 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen.

b)	 Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(5) § 35 Absatz 1 Satz 4 gilt in den Fällen 
der Absätze 1 bis 3 entsprechend.“

11.		 In § 41 Absatz 5 Satz 2 werden die Worte 
„einschließlich der nicht anzeigepflichtigen Ne-
bentätigkeiten“ gestrichen. 

12.	§ 43 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „amts-
ärztliche Untersuchung“ durch die Angabe 
„ärztliche Untersuchung (§ 44)“ ersetzt. 

b)	 In Absatz 4 werden die Worte „Beamtin 
oder der Beamte“ durch die Worte „Ruhe-
standsbeamtin oder der Ruhestandsbe-
amte“ ersetzt.

13.	In § 58 Absatz 1 werden nach den Worten 
„von 40 Jahren“ die Worte „und 50 Jahren“ 
eingefügt. 

14.	In § 60 Absatz 4 werden nach dem Wort „Ru-
hezeiten“ die Worte „und zu Einzelheiten der 
Gewährung einer Ausgleichszahlung im Falle 
der endgültigen Verhinderung der Inanspruch-
nahme eines Zeitausgleichs für Zeitguthaben“ 
eingefügt.

15.	§ 61 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Unter den gleichen Voraussetzungen kann 
die Teilzeitbeschäftigung für einen Zeitraum 
bis zu sieben Jahren auch in der Weise be-
willigt werden, 

1.	dass dabei der Teil, um den die Arbeits-
zeit ermäßigt ist, zu einem ununterbro-
chenen Zeitraum zusammengefasst 
wird, der am Ende der bewilligten Teil-
zeitbeschäftigung liegen muss (Freistel-
lungsphase) oder

2.	dass am Ende des Bewilligungszeitraums 
eine Arbeitszeitreduzierung steht, die 
durch eine entsprechend höhere Arbeits-
zeit in der Anfangsphase erbracht wird.“

b)	 Satz 3 wird gestrichen.

16.	§ 62 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezü-
gen ist auf Antrag

1.	Teilzeitbeschäftigung mit mindestens 25 % 
der regelmäßigen Arbeitszeit,

2.	Urlaub ohne Dienstbezüge 

zu bewilligen, wenn sie mindestens ein Kind 
unter 18 Jahren oder eine sonstige pflegebe-
dürftige Angehörige oder einen sonstigen pfle-
gebedürftigen Angehörigen tatsächlich be-
treuen oder pflegen und zwingende dienstliche 
Belange der Bewilligung nicht entgegenstehen. 
Der Bewilligung einer Teilzeitbeschäftigung 
nach Satz 1 Nummer 1 im Umfang von 25 % 
bis unter 50 % dürfen dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen. Beamtinnen und Beam-
ten im Vorbereitungsdienst kann aus den in 
Satz 1 genannten Gründen Teilzeitbeschäfti-
gung mit mindestens der Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit bewilligt werden, wenn dienst-
liche Belange nicht entgegenstehen. Die Pfle-
gebedürftigkeit ist durch Vorlage eines 
ärztlichen Gutachtens oder einer Bescheini-
gung der Pflegekasse oder des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung oder durch 
Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung 
einer privaten Krankenversicherung nachzu-
weisen.“ 

17.	 Es wird folgender § 62 a eingefügt:

„§ 62 a 
Familienpflegezeit

(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezü-
gen ist auf Antrag für die Dauer von längstens 
48 Monaten Teilzeitbeschäftigung als Familien-
pflegezeit zur Pflege einer oder eines pflegebe-
dürftigen Angehörigen zu bewilligen, es sei 
denn, dass zwingende dienstliche Belange ent-
gegenstehen. Der Bewilligung einer Familien-
pflegezeit mit tatsächlicher Arbeitszeit in der 
Pflegephase im Umfang von 25 % bis unter  
50 % der regelmäßigen Arbeitszeit und in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 3 dürfen dienstli-
che Belange nicht entgegenstehen. Beamtin-
nen und Beamten im Vorbereitungsdienst kann 
Familienpflegezeit mit tatsächlicher Arbeitszeit 
in der Pflegephase im Umfang mit mindestens 
der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bewil-
ligt werden, wenn dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. Die Pflegebedürftigkeit ist 
durch Vorlage eines ärztlichen Gutachtens 
oder einer Bescheinigung der Pflegekasse oder 
des Medizinischen Dienstes der Krankenversi-
cherung oder durch Vorlage einer entsprechen-
den Bescheinigung einer privaten Krankenver-
sicherung nachzuweisen. 

(2) Die Teilzeitbeschäftigung wird in der Weise 
bewilligt, dass die Beamtinnen und Beamten 
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ihre tatsächliche Arbeitszeit während einer zu-
sammenhängenden Pflegephase bis zu längs-
tens 24 Monaten um den Anteil der reduzier-
ten Arbeitszeit ermäßigen, welcher nach Been-
digung der Pflegephase in der ebenso langen 
Nachpflegephase erbracht wird. In der Pflege-
phase muss unbeschadet der Regelung des 
Satzes 3 mindestens 25 % der regelmäßigen 
Arbeitszeit erbracht werden. Die Teilzeitbe-
schäftigung kann auch in der Weise bewilligt 
werden, dass in der Pflegephase der Teil, um 
den die Arbeitszeit während der Familienpfle-
gezeit ermäßigt ist, zu einem ununterbroche-
nen Zeitraum von bis zu sechs Monaten zu-
sammengefasst wird. Eine nachträgliche Ver-
längerung der Pflegephase auf bis zu sechs 
Monate im Falle des Satzes 3 oder bis zu  
24 Monate im Falle des Satzes 1 ist möglich. 

(3) Für die Bemessung der Höhe der monatli-
chen Dienstbezüge gilt § 7 Absatz 1 und 2 Be-
soldungsgesetz Schleswig-Holstein (SHBesG) 
entsprechend für den Durchschnitt der redu-
zierten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeits-
zeit im Zeitraum der Pflege- und Nachpflege-
phase. 

(4) Die Pflegephase der Familienpflegezeit en-
det vorzeitig mit Ablauf des Monats, der auf 
den Monat folgt, in dem die Voraussetzungen 
der Pflege eines pflegebedürftigen Angehöri-
gen nach Absatz 1 wegfallen. 

(5) Die Familienpflegezeit ist mit Wirkung für 
die Vergangenheit zu widerrufen, 

1.	bei Beendigung des Beamtenverhältnisses 
in den Fällen des § 21 BeamtStG, 

2.	bei einem auf Antrag der Beamtin oder des 
Beamten erfolgten Wechsel des Dienst-
herrn, 

3.	wenn Umstände eintreten, welche die vor-
gesehene Abwicklung unmöglich machen 
oder wesentlich erschweren, oder

4.	 in besonderen Härtefällen, wenn der Beam-
tin oder dem Beamten die Fortsetzung der 
Teilzeitbeschäftigung nicht mehr zuzumuten 
ist und dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen. 

(6) Die Familienpflegezeit kann vom Dienst-
herrn anstelle des Widerrufs 

1.	 im Falle einer Beurlaubung aus familiären 
Gründen von mehr als einem Monat nach  
§ 62 Absatz 1 oder

2.	 im Falle einer Elternzeit 

unterbrochen und mit der restlichen Pflegezeit 
oder mit einer entsprechend verkürzten Nach-
pflegephase fortgesetzt werden. 

(7) Gleichzeitig mit dem Widerruf wird der Ar-
beitszeitstatus entsprechend der nach dem 
Modell zu erbringenden Dienstleistung festge-
setzt. Zuviel gezahlte Bezüge sind von der Be-
amtin oder dem Beamten zurückzuzahlen. Dies 
gilt nicht für die überzahlten Bezüge des Zeit-
raums der Pflegephase, soweit er bereits in der 
Nachpflegephase ausgeglichen wurde. § 15 
Absatz 2 Satz 3 SHBesG gilt entsprechend.

(8) Eine neue Familienpflegezeit kann erst für 
die Zeit nach Beendigung der Nachpflegephase 
bewilligt werden.

(9) Die Beamtin oder der Beamte ist verpflich-
tet, jede Änderung der Tatsachen mitzuteilen, 
die für die Bewilligung maßgeblich sind. § 62 
Absatz 2 gilt entsprechend.“ 

18.	 Nach § 63 wird folgender § 63 a eingefügt:

„§ 63 a 
Altersteilzeit 63plus

(1) Beamtinnen und Beamten mit Dienstbezü-
gen kann auf Antrag, der sich auf die Zeit bis 
zum Eintritt in den Ruhestand wegen Errei-
chens der Altersgrenze erstrecken muss, Teil-
zeitbeschäftigung bewilligt werden, wenn die 
Beamtin oder der Beamte das 63. Lebensjahr 
vollendet hat, ihre oder seine Leistungen aus-
weislich einer dienstlichen Beurteilung die An-
forderungen übertreffen und dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen (Altersteilzeit 
63plus). Die Teilzeitbeschäftigung muss mit 
mindestens 50 % der regelmäßigen Arbeitszeit 
beantragt werden; sie darf nicht mehr als 90 
% der regelmäßigen Arbeitszeit betragen.

(2) Für Beamtinnen und Beamte, die schwerbe-
hindert im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch sind, gilt Absatz 1 
mit der Maßgabe, dass

1.	bei ihnen die nach § 36 Absatz 2 oder 3 
maßgebende Altersgrenze an die Stelle des 
63. Lebensjahres tritt,

2.	sich der Antrag mindestens auf die Zeit er-
strecken muss, zu der sie nach vollendetem 
65. Lebensjahr auf Antrag in den Ruhestand 
versetzt werden können. 

(3) § 61 Absatz 2 gilt entsprechend.“ 

19.	 § 65 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit nach § 62 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder § 62 a Ab-
satz 1, Urlaub nach § 62 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 und Urlaub nach § 64 Absatz 1 
dürfen insgesamt die Dauer von 17 Jahren 
nicht überschreiten.“
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20.	In § 68 Absatz 1 werden nach dem Wort „Zu-
satzurlaub,“ die Worte „die Einzelheiten der Ge-
währung einer Urlaubsabgeltung für aufgrund 
von Dienstunfähigkeit bis zur Beendigung des 
Beamtenverhältnisses nicht in Anspruch ge-
nommenen Erholungsurlaub,“ eingefügt.

21.	§ 89 erhält folgende Fassung: 

„§ 89  
Vorlage von Personalakten und Auskunft aus 

Personalakten

a)	 Soweit es zur Erfüllung der durch Rechts-
vorschrift vorgesehenen Aufgaben erforder-
lich ist, ist es ohne Einwilligung der Beam-
tin oder des Beamten zulässig für Zwecke 
der Personalverwaltung oder Personalwirt-
schaft, die Personalakte 

1.	der obersten Dienstbehörde,

2.	dem Landesbeamtenausschuss,

3.	einer im Rahmen der Dienstaufsicht wei-
sungsbefugten Behörde,

4.	einem ressortübergreifend zuständigen 
Dienstleistungszentrum oder

5.	Ärztinnen und Ärzten sowie Psycholo-
ginnen und Psychologen, die im Auftrag 
der personalverwaltenden Behörde ein 
Gutachten erstellen,

vorzulegen. Das Gleiche gilt für andere Be-
hörden desselben oder eines anderen 
Dienstherrn, soweit diese an einer Personal-
entscheidung mitwirken. 

(2) Ohne Einwilligung der Beamtin oder des Be-
amten ist es zulässig, Personalaktendaten an 
die Ministerpräsidentin oder den Ministerpräsi-
denten, die von ihr oder ihm bestimmte oberste 
Landesbehörde oder eine beauftragte öffentli-
che Stelle zu Zwecken des ressortübergreifen-
den zentralen Personalmanagements innerhalb 
der Landesverwaltung zu übermitteln und dort 
für diese Zwecke weiterzuverarbeiten. 

(3) Personenbezogene Daten aus der Personal-
akte dürfen auch ohne Einwilligung der Betrof-
fenen genutzt oder an eine andere Behörde 
oder beauftragte Stelle weitergegeben werden, 
soweit sie für die Festsetzung und Berechnung 
der Besoldung, Versorgung, Beihilfe, der Reise-
kosten, der Nachversicherungsbeiträge in der 
Sozialversicherung oder für die Prüfung der 
Kindergeldberechtigung erforderlich sind.

(4) Auskünfte an Dritte dürfen nur mit Einwilli-
gung der Beamtin oder des Beamten erteilt 
werden, es sei denn, die Empfängerinnen oder 
Empfänger machen ein rechtliches Interesse 
an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten 
glaubhaft und es besteht kein Grund zu der 
Annahme, dass das schutzwürdige Interesse 

der Betroffenen an der Geheimhaltung über-
wiegt. Auf der Grundlage der Artikel 50, 56 
und 56 a der Richtlinie 2005/36/EG dürfen im 
Rahmen der europäischen Verwaltungszusam-
menarbeit nach § 36 a bis § 36 e des Landes-
verwaltungsgesetzes die erforderlichen Aus-
künfte aus der Personalakte auch ohne Einwil-
ligung der Beamtin oder des Beamten erteilt 
werden. Inhalt und Empfängerin oder Empfän-
ger der Auskunft sind der Beamtin oder dem 
Beamten schriftlich mitzuteilen.

(5) Für Auskünfte aus der Personalakte gelten 
Absatz 1 und 2 entsprechend. Soweit eine 
Auskunft ausreicht, ist von einer Vorlage abzu-
sehen. Vorlage und Auskunft sind auf den je-
weils erforderlichen Umfang zu beschränken.“

22.	 In § 92 Absatz 3 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Die Ergebnisse dürfen auch für statistische 
Zwecke genutzt werden, sofern die Datenver-
arbeitung und Nutzung ausschließlich in ano-
nymisierter Form erfolgt.“

23.	 § 95 erhält folgende Fassung:

„§ 95 
Mitglieder

(1) Der Landesbeamtenausschuss besteht aus 
neun Mitgliedern.

(2) Die Landesregierung beruft die ordentlichen 
und stellvertretenden Mitglieder auf die Dauer 
von vier Jahren. Vier ordentliche und drei stell-
vertretende Mitglieder sind aufgrund von Vor-
schlägen aus der Landesverwaltung zu beru-
fen, davon 

1.	ein ordentliches Mitglied aus der für das all-
gemeine öffentliche Dienstrecht zuständi-
gen obersten Landesbehörde,

2.	ein ordentliches und ein stellvertretendes 
Mitglied aus dem für Grundsatzfragen der 
Beamtenbesoldung und Beamtenversor-
gung zuständigen Ministerium, 

3.	ein ordentliches und ein stellvertretendes 
Mitglied aus dem für kommunale Angele-
genheiten zuständigen Ministerium und 

4.	ein ordentliches und ein stellvertretendes 
Mitglied aus der für ressortübergreifende 
Personalangelegenheiten zuständigen 
obersten Landesbehörde.

Ein ordentliches und ein stellvertretendes Mit-
glied werden aus dem Kreis der Richterinnen 
und Richter der Verwaltungsgerichtsbarkeit be-
rufen. Zwei ordentliche und zwei stellvertre-
tende Mitglieder werden aufgrund von Vor-
schlägen der Spitzenorganisationen der zu-
ständigen Gewerkschaften und Berufsverbände 
auf Landesebene und zwei ordentliche und 
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zwei stellvertretende Mitglieder aufgrund von 
Vorschlägen der kommunalen Landesverbände 
des Landes Schleswig-Holstein berufen.

(3) Vorsitzende oder Vorsitzender des Landesbe-
amtenausschusses ist das nach Absatz 2 Satz 
2 Nummer 1 berufene Mitglied. Bei deren oder 
dessen Verhinderung nimmt das ordentliche 
Mitglied aus dem für kommunale Angelegenhei-
ten zuständigen Ministerium die Aufgaben der 
Vorsitzenden oder des Vorsitzenden wahr. Sind 
beide verhindert, tritt an ihre Stelle das Mitglied, 
das dem Landesbeamtenausschuss am längs-
ten ununterbrochen als Mitglied angehört, bei 
gleichlanger Mitgliedschaft das lebensältere.

(4) Bei der Berufung der Mitglieder sollen 
Frauen und Männer jeweils zur Hälfte berück-
sichtigt werden. Von den Vorschlagsberechtig-
ten soll jeweils eine Frau und ein Mann pro 
Gremienplatz benannt werden. Die Landesre-
gierung wählt eine Person als Mitglied aus. Die 
Person, die nicht als Mitglied bestimmt wurde, 
wird als stellvertretendes Mitglied berufen.

(5) Sämtliche Mitglieder mit Ausnahme der 
Richterin oder des Richters der Verwaltungsge-
richtsbarkeit müssen sich in einem Beamten-
verhältnis zu einem der in § 1 Absatz 1 ge-
nannten Dienstherren befinden.

(6) Scheidet ein nach Absatz 3 berufenes Mit-
glied vor Ablauf der Amtszeit aus dem Landes-
beamtenausschuss aus, wird ein neues Mit-
glied nur für den Rest der Amtszeit berufen.“

24.	 § 100 erhält folgende Fassung:

„§ 100 
Geschäftsstelle

Der Landesbeamtenausschuss wird zur Durch-
führung seiner Aufgaben durch die in der für 
das allgemeine öffentliche Dienstrecht zustän-
digen obersten Landesbehörde eingerichteten 
Geschäftsstelle unterstützt. Die Geschäftsstelle 
bereitet die Sitzungen des Landesbeamtenaus-
schusses vor und führt seine Beschlüsse aus.“

25.	§ 113 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird der folgende Satz angefügt:

„§ 35 Absatz 4 gilt entsprechend.“

b)	 Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Beamtinnen und Beamten des feuer-
wehrtechnischen Dienstes auf Verwendun-
gen, die im besonderen dienstlichen oder im 
besonderen öffentlichen Interesse des Landes 
liegen, werden dem Einsatzdienst gleichge-
stellt; Einzelheiten regelt die oberste Dienst-
behörde durch Verwaltungsvorschrift.“

26.	 § 117 Absatz 5 Satz 2 Nummer 4 erhält fol-
gende Fassung: 

„4. a)	Wehrdienst,

b)		Zeiten von ehemaligen Soldatinnen und 
Soldaten nach § 8 a des Soldatenver-
sorgungsgesetzes, 

c)		Zivildienst oder Bundesfreiwilligen-
dienst,

d)		Entwicklungsdienst,

e)		Freiwilliges soziales oder freiwilliges 
ökologisches Jahr nach dem Jugend-
freiwilligendienstegesetz,“

27.	In § 118 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Professorinnen und Professoren kön-
nen den Antrag nach § 35 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 nur bis spätestens 18 Monate vor 
Ablauf des letzten Monats des Semesters oder 
Trimesters, in welchem die Altersgrenze er-
reicht wird, stellen.“

28.	§ 120 Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Nach Erreichen der Höchstdauer von insge-
samt sechs Jahren ist eine weitere Verlänge-
rung oder eine erneute Einstellung als wissen-
schaftliche oder künstlerische Mitarbeiterin 
oder als wissenschaftlicher oder künstlerischer 
Mitarbeiter in einem Beamtenverhältnis auf 
Zeit unzulässig.“

29.	 § 125 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) Durch die Wahrnehmung von Zeiten 

1.	eines Wehrdienstes, 

2.	von ehemaligen Soldatinnen und Soldaten 
nach § 8 a des Soldatenversorgungsgeset-
zes, 

3.	eines Zivildienstes oder Bundesfreiwilligen-
dienstes,

4.	eines Entwicklungsdienstes,

5.	eines freiwilligen sozialen oder freiwilligen 
ökologischen Jahres

darf der Bewerberin oder dem Bewerber kein 
Nachteil entstehen. Gleiches gilt für berufliche 
Verzögerungen infolge

1.	der Geburt oder der tatsächlichen Betreu-
ung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jah-
ren oder

2.	der tatsächlichen Pflege einer oder eines 
nach ärztlichem Gutachten pflegebedürfti-
gen sonstigen Angehörigen.“

Artikel 2 
Änderung des Besoldungsgesetzes 

Schleswig-Holstein2)

Das Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein 
(SHBesG) vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
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26. Januar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 32), wird wie 
folgt geändert:

  1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Nach der Überschrift zu § 58 wird folgende 
Überschrift eingefügt:

„ § 58 a  �Ausgleichszulage bei Diensther-
renwechsel“

b)	 Nach der Überschrift zu § 64 wird folgende 
Überschrift eingefügt:

„ § 64 a  �Vergütung für Gerichtsvollziehe-
rinnen und Gerichtsvollzieher“

c)	 In der Überschrift der Anlage 1 wird das 
Wort „(SHBesO A und B)“ angefügt.

d)	 In der Überschrift der Anlage 2 wird das 
Wort „(SHBesO W)“ angefügt.

e)	 In der Überschrift der Anlage 3 wird das 
Wort „(SHBesO C kw)“ angefügt.

f)		 In der Überschrift der Anlage 4 wird das 
Wort „(SHBesO R)“ angefügt. 

  2.	§ 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 3 wird gestrichen.

b)	 Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

  3.	In § 7 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Abweichend von Absatz 3 wird in den Fäl-
len der Altersteilzeit nach § 63 a des Landes-
beamtengesetzes oder nach den entsprechen-
den Bestimmungen für Richterinnen und Rich-
ter zusätzlich zur Besoldung nach Absatz 1 ein 
nicht ruhegehaltfähiger Zuschlag gewährt; der 
Zuschlag beträgt 50 % des Unterschiedsbetra-
ges der bei Beschäftigung mit der regelmäßi-
gen Arbeitszeit zustehenden Dienstbezüge und 
der entsprechend der aufgrund der Altersteil-
zeit reduzierten Arbeitszeit zustehenden 
Dienstbezüge. Dienstbezüge im Sinne des Sat-
zes 1 sind das Grundgehalt, der Familienzu-
schlag, Amtszulagen, Stellenzulagen, Leis-
tungsbezüge für Professorinnen und Professo-
ren, Kanzlerinnen und Kanzler sowie 
hauptberufliche Leiterinnen, Leiter und Mitglie-
der von Leitungsgremien an Hochschulen so-
wie Überleitungs- und Ausgleichszulagen, die 
wegen Wegfalls solcher Dienstbezüge gewährt 
werden. Bezüge, die nicht der anteiligen Kür-
zung nach Absatz 1 unterliegen, bleiben unbe-
rücksichtigt. Für den Fall, dass die Altersteil-
zeit vorzeitig beendet wird, ist ein Ausgleich zu 
regeln. Der Zuschlag ist von der Beamtin oder 
dem Beamten zu erstatten, sofern die Teilzeit-
beschäftigung aufgrund eines Antragsruhe-
standes nach § 36 Absatz 1 Landesbeamten-
gesetz oder entsprechender Vorschriften oder 
aus sonstigen Gründen, die von der Beamtin 
oder dem Beamten zu vertreten sind, vor Errei-

chen der Altersgrenze oder nach § 36 Absatz 
2 oder 3 Landesbeamtengesetz oder nach ent-
sprechenden Bestimmungen für Richterinnen 
und Richter vor Vollendung des 65. Lebensjah-
res beendet wird.“ 

  4.	§ 8 Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Die Gesamthöhe der Besoldung aus der 
Summe des Zuschlags nach Satz 2 und der 
Besoldung nach Absatz 1 darf nicht die Besol-
dung bei Vollbeschäftigung übersteigen.“

  5.	§ 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 
Sonderzuschläge zur Sicherung der Funktions- 

und Wettbewerbsfähigkeit

(1) Zur Sicherung der Funktions- und Wettbe-
werbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes dür-
fen nicht ruhegehaltfähige Sonderzuschläge 
gewährt werden, wenn ein bestimmter Dienst-
posten andernfalls insbesondere im Hinblick 
auf die fachliche Qualifikation sowie die Be-
darfs- und Bewerberlage nicht anforderungsge-
recht besetzt werden kann und die Deckung 
des Personalbedarfs dies im konkreten Fall er-
fordert. Der Zuschlag kann auch Beamtinnen 
und Beamten gewährt werden, um deren Ver-
bleib auf dem Dienstposten zu sichern und die 
Abwanderung zu verhindern. 

(2) Der Sonderzuschlag darf monatlich einen 
Höchstbetrag von 600 Euro nicht übersteigen. 
Die Gewährung des Sonderzuschlags kann von 
der Erfüllung von Auflagen abhängig gemacht 
werden. Der Sonderzuschlag wird, wenn nichts 
anderes bestimmt ist, in fünf Schritten um je-
weils 20 % seines Ausgangsbetrages jährlich 
verringert, erstmals ein Jahr nach dem Entste-
hen des Anspruchs. Der Sonderzuschlag kann 
auch befristet gewährt werden; ergänzend 
kann dann festgelegt werden, dass er aufgrund 
einer Beförderung auch vor Ablauf der Befris-
tung wegfällt. Der Sonderzuschlag kann rück-
wirkend höchstens für drei Monate gewährt 
werden. § 7 Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die Ausgaben für die Sonderzuschläge dür-
fen 0,2 % der im jeweiligen Haushaltsplan ver-
anschlagten jährlichen Besoldungsausgaben, 
zuzüglich der im Rahmen einer flexibilisierten 
Haushaltsführung für diesen Zweck erwirt-
schafteten Mittel, nicht überschreiten.

(4) Die Entscheidung über die Gewährung von 
Sonderzuschlägen trifft die oberste Dienstbe-
hörde.“

  6.	In § 19 Absatz 1 Satz 3 werden nach dem 
Wort „und“ die Worte „für Beamtinnen und Be-
amte des Landes“ eingefügt. 
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  7.	§ 21 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt:

„Eine Funktion kann mehreren Ämtern einer 
Laufbahngruppe mit gleichem Einstiegsamt 
zugeordnet werden.“

b)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

  8.	In § 26 werden nach dem Wort „dürfen“ die 
Worte „mit Ausnahme der Fälle des § 21 Satz 
2“ eingefügt.

  9.	§ 28 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 wird wie folgt 
gefasst:

„4. �Zeiten von mindestens vier Monaten bis 
zu insgesamt zwei Jahren, in denen 
Wehrdienst, Zivildienst, Bundesfreiwilli-
gendienst, Entwicklungsdienst oder ein 
freiwilliges soziales oder ökologisches 
Jahr geleistet wurde,“ 

b)	 Es wird folgender neuer Absatz 10 ange-
fügt:

„(10) Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 in der ab 
1. September 2016 geltenden Fassung ist 
auf Antrag der am 1. September 2016 vor-
handenen Beamtinnen und Beamten ent-
sprechend anzuwenden.“

10.	 § 44 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Nummer 3 und 4 erhält folgende 
Fassung: 

“3. �geschieden sind oder ihre Ehe oder ein-
getragene Lebenspartnerschaft aufge-
hoben oder für nichtig erklärt ist, wenn 
sie aus der letzten Ehe oder der letzten 
eingetragenen Lebenspartnerschaft zum 
Unterhalt verpflichtet sind,

4. �in anderen als den in Nummer 1 bis 3 
genannten Fällen ein Kind nicht nur vor-
übergehend in ihre Wohnung aufge-
nommen haben, für das ihnen Kinder-
geld nach dem Einkommensteuergesetz 
oder nach dem Bundeskindergeldgesetz 
zusteht oder ohne Berücksichtigung der 
§§ 64 und 65 des Einkommensteuerge-
setzes oder der §§ 3 und 4 des Bun-
deskindergeldgesetzes zustehen würde, 
sowie andere Beamtinnen und Beamte, 
die eine Person nicht nur vorüberge-
hend in ihre Wohnung aufgenommen 
haben, weil sie aus beruflichen oder ge-
sundheitlichen Gründen ihrer Hilfe be-
dürfen; als in die Wohnung aufgenom-
men gilt ein Kind auch dann, wenn die 
Beamtin oder der Beamte es auf ihre 
oder seine Kosten anderweitig unterge-

bracht hat, ohne dass dadurch die 
häusliche Verbindung mit ihr oder ihm 
aufgehoben werden soll; beanspruchen 
mehrere nach dieser Vorschrift oder ei-
ner entsprechenden Vorschrift im öf-
fentlichen Dienst Anspruchsberechtigte 
oder aufgrund einer Tätigkeit im öffent-
lichen Dienst Versorgungsberechtigte 
wegen der Aufnahme einer Person oder 
mehrerer Personen in die gemeinsam 
bewohnte Wohnung einen Familienzu-
schlag der Stufe 1 oder eine entspre-
chende Leistung, wird der Betrag der 
Stufe 1 des für die Beamtin oder den 
Beamten oder die Richterin oder den 
Richter maßgebenden Familienzuschla-
ges nach der Zahl der Berechtigten an-
teilig gewährt; Halbsatz 3 gilt entspre-
chend, wenn bei gemeinsamem Sorge-
recht der getrennt lebenden Eltern ein 
Kind bei beiden Eltern zu gleichen Teilen 
Aufnahme gefunden hat.“ 

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)		Es wird folgender neuer Satz 2 einge-
fügt: 

„Satz 1 findet auf den Betrag keine An-
wendung, wenn beide Ehegatten teil-
zeitbeschäftigt sind und dabei zusam-
men die regelmäßige Arbeitszeit eines 
Vollzeitbeschäftigten nicht erreichen.“

bb)	Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
Sätze 3 und 4.

11.		 In § 54 wird der Punkt durch ein Komma er-
setzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„soweit sie keine Amtszulage nach den Fußno-
ten 4 oder 5 zu Besoldungsgruppe A 6 erhal-
ten.“

12.	§ 58 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die 
Worte „oder einer entsprechenden Vor-
schrift des Bundes oder eines anderen Lan-
des“ gestrichen.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Dienstbezüge“ die Worte „außer in den 
Fällen des § 58 a“ eingefügt. 

13.	Es wird folgender § 58 a eingefügt:

„§ 58 a 
Ausgleichszulage bei Dienstherrenwechsel

(1) Wird eine Beamtin, ein Beamter, eine Rich-
terin oder ein Richter auf eigenen Antrag oder 
aufgrund einer erfolgreichen Bewerbung in ein 
statusrechtlich dem früheren Amt wertgleiches 
Amt in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
versetzt oder im unmittelbaren Anschluss an 
ein vorheriges Beamtenverhältnis im Geltungs-
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bereich dieses Gesetzes ernannt und vermin-
dern sich aus diesem Grund ihre oder seine 
Dienstbezüge, kann sie oder er eine Aus-
gleichszulage erhalten, wenn für die Gewin-
nung ein dringendes dienstliches Bedürfnis be-
steht. Diese wird in Höhe des Unterschiedsbe-
trages zwischen den Dienstbezügen nach 
diesem Gesetz und den Dienstbezügen, die ihr 
oder ihm in der bisherigen Verwendung zuge-
standen haben, gewährt. Maßgeblich sind die 
Verhältnisse zum Zeitpunkt des Dienstherren-
wechsels. In Fällen einer Beurlaubung ohne 
Dienstbezüge oder Elternzeit sind die Verhält-
nisse zu Grunde zu legen, die bei einer Beendi-
gung der Freistellung am Tag vor der Verset-
zung oder Ernennung maßgebend wären. Die 
Ausgleichszulage ist auf Basis einer Vollzeitbe-
schäftigung zu berechnen und bei einer Teil-
zeitbeschäftigung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nach § 7 Absatz 1 zu vermindern. 
Bei jeder Erhöhung der Dienstbezüge vermin-
dert sich die Ausgleichszulage um die Hälfte 
des Erhöhungsbetrages.

(2) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 1 sind 
das Grundgehalt, Amts- und Stellenzulagen. 
§ 58 Absatz 3 gilt entsprechend.

(3) Bei einer Versetzung aus dienstlichen Grün-
den, die nicht unter Absatz 1 fällt, einer Über-
tragung eines niedrigeren Amtes im Zuge einer 
Körperschaftsumbildung, einer Übernahme 
oder einem Übertritt ist eine Ausgleichszulage, 
soweit nachstehend nicht abweichend gere-
gelt, entsprechend Absatz 1 zu gewähren. Zur 
Bestimmung der Ausgleichszulage ist in diesen 
Fällen auch eine in der bisherigen Verwendung 
gewährte Ausgleichszulage oder eine andere 
Leistung einzubeziehen, die für die Verringe-
rung von Grundgehalt und grundgehaltsergän-
zenden Zulagen zustand. Die Ausgleichszulage 
nach den Sätzen 1 und 2 ist ruhegehaltfähig, 
soweit sie ruhegehaltfähige Dienstbezüge aus-
gleicht. Bei jeder Erhöhung der Dienstbezüge 
vermindert sich die Ausgleichszulage um ein 
Drittel des Erhöhungsbetrages. Als Bestandteil 
der Versorgungsbezüge verringert sie sich bei 
jeder auf das Grundgehalt bezogenen Erhö-
hung der Versorgungsbezüge um ein Drittel 
des Erhöhungsbetrages. 

(4) Die Entscheidung über die Gewährung der 
Ausgleichszulage bei Dienstherrnwechsel trifft 
die oberste Dienstbehörde.

(5) Für die zum 1. September 2016 vorhande-
nen Fälle sind die bis zum 31. August 2016 
geltenden Bestimmungen weiter anzuwenden, 
sofern die danach geltenden Anspruchsvoraus-
setzungen weiter erfüllt sind.“

14.	Nach § 64 wird folgender § 64 a eingefügt:

„§ 64 a 
Vergütung für Gerichtsvollzieherinnen und 

Gerichtsvollzieher

(1) Das für Justiz zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Ein-
vernehmen mit dem für Besoldung zuständi-
gen Ministerium die Gewährung einer Vergü-
tung für Gerichtsvollzieherinnen und Gerichts-
vollzieher zu regeln. Die Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher erhalten die Vergütung 
zusätzlich zu der ihnen sonst zustehenden Be-
soldung. Maßstab für die Festsetzung der Ver-
gütung sind die vereinnahmten Gebühren und 
Dokumentenpauschalen.

(2) Für die Vergütung können Höchstsätze für 
die einzelnen Vollstreckungsaufträge sowie für 
das Kalenderjahr festgesetzt werden. Es kann 
bestimmt werden, inwieweit mit der Vergütung 
auch die besonderen, für die Gerichtsvollzie-
hertätigkeit typischen Aufwendungen mit ab-
gegolten sind und eine zusätzliche Aufwands-
entschädigung ganz oder teilweise ausge-
schlossen ist. Typische Aufwendungen sind 
insbesondere die Aufwendungen für die Ein-
richtung und den Betrieb des Büros sowie für 
Nachtdienst. Es kann ferner bestimmt werden, 
inwieweit im Einzelfall eine besondere Vergü-
tung gewährt wird, wenn die regelmäßig zu-
stehenden Vergütungsbeträge zur Deckung der 
typischen Aufwendungen nicht ausreichen. Ein 
Teil der Vergütung kann für ruhegehaltfähig er-
klärt werden.

(3) Die Vergütungsregelung wird bei wesentli-
chen Änderungen der für ihre Festsetzung 
maßgeblichen Umstände, längstens jedoch 
nach einem Erfahrungszeitraum von jeweils 
drei Jahren, durch das für Justiz zuständige 
Ministerium im Einvernehmen mit dem für Be-
soldung zuständigen Ministerium unter beson-
derer Beachtung der Belange des Haushalts 
überprüft.“

15.	Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort „(SHBesO 
A und B)“ angefügt. 

b)	 Die Vorbemerkung 6 wird gestrichen.

c)	 Bei der Besoldungsgruppe A 6 werden nach 
der Amtsbezeichnung „Erste Justizhaupt-
wachtmeisterin oder Erster Justizhaupt-
wachtmeister“ die Fußnotenhinweise „4)“ 
und „5)“ zusätzlich eingefügt und nach der 
Fußnote 3 folgende Fußnoten 4 und 5 an-
gefügt: 

„4) �Erhält als Leitung einer Justizwacht-
meisterei mit bis zu neun  Mitarbeiterin-
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nen und Mitarbeitern eine Amtszulage 
nach Anlage 8. 

5) �Erhält als Leitung einer Justizwacht-
meisterei mit zehn oder mehr Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern eine Amtszu-
lage nach Anlage 8.“

d)	 In Besoldungsgruppe A 9 wird Fußnote 1) 
wie folgt gefasst: 

„1) �Für Funktionen, die sich von denen der 
Besoldungsgruppe A 9 abheben, kön-
nen nach Maßgabe sachgerechter Be-
wertung jeweils bis zu 30% der Stellen 
mit einer Amtszulage nach Anlage 8 
ausgestattet werden. Stellenbruchteile, 
die sich bei Anwendung der Obergren-
zenregelung ergeben, dürfen von 0,5 an 
aufgerundet werden. Wird in der Lauf-
bahngruppe 1 mit dem zweiten Ein-
stiegsamt nur eine Planstelle mit der 
Besoldungsgruppe A 9 ausgewiesen, 
darf diese Planstelle ebenfalls mit der 
Amtszulage nach Anlage 8 ausgestat-
tet werden, wenn nach Maßgabe sach-
gerechter Bewertung Funktionen wahr-
genommen werden, die sich von denen 
der Besoldungsgruppe A 9 abheben.“

e)	 In Besoldungsgruppe A 10 wird Fußnote 3) 
wie folgt gefasst:

„3) �Als erstes Einstiegsamt der Laufbahn-
gruppe 2 in den Fachrichtungen Techni-
sche Dienste, Feuerwehr und Agrar- und 
umweltbezogene Dienste, Laufbahn-
zweig Landwirtschaftsverwaltung, 
wenn das für den Zugang zur Laufbahn 
geforderte abgeschlossene Hochschul-
studium nachgewiesen wurde.“

f)		 Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt 
geändert:

aa)		Bei den Amtsbezeichnungen „Erste Kri-
minalhauptkommissarin oder Erster Kri-
minalhauptkommissar“ und „Erste Poli-
zeihauptkommissarin oder Erster Polizei-
hauptkommissar“ wird jeweils der 
Fußnotenhinweis „15)“ und bei der 
Amtsbezeichnung „Oberamtsrätin oder 
Oberamtsrat“ wird nach dem Fußnoten-
hinweis 14) der Fußnotenhinweis „15)“ 
und nach der Fußnote 14 folgende neue 
Fußnote 15 eingefügt:

„15) �Für Beamtinnen und Beamte mit 
dem ersten Einstiegsamt der Lauf-
bahngruppe 2 der nicht in den 
Fußnoten 12 bis 14 genannten 
Fachrichtungen, Laufbahnzweige 
und Funktionen können für Funkti-
onen, die sich von denen der Be-

soldungsgruppe A 13 abheben, 
nach Maßgabe sachgerechter Be-
wertung bis zu 10 % der ausge-
brachten Stellen der Besoldungs-
gruppe A 13 mit einer Amtszulage 
nach Anlage 8 ausgestattet wer-
den. Stellenbruchteile, die sich bei 
Anwendung der Obergrenzenrege-
lung ergeben, dürfen von 0,5 an 
aufgerundet werden. Werden in 
der Laufbahngruppe 2 mit dem 
ersten Einstiegsamt höchstens vier 
Planstellen mit der Besoldungs-
gruppe A 13 ausgewiesen, darf 
eine Planstelle ebenfalls mit der 
Amtszulage nach Anlage 8 ausge-
stattet werden, wenn nach Maß-
gabe sachgerechter Bewertung 
Funktionen wahrgenommen wer-
den, die sich von denen der Besol-
dungsgruppe A 13 abheben.“

bb)	Die bisherigen Fußnotenhinweise 15) 
bis 18) mit den Fußnoten 15 bis 18 
werden Fußnotenhinweise 16) bis 19) 
mit den Fußnoten 16 bis 19.“

g)	 Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt 
geändert: 

aa)		Bei der Amtsbezeichnung „Verbandsdi-
rektorin oder Verbandsdirektor des 
Zweckverbandes Ostholstein“ wird die 
Fußnote 3) durch die Fußnote 2) ersetzt. 

bb)	Bei der Amtsbezeichnung „L e i t e n d e  
D i r e k t o r i n oder L e i t e n d e r   
D i r e k t o r“ wird die Fußnote 2) ange-
fügt.

h)	 Die Besoldungsgruppe B 2 wird wie folgt 
geändert:

aa)		Es wird folgende erste Amtsbezeich-
nung eingefügt:

„Abteilungsdirektorin oder Abteilungsdi-
rektor als Leiterin oder Leiter einer gro-
ßen und bedeutenden Abteilung bei ei-
ner Dienststelle oder Einrichtung, wenn 
deren Leiterin oder Leiter mindestens in 
Besoldungsgruppe B 5 eingestuft ist 
oder mindestens eine entsprechende 
Vergütung erhält“

bb)	Die Worte „Kanzlerin oder Kanzler einer 
Hochschule mit einer Messzahl von 
4001 bis 6000“ werden durch die 
Worte „Leitende Kreisverwaltungsdirek-
torin oder Leitender Kreisverwaltungsdi-
rektor als hauptamtliche Vertreterin oder 
hauptamtlicher Vertreter der Landrätin 
oder des Landrates bei der Wahrneh-
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mung von Aufgaben als untere Landes-
behörde“ ersetzt. 

cc)		Der Amtsbezeichnung Ministerialrätin 
oder Ministerialrat wird folgender neuer 
Spiegelstrich angefügt:

„- �als Leiterin oder Leiter des Amtes für 
Bundesbau“.

i)		 Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt 
geändert:

aa)		Das Wort „Landesvermessungsamts“ 
wird ersetzt durch die Worte „Landes-
amts für Vermessung und Geoinforma-
tion“

bb)	Die Amtsbezeichnung „Kanzlerin oder 
Kanzler einer Hochschule mit einer 
Messzahl von 6001 bis 10.000“ wird 
gestrichen.

j)		 Die Besoldungsgruppe B 4 wird wie folgt 
geändert:

Der Spiegelstrich bei der Amtsbezeichnung 
„Direktorin oder Direktor der Deutschen 
Rentenversicherung Nord“ erhält folgende 
Fassung:

„- �als stellvertretende Geschäftsführerin 
oder stellvertretender Geschäftsführer“.

k)	 Die Besoldungsgruppe B 5 wird wie folgt 
geändert:

Der Spiegelstrich bei der Amtsbezeichnung 
„Erste Direktorin oder Erster Direktor der 
Deutschen Rentenversicherung Nord“ er-
hält folgende Fassung:

„- �als Geschäftsführerin oder Geschäftsführer“.

l)		 Der Anhang zu den Besoldungsordnungen 
A und B wird wie folgt geändert:

aa)		In Besoldungsgruppe B 2 werden nach 
den Worten „Direktorin oder Direktor 
der Landeszentrale für politische Bil-
dung“ die Worte „Kanzlerin oder Kanzler 
einer Hochschule mit einer Messzahl 
von 4001 bis 6000“ eingefügt. 

bb)	In Besoldungsgruppe B 3 werden nach 
den Worten „Direktorin oder Direktor des 
Pflanzenschutzamtes“ die Worte „Direk-
torin oder Direktor des Landesvermes-
sungsamts“ und „Kanzlerin oder Kanzler 
einer Hochschule mit einer Messzahl von 
6001 bis 10.000“ eingefügt. 

16.	Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort „(SHBesO 
W)“ angefügt. 

b)	 In der Besoldungsgruppe W 2 wird der Be-
zeichnung „Kanzlerinnen oder Kanzler der 
Fachhochschulen Flensburg, Lübeck und 

Westküste, der Muthesius-Kunsthochschule 
und der Musikhochschule“ die Fußnote „²)“ 
angefügt.

c)	 In der Besoldungsgruppe W 3 wird den 
Worten „Kanzlerinnen oder Kanzler der Uni-
versitäten und der Fachhochschule Kiel“ die 
Fußnote „²)“ angefügt. 

17.	In Anlage 3 wird der Überschrift das Wort 
„(SHBesO C kw)“ angefügt.

18.	In Anlage 4 wird der Überschrift das Wort 
„(SHBesO R)“ angefügt.

19.	Anlage 8 wird wie folgt geändert: 

a)	 Bei der Besoldungsgruppe A 6 werden die 
Fußnotenangabe „4“ mit dem Betrag 
„115,00 Euro“ und die Fußnotenangabe 
„5“ mit dem Betrag „145,00 Euro“ einge-
fügt.

b)	 Bei der Besoldungsgruppe A 13 wird hinter 
der Angabe „12, 13,14“ die Angabe „ ,15“ 
angefügt.“

Artikel 3 
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes 

Schleswig-Holstein3)

Das Beamtenversorgungsgesetz vom 26. Januar 
2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 
2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 426), wird wie folgt ge-
ändert: 

  1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

In der Überschrift zu § 56 werden hinter dem 
Wort „Versorgungsbezüge“ die Worte „und 
Versorgungsauskunft“ angefügt.

  2.	In § 4 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „soweit“ 
durch das Wort „sofern“ ersetzt.

  3.	In § 26 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort 
„Unetrhaltsbeitrag“ durch das Wort „Unter-
haltsbeitrag“ ersetzt. 

  4.	In § 54 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe  
„§ 30 des Beamtenstatusgesetzes“ durch die 
Angabe „§ 37 LBG“ ersetzt.

  5.	§ 56 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift zu § 56 werden hinter 
dem Wort „Versorgungsbezüge“ die Worte 
„und Versorgungsauskunft“ angefügt“ 

b)	 In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „§§ 10 
bis 12 und 78 Abs. 2“ durch die Angabe 
„§§ 10 bis 12, 77 Absatz 9 und § 78 Ab-
satz 2“ ersetzt. 

c)	 Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Die oberste Dienstbehörde oder die zu-
ständige Stelle (Absatz 1 Satz 2) hat der 
Beamtin oder dem Beamten bei berechtig-
tem Interesse auf schriftlichen Antrag eine 
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Auskunft zum Anspruch auf Versorgungs-
bezüge nach der Sach- und Rechtslage zum 
Zeitpunkt der Antragstellung zu erteilen. 
Die Auskunft steht unter dem Vorbehalt 
künftiger Sach- und Rechtsänderungen so-
wie der Richtigkeit und Vollständigkeit der 
zugrunde liegenden Daten.“

  6.	In § 58 Absatz 3 wird nach der Angabe  
„Nr. 2“ die Angabe „und 3“ eingefügt.

  7.	§ 59 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) § 58 Absatz 10 Satz 1 gilt mit Ausnahme 
des § 16 Absatz 2 entsprechend.“

  8.	In § 64 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

„(10) Der Bezug aus einem Amtsverhältnis 
steht einem Verwendungseinkommen nach 
Absatz 6 gleich.“

  9.	In § 65 Absatz 4 Satz 1 werden nach dem 
Wort „daneben“ die Worte „ihr oder“ einge-
fügt. 

10.	 § 66 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. �Renten nach dem Gesetz über die Al-
terssicherung der Landwirte vom  
29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1133), “

b)	 In Nummer 6 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt.

c)	 Es wird folgende Nummer 7 angefügt:

„7. �Altersgeld nach versorgungsrechtlichen 
Vorschriften.“

11.	§ 72 wird wie folgt gefasst:

„§ 72 
Erlöschen der Witwen-, Witwer- und Waisen-

versorgung

(1) Der Anspruch der Witwen, Witwer und 
Waisen auf Versorgungsbezüge erlischt

1.	 für jede Berechtigte oder jeden Berechtig-
ten mit dem Ende des Monats, in dem sie 
oder er stirbt,

2.	 für jede Witwe oder jeden Witwer mit dem 
Ende des Monats, in dem sie oder er sich 
verheiratet,

3.	 für jede Waise mit dem Ende des Monats, in 
dem sie das 18. Lebensjahr vollendet,

4.	 für jede Berechtigte oder jeden Berechtigten, 
die oder der durch ein deutsches Gericht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes im or-
dentlichen Strafverfahren wegen eines Ver-
brechens zu Freiheitsstrafe von mindestens 
zwei Jahren oder wegen einer vorsätzlichen 
Tat, die nach den Vorschriften über Friedens-

verrat, Hochverrat, Gefährdung des demo-
kratischen Rechtsstaates oder Landesverrat 
und Gefährdung der äußeren Sicherheit 
strafbar ist, zu Freiheitsstrafe von mindes-
tens sechs Monaten verurteilt worden ist, 
mit der Rechtskraft des Urteils.

Entsprechendes gilt, wenn die oder der Berech-
tigte aufgrund einer Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts gemäß Artikel 18 des 
Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt hat. In 
den Fällen des Satzes 1 Nummer 4 und des 
Satzes 2 gilt § 46 entsprechend. § 24 Absatz 2 
des Beamtenstatusgesetzes und §§ 33 und 34 
LBG finden entsprechende Anwendung.

(2) Das Waisengeld wird nach Vollendung des 
18. Lebensjahres auf Antrag längstens bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres gewährt, so-
lange die Waise 

1.	sich in der Schul- oder Berufsausbildung 
oder in einer Übergangszeit von höchstens 
vier Monaten befindet,

2.	ein freiwilliges soziales Jahr, ein freiwilliges 
ökologisches Jahr oder einen ähnlichen 
Dienst leistet oder

3.	wegen körperlicher, geistiger oder seeli-
scher Behinderung außerstande ist, sich 
selbst zu unterhalten.

Im Fall einer körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Behinderung wird das Waisengeld unge-
achtet der Höhe eines eigenen Einkommens 
dem Grunde nach gewährt; soweit ein eigenes 
Einkommen der Waise das Zweifache des Min-
destvollwaisengeldes (§ 16 Absatz 3 Satz 2 in 
Verbindung mit § 28 Absatz 1) übersteigt, 
wird es zur Hälfte auf das Waisengeld zuzüg-
lich des Familienzuschlags (§ 57 Absatz 1) an-
gerechnet.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Num-
mer 1 wird eine Waise, die

1.	den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zi-
vildienst geleistet hat oder

2.	sich anstelle des gesetzlichen Grundwehr-
dienstes freiwillig für die Dauer von nicht 
mehr als drei Jahren zum Wehrdienst ver-
pflichtet hat oder

3.	eine vom gesetzlichen Wehrdienst oder Zi-
vildienst befreiende Tätigkeit als Entwick-
lungshelfer im Sinne des § 1 Absatz 1 des 
Entwicklungshelfergesetzes vom 18. Juni 
1969 (BGBl. I S. 549), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Oktober 2013 (BGBl. 
I. S. 3836), ausgeübt hat, 

für einen der Dauer dieser Dienste oder der Tä-
tigkeit entsprechenden Zeitraum, höchstens 
für die Dauer des inländischen Grundwehr-
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dienstes oder bei anerkannten Kriegsdienstver-
weigerern für die Dauer des inländischen ge-
setzlichen Zivildienstes, über das 27. Lebens-
jahr hinaus berücksichtigt.

(4) Das Waisengeld nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 wird über das 27. Lebensjahr hin-
aus nur gewährt, wenn

1.	die Behinderung bei Vollendung des 27. Le-
bensjahres bestanden hat oder bis zu dem 
sich nach Absatz 3 ergebenden Zeitpunkt 
eingetreten ist, wenn die Waise sich in ver-
zögerter Schul- oder Berufsausbildung be-
funden hat und

2.	die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihre 
Ehegattin oder ihr Ehegatte oder frühere 
Ehegattin oder früherer Ehegatte ihr keinen 
ausreichenden Unterhalt leisten kann oder 
dem Grunde nach nicht unterhaltspflichtig 
ist und sie nicht unterhält.

(5) Hat eine Witwe oder ein Witwer sich wie-
der verheiratet und wird die Ehe aufgelöst, lebt 
der Anspruch auf Witwer- oder Witwengeld 
wieder auf; ein von der Witwe oder dem Wit-
wer infolge Auflösung der Ehe erworbener 
neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder Renten-
anspruch ist auf das Witwen- oder Witwergeld 
und den Unterschiedsbetrag nach § 57 Absatz 
1 anzurechnen. Wird eine in Satz 1 genannte 
Leistung nicht beantragt oder wird auf sie ver-
zichtet oder wird an ihrer Stelle eine Abfin-
dung, Kapitalleistung oder Beitragserstattung 
gezahlt, ist der Betrag anzurechnen, der an-
sonsten zu zahlen wäre. Der Auflösung der 
Ehe steht die Nichtigerklärung gleich.“

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über die Gewährung 

jährlicher Sonderzahlungen4)

Das Gesetz über die Gewährung jährlicher Sonder-
zahlungen in der Fassung vom 14. Dezember 2006 
(GVOBl. Schl.-H. S. 309, ber. 2007 S. 15), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 26. Ja-
nuar 2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 153), wird wie folgt 
geändert:

1.	§ 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Höhe der Sonderzahlung nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 beträgt

1.	 für die Empfängerinnen und Empfänger der Be-
soldungsgruppen A 2 bis A 10 660 Euro und

2.	 für die Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger mit ruhegehaltfä-
higen Dienstbezügen aus dem Grundge-
halt der Besoldungsgruppen A 2 bis A 10 
330 Euro, für deren Hinterbliebene und 

Waisen 200 Euro beziehungsweise 50 Euro 
und 

3.	 für die Beamtinnen und Beamten im Vor-
bereitungsdienst 330 Euro.

Sie wird bei Berechtigten nach Nummer 1, 
deren Arbeitszeit oder deren Dienst und de-
ren Bezüge ermäßigt worden sind, im glei-
chen Verhältnis verringert.“

b)	 Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Bezüge im Sinne des Absatz 2 sind:

1.	Dienstbezüge im Sinne des § 2 Absatz 1 
SHBesG,

2.	Anwärterbezüge,

3.	Entgelte aus einem hauptberuflichen Ar-
beitsverhältnis bei einem öffentlich-recht-
lichen Dienstherrn (§ 29 Absatz 1 
SHBesG).“

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2.	 In § 9 wird folgender Satz angefügt:

„Sind für die Gewährung des allgemeinen Betra-
ges der Sonderzahlung die Voraussetzungen des 
Satzes 1 nur deshalb nicht erfüllt, weil wegen 
einer Elternzeit kein Anspruch auf Bezüge be-
steht, ist dies unschädlich.“

Artikel 5 
Änderung des Landesrichtergesetzes5)

Das Landesrichtergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 1992 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 46), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 494), wird 
wie folgt geändert:

1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	Nach der Überschrift zu § 7 c wird die fol-
gende Überschrift eingefügt:

„§ 7 d Familienpflegezeit“.

b)	Die bisherige Überschrift zu § 7 d wird die 
Überschrift zu § 7 e.

c)	Nach der Überschrift zu § 7 e wird die fol-
gende neue Überschrift zu § 7 f eingefügt: 

„§ 7 f Altersteilzeit 63plus“

d)	Die bisherige Überschrift zu § 7 e wird die 
Überschrift zu § 7 g.

2.	§ 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Richterinnen und Richtern mit Dienstbezü-
gen ist auf Antrag

1.	Teilzeitbeschäftigung mit mindestens 25 % 
des regelmäßigen Dienstes,

2.	Urlaub ohne Dienstbezüge

bis zur Dauer von 15 Jahren zu bewilligen, 
wenn sie mindestens
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a)	ein Kind unter 18 Jahren oder

b)	eine sonstige pflegebedürftige Angehörige 
oder einen sonstigen pflegebedürftigen An-
gehörigen

tatsächlich betreuen oder pflegen und zwin-
gende dienstliche Belange der Bewilligung nicht 
entgegenstehen. Der Bewilligung einer Teilzeit-
beschäftigung nach Satz 1 Nummer 1 im Um-
fang von 25 % bis unter 50 % dürfen dienstli-
che Belange nicht entgegenstehen. Die Pflege-
bedürftigkeit ist durch Vorlage eines ärztlichen 
Gutachtens oder einer Bescheinigung der Pfle-
gekasse oder des Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung oder durch Vorlage einer 
entsprechenden Bescheinigung einer privaten 
Krankenversicherung nachzuweisen.“

3.	§ 7 b Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Unter den gleichen Voraussetzungen des 
Absatzes 1 kann die Teilzeitbeschäftigung für 
einen Zeitraum bis zu sieben Jahren auch in der 
Weise bewilligt werden, 

1.	dass dabei der Teil, um den der Dienst ermä-
ßigt ist, zu einem ununterbrochenen Zeit-
raum zusammengefasst wird, der am Ende 
der bewilligten Teilzeitbeschäftigung liegen 
muss (Freistellungsphase) oder

2.	dass am Ende des Bewilligungszeitraums 
eine Reduzierung des Dienstes steht, die 
durch eine entsprechend höhere Dienstleis-
tung in der Anfangsphase erbracht wird.“

4.	Nach § 7 c wird folgender § 7 d eingefügt:

„§ 7 d 
Familienpflegezeit

(1) Richterinnen und Richtern mit Dienstbezü-
gen ist auf Antrag für die Dauer von längstens 
48 Monaten Teilzeitbeschäftigung als Familien-
pflegezeit zur Pflege einer oder eines pflegebe-
dürftigen Angehörigen zu bewilligen, wenn

1.	zwingende dienstliche Belange nicht entge-
genstehen und

2.	die Richterin oder der Richter zustimmt, mit 
Beginn oder bei Änderung der Teilzeitbeschäfti-
gung und beim Übergang zur Vollzeitbeschäfti-
gung auch in einem anderen Gericht desselben 
Gerichtszweiges verwendet zu werden.

Der Bewilligung einer Familienpflegezeit mit tat-
sächlicher Arbeitszeit in der Pflegephase im Um-
fang von 25 % bis unter 50 % des regelmäßigen 
Dienstes und in den Fällen des Absatzes 2 Satz 
3 dürfen dienstliche Belange nicht entgegenste-
hen. Die Pflegebedürftigkeit ist durch Vorlage ei-
nes ärztlichen Gutachtens oder einer Bescheini-
gung der Pflegekasse oder des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung oder durch 

Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung ei-
ner privaten Krankenversicherung nachzuweisen. 

(2) Die Teilzeitbeschäftigung wird in der Weise 
bewilligt, dass die Richterinnen und Richter ih-
ren tatsächlichen Dienst während einer zusam-
menhängenden Pflegephase bis zu längstens 24 
Monaten um den Anteil des reduzierten Diens-
tes ermäßigen, welcher nach Beendigung der 
Pflegephase in der ebenso langen Nachpflege-
phase erbracht wird. In der Pflegephase muss 
unbeschadet der Regelung des Satzes 3 min-
destens 25 % des regelmäßigen Dienstes er-
bracht werden. Die Teilzeitbeschäftigung kann 
auch in der Weise bewilligt werden, dass in der 
Pflegephase der Teil, um den der Dienst wäh-
rend der Familienpflegezeit ermäßigt ist, zu ei-
nem ununterbrochenen Zeitraum von bis zu 
sechs Monaten zusammengefasst wird. Eine 
nachträgliche Verlängerung der Pflegephase auf 
bis zu sechs Monate im Falle des Satzes 3 oder 
bis zu 24 Monate im Falle des Satzes 1 ist mög-
lich.

(3) Für die Bemessung der Höhe der monatli-
chen Dienstbezüge gilt § 7 Absatz 1 und 2 Be-
soldungsgesetz Schleswig-Holstein (SHBesG) 
entsprechend für den Durchschnitt des reduzier-
ten Dienstes zum regelmäßigen Dienst im Zeit-
raum der Pflege- und Nachpflegephase.

(4) Die Pflegephase der Familienpflegezeit endet 
vorzeitig mit Ablauf des Monats, der auf den 
Monat folgt, in dem die Voraussetzungen der 
Pflege eines pflegebedürftigen Angehörigen 
nach Absatz 1 wegfallen.

(5) Die Familienpflegezeit ist mit Wirkung für die 
Vergangenheit zu widerrufen, 

1.	bei Beendigung des Richterverhältnisses,

2.	bei einem auf Antrag der Richterin oder des 
Richters erfolgten Wechsel des Dienstherrn,

3.	wenn Umstände eintreten, welche die vorge-
sehene Abwicklung unmöglich machen oder 
wesentlich erschweren, oder

4.	in besonderen Härtefällen, wenn der Richterin 
oder dem Richter die Fortsetzung der Teilzeit-
beschäftigung nicht mehr zuzumuten ist und 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen.

(6) Die Familienpflegezeit kann vom Dienstherrn 
anstelle des Widerrufs

1.	im Falle einer Beurlaubung aus familiären 
Gründen von mehr als einem Monat nach  
§ 7 Absatz 1 oder

2.	im Falle einer Elternzeit

unterbrochen und mit der restlichen Pflegezeit 
oder mit einer entsprechend verkürzten Nach-
pflegephase fortgesetzt werden.
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(7) Gleichzeitig mit dem Widerruf wird der 
Dienststatus entsprechend der nach dem Mo-
dell zu erbringenden Dienstleistung festgesetzt. 
Zuviel gezahlte Bezüge sind von der Richterin 
oder dem Richter zurückzuzahlen. Dies gilt nicht 
für die überzahlten Bezüge des Zeitraums der 
Pflegephase, soweit er bereits in der Nachpfle-
gephase ausgeglichen wurde. § 15 Absatz 2 
Satz 3 SHBesG gilt entsprechend.

(8) Eine neue Familienpflegezeit kann erst für 
die Zeit nach Beendigung der Nachpflegephase 
bewilligt werden.

(9) Die Richterin oder der Richter ist verpflich-
tet, jede Änderung der Tatsachen mitzuteilen, 
die für die Bewilligung maßgeblich sind. § 7 Ab-
satz 3 gilt entsprechend.“

5.	Der bisherige § 7 d wird § 7 e; Satz 1 erhält 
folgende Fassung:

„Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der Hälfte 
des regelmäßigen Dienstes nach § 7 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 oder § 7 d Absatz 1 Satz 1, 
Urlaub nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 
Urlaub nach § 7 a Absatz 1 dürfen insgesamt die 
Dauer von 17 Jahren nicht überschreiten.“

6.	Nach § 7 e wird folgender § 7 f eingefügt:

„§ 7 f 
Altersteilzeit 63plus

(1) Richterinnen und Richtern mit Dienstbezü-
gen ist auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum 
Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der 
Altersgrenze erstrecken muss, Teilzeitbeschäfti-
gung zu bewilligen, wenn das Aufgabengebiet 
des richterlichen Amtes Altersteilzeit 63plus zu-
lässt, die Richterin oder der Richter das 63. Le-
bensjahr vollendet hat und dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen (Altersteilzeit 63plus). 
Die Teilzeitbeschäftigung muss mit mindestens 
50 % des regelmäßigen Dienstes beantragt 
werden; sie darf nicht mehr als 90 % des regel-
mäßigen Dienstes betragen.

(2) Für Richterinnen und Richter, die schwerbe-
hindert im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch sind, gilt Absatz 1 mit 
der Maßgabe, dass

1.	bei ihnen die nach § 3 a Absatz 2 oder 3 
maßgebende Altersgrenze an die Stelle des 
63. Lebensjahres tritt,

2.	sich der Antrag mindestens auf die Zeit er-
strecken muss, zu der sie nach vollendetem 
65. Lebensjahr auf Antrag in den Ruhestand 
versetzt werden können.

(3) § 7 a Absatz 3 gilt entsprechend.“

7.	Der bisherige § 7 e wird § 7 g und erhält fol-
gende Fassung:

„§ 7 g 
Hinweispflicht und Benachteiligungsverbot

(1) Wird eine Teilzeitbeschäftigung oder eine 
langfristige Beurlaubung nach den §§ 7 bis 7 d 
und 7 f beantragt, ist die Richterin oder der 
Richter auf die Folgen hinzuweisen, insbeson-
dere auf die Folgen für Ansprüche aufgrund 
dienstrechtlicher Regelungen.

(2) Die Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 7, 7 b 
bis 7 d und 7 f darf das berufliche Fortkommen 
nicht beeinträchtigen. Eine unterschiedliche Be-
handlung von Richterinnen und Richtern mit 
Teilzeitbeschäftigung gegenüber Richterinnen 
und Richtern mit Vollzeitbeschäftigung ist nur 
zulässig, wenn zwingende sachliche Gründe sie 
rechtfertigen.“

8.	 In § 57 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe g wird 
die Angabe „§§ 7 bis 7 c“ durch die Angabe 
„§§ 7 bis 7 d und 7 f“ ersetzt.

Artikel 6  
Änderung der Sonderurlaubsverordnung6)

Die Sonderurlaubsverordnung vom 9. Dezember 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 836), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 16. November 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 442), wird wie folgt geändert: 

1.	 Im Inhaltsverzeichnis wird die Überschrift zu  
§ 14 wie folgt gefasst: 

„§ 14 Sonderurlaub zur Ableistung eines freiwil-
ligen sozialen oder ökologischen Jahres, eines 
Bundesfreiwilligendienstes oder eines freiwilli-
gen Wehrdienstes“

2.	 In § 2 Absatz 4 Satz 1 wird nach der Angabe 
„§ 8 Abs. 1“ das Komma durch die Worte „und 
der“ ersetzt, die Angabe „und § 13 Abs. 2“ 
wird gestrichen.

3.	§ 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Sonderur-
laub“ die Worte „bis zu fünf Arbeitstagen im Ka-
lenderjahr“ eingefügt. 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Abweichend von Satz 1 kann die oder der 
Dienstvorgesetzte in besonders begründeten 
Fällen Sonderurlaub bis zu zehn Arbeitstagen im 
Kalenderjahr bewilligen.“

4.	§ 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 
Sonderurlaub aus persönlichen Anlässen

(1) Sonderurlaub soll für folgende persönliche 
Anlässe bewilligt werden:

1.	a) �Niederkunft der Ehefrau, der eingetrage-
nen Lebenspartnerin oder der Lebensge-
fährtin

1 Arbeitstag,
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b) �muss die Beamtin oder der Beamte aus die-
sem Grunde die Betreuung ihrer oder seiner 
Kinder, die das achte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben oder die wegen körperli-
cher, geistiger oder seelischer Behinderung 
dauernd pflegebedürftig sind, übernehmen, 
weil eine andere Person für diesen Zweck 
nicht sofort zur Verfügung steht

zusätzlich bis zu 2 Arbeitstage,

2.	Erkrankung	

a)	 einer oder eines Angehörigen, der Lebens-
gefährtin oder des Lebensgefährten; 

1 Arbeitstag im Kalenderjahr,

b)	 einer Betreuungsperson, wenn die Beam-
tin oder der Beamte aus diesem Grunde 
die Betreuung ihrer oder seiner Kinder, die 
das achte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder die wegen körperlicher, geisti-
ger oder seelischer Behinderung dauernd 
pflegebedürftig sind, übernehmen muss; 
dies gilt entsprechend, wenn bei einer Be-
treuungsperson mit mindestens zwei Kin-
dern diese ein erkranktes Kind ins Kran-
kenhaus begleiten muss (Rooming-In)

bis zu 4 Arbeitstage im Kalenderjahr,

Sonderurlaub wird nur bewilligt, soweit eine 
andere Person für diesen Zweck nicht sofort 
zur Verfügung steht und die Beamtin oder der 
Beamte die nach ärztlicher Bescheinigung un-
erlässliche Pflege oder Betreuung der oder 
des Erkrankten oder ihrer oder seiner Kinder 
übernehmen muss,

3.	Tod der Ehefrau, des Ehemannes, der einge-
tragenen Lebenspartnerin, des eingetragenen 
Lebenspartners, der Lebensgefährtin, des Le-
bensgefährten, eines Kindes oder eines El-
ternteils

2 Arbeitstage,

4.	Umzug aus Anlass der Versetzung, Abord-
nung, Zuweisung oder Umsetzung an einen 
anderen Ort aus dienstlichen Gründen

1 Arbeitstag,

5.	25-, 40- oder 50-jähriges Dienstjubiläum

1 Arbeitstag.

In Fällen des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe b 
und Nummer 2 Buchstabe b kann auch Sonder-
urlaub im Umfang von halben Tagen gewährt 
werden, deren Länge sich nach der Hälfte der 
für den jeweiligen Arbeitstag festgesetzten re-
gelmäßigen Arbeitszeit richtet. Sonderurlaub 
nach Satz 1 Nummer 1 muss in unmittelbarem 
zeitlichen Zusammenhang mit der Niederkunft, 
Sonderurlaub nach Satz 1 Nummer 3 bis Num-
mer 5 in engem zeitlichen Zusammenhang mit 

dem jeweiligen Ereignis in Anspruch genommen 
werden. Kinder im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 
Buchstabe b, Nummer 2 Buchstabe b und Num-
mer 3 sind auch die Kinder der eingetragenen 
Lebenspartnerin der Beamtin oder des eingetra-
genen Lebenspartners des Beamten.

(2) Sonderurlaub soll bis zu zehn Arbeitstage im 
Kalenderjahr, bei Alleinerziehenden bis zu zwan-
zig Arbeitstage im Kalenderjahr, für jedes Kind 
der Beamtin oder des Beamten bewilligt wer-
den, wenn es nach ärztlichem Zeugnis erforder-
lich ist, dass die Beamtin oder der Beamte zur 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines 
erkrankten Kindes dem Dienst fernbleibt, eine 
andere in demselben Haushalt lebende Person 
für diesen Zweck nicht zur Verfügung steht und 
das Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat oder behindert und auf Hilfe angewie-
sen ist. Der Anspruch nach Satz 1 beträgt ma-
ximal 25 Arbeitstage, bei Alleinerziehenden ma-
ximal 50 Arbeitstage je Kalenderjahr. 

(3) Um für einen Angehörigen in einer akut auf-
getretenen Pflegesituation eine bedarfsgerechte 
Pflege zu organisieren oder die sofortige pflege-
rische Versorgung des betroffenen Angehörigen 
selbst sicherzustellen, soll bei Vorlage einer die 
Pflegebedürftigkeit ausweisenden ärztlichen Be-
scheinigung Sonderurlaub bis zu zehn Arbeits-
tage im Kalenderjahr bewilligt werden.

(4) Bei einer Lebendspende von Organen und 
Gewebe nach den §§ 8 und 8 a des Transplan-
tationsgesetzes soll Sonderurlaub in dem nach 
ärztlicher Bescheinigung erforderlichen Umfang 
bewilligt werden.

(5) Die oder der Dienstvorgesetzte kann aus an-
deren wichtigen persönlichen Gründen Sonder-
urlaub bis zur Dauer von drei Arbeitstagen be-
willigen. In Fällen der persönlichen Betroffenheit 
von Naturkatastrophen kann Sonderurlaub im 
erforderlichen Umfang nach den jeweiligen Um-
ständen des Einzelfalls gewährt werden. § 2 
Absatz 3 Satz 3 bleibt unberührt.“

5.	§ 14 erhält folgende Fassung:

„§ 14 
Sonderurlaub zur Ableistung eines 

freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres, 
eines Bundesfreiwilligendienstes oder eines 

freiwilligen Wehrdienstes

Zur Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres, 
eines freiwilligen ökologischen Jahres, eines Bun-
desfreiwilligendienstes oder eines freiwilligen 
Wehrdienstes kann Beamtinnen und Beamten 
Sonderurlaub unter Wegfall der Besoldung bis zu 
24 Monaten bewilligt werden, wenn dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen.“
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Artikel 7 
Änderung der Elternzeitverordnung7)

Die Elternzeitverordnung vom 18. Dezember 2001 
(GVOBl. Schl.-H. 2002 S. 6), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 848), wird wie folgt ge-
ändert:

1.	§ 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird die Angabe „Artikel 10 des 
Gesetzes vom 28. März 2009 (BGBl. I S. 
634)“ durch die Angabe „Artikel 1 des Ge-
setzes vom 18. Dezember 2014 (BGBl. I S. 
2325)“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis 
zur Vollendung des dritten Lebensjahres des 
Kindes; bei einem angenommenen oder in 
Vollzeit- oder Adoptionspflege genommenen 
Kind bis zu drei Jahren ab Aufnahme bei der 
berechtigten Person, längstens bis zur Voll-
endung des achten Lebensjahres des Kindes. 
Ein Anteil von bis zu 24 Monaten kann zwi-
schen dem dritten Geburtstag und dem voll-
endeten achten Lebensjahr des Kindes in An-
spruch genommen werden. Die Zeit der Mut-
terschutzfrist nach § 3 Absatz 1 der 
Mutterschutzverordnung wird für die Eltern-
zeit der Mutter auf die Begrenzung nach den 
Sätzen 1 und 2 angerechnet. Bei mehreren 
Kindern besteht der Anspruch auf Elternzeit 
für jedes Kind, auch wenn sich die Zeiträume 
im Sinne der Sätze 1 und 2 überschneiden. 
Jedes Elternteil kann seine Elternzeit auf drei 
Zeitabschnitte verteilen. Die Aufteilung der 
Elternzeit auf weitere Zeitabschnitte bedarf 
der Zustimmung der oder des Dienstvorge-
setzten; sie oder er kann die Inanspruch-
nahme eines dritten Abschnitts einer Eltern-
zeit innerhalb von acht Wochen nach Zugang 
des Antrags aus dringenden dienstlichen 
Gründen ablehnen, wenn dieser Abschnitt im 
Zeitraum zwischen dem dritten und dem 
vollendeten achten Lebensjahr des Kindes 
liegen soll. Bei Beamtinnen und Beamten mit 
Lehraufgaben im Schul- und Hochschuldienst 
sowie hauptamtlichen Lehrkräften an der 
Fachhochschule für Verwaltung und Dienst-
leistung sind Unterbrechungen der Elternzeit 
nicht zulässig, wenn sie überwiegend auf die 
Schulferien oder die vorlesungsfreie Zeit ent-
fallen. Bei der Wahl von Beginn und Ende der 
Elternzeit dürfen Schulferien oder die vorle-
sungsfreie Zeit nicht ohne sachgerechte Be-
gründung vollständig ausgespart werden.“

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa)	In Satz 1 wird die Angabe „30 %“ durch 
die Angabe „25 %“ ersetzt. 

bb)	In Satz 1 und Satz 2 werden jeweils die 
Worte „Stunden wöchentlich“ durch die 
Worte „Wochenstunden im Durchschnitt 
des Monats“ ersetzt. 

2.	§ 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Die Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung:

„Wer Elternzeit beanspruchen will, muss sie

1.	 für den Zeitraum bis zum vollendeten 
dritten Lebensjahr des Kindes spätes-
tens sieben Wochen und

2.	 für den Zeitraum zwischen dem drit-
ten Geburtstag und dem vollendeten 
achten Lebensjahr des Kindes spätes-
tens 13 Wochen 

vor Beginn der Elternzeit schriftlich bean-
tragen. Beantragt die Beamtin oder der 
Beamte Elternzeit nach Satz 1 Nummer 1, 
muss sie oder er gleichzeitig angeben, 
für welche Zeiträume innerhalb von zwei 
Jahren Elternzeit genommen werden 
soll.“

bb)	Folgender Satz 3 wird eingefügt:

„Bei dringenden Gründen ist ausnahms-
weise eine angemessene kürzere Frist 
möglich.“

cc)	Im neuen Satz 4 wird die Angabe „§ 3 
Abs. 1“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 1“ 
ersetzt. 

dd)	Im neuen Satz 5 wird die Angabe „§ 3 
Abs. 1“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 1“ 
ersetzt. 

b)	 In Absatz 2 wird die Angabe „§ 3 Abs. 1“ 
durch die Angabe „§ 3 Absatz 1“ ersetzt. 

3.	§ 3 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Elternzeit kann vorzeitig beendet oder 
im Rahmen des § 1 Absatz 2 verlängert wer-
den, wenn die oder der Dienstvorgesetzte zu-
stimmt. Die vorzeitige Beendigung wegen der 
Geburt eines weiteren Kindes oder wegen eines 
besonderen Härtefalles, insbesondere bei Ein-
tritt einer schweren Krankheit, Schwerbehinde-
rung oder Tod eines Elternteils oder eines Kin-
des der berechtigten Person oder bei erheblich 
gefährdeter wirtschaftlicher Existenz der Eltern 
nach Inanspruchnahme der Elternzeit kann nur 
abgelehnt werden, wenn zwingende dienstliche 
Belange der vorzeitigen Beendigung entgegen-
stehen; über den Antrag auf vorzeitige Beendi-
gung der Elternzeit ist innerhalb von vier Wo-
chen zu entscheiden. Die Elternzeit kann zur In-
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anspruchnahme der Mutterschutzfristen nach § 1 
Absatz 2 und § 3 Absatz 1 der Mutterschutz-
verordnung auch ohne Zustimmung der oder 
des Dienstvorgesetzten vorzeitig beendet wer-
den; in diesen Fällen soll die Beamtin der oder 
dem Dienstvorgesetzten die Beendigung der El-
ternzeit rechtzeitig mitteilen. Die Elternzeit ist 
auf Antrag zu verlängern, wenn ein vorgesehe-
ner Wechsel in der Anspruchsberechtigung aus 
einem wichtigen Grund nicht erfolgen kann.“

4.	 In § 4 wird die Angabe „§ 4 Abs. 5 Satz 1 der 
Erholungsurlaubsverordnung vom 2. August 
2001 (GVOBl.Schl.-H. S.141)“ durch die An-
gabe „§ 4 Absatz 6 Satz 1 der Erholungsur-
laubsverordnung vom 2. August 2001 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 141), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 21. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 597),“ 
ersetzt.

5.	§ 6 erhält folgende Fassung

„§ 6 
Übergangsvorschrift

Für vor dem 1. Juli 2015 geborene oder mit 
dem Ziel der Adoption aufgenommene Kinder 
ist diese Verordnung in der bis zum 31. August 
2016 geltenden Fassung weiter anzuwenden.“

Artikel 8 
Änderung der Erholungsurlaubsverordnung9)

Die Erholungsurlaubsverordnung vom 2. August 2001 
(GVOBl. Schl.-H. S. 141), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 18. Dezember 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 426), wird wie folgt geändert:

1.	§ 3 wird gestrichen.

2.	§ 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Erholungsurlaub beträgt für Beamtin-
nen und Beamte, deren durchschnittliche Wo-
chenarbeitszeit auf fünf Tage in der Kalender-
woche verteilt ist, und für Richterinnen und 
Richter für jedes Urlaubsjahr 30 Arbeitstage.“

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa)	In Satz 2 werden die Worte „wegen Errei-
chens der Altersgrenze“ durch die Worte 
„mit oder nach dem Erreichen der Alters-
grenze“ ersetzt.

bb)	Es werden die folgenden Sätze angefügt:

„Dies gilt nicht für den Mindesturlaubsan-
spruch nach § 12. In diesen Fällen erfolgt 
eine anteilige Kürzung für jeden vollen Ka-
lendermonat nach dem Ruhestandseintritt.“

c)	 Es wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Der Jahresurlaub nach Absatz 1 wird für 
jeden vollen Kalendermonat in der Freistel-
lungsphase

1.	bei Altersteilzeit gemäß § 63 Absatz 1 
Satz 4 des Landesbeamtengesetzes oder 
gemäß § 7 c Absatz 1 Satz 1 des Landes-
richtergesetzes oder

2.	bei einer Teilzeitbeschäftigung gemäß  
§ 61 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeam-
tengesetzes oder gemäß § 7 b Absatz 3 
des Landesrichtergesetzes 

um ein Zwölftel gekürzt.“

d)	 Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden die 
Absätze 5 bis 7. 

e)	 Der neue Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 4 erhält folgende Fassung:

„Bei einer Änderung der Zahl der Wo-
chenarbeitstage während des Urlaubsjah-
res sind alle zu diesem Zeitpunkt beste-
henden Urlaubsansprüche entsprechend 
neu festzusetzen.“

bb)	Es wird folgender Satz 7 angefügt:

„Eine Minderung bestehender Urlaubsan-
sprüche aus Vorjahren und anteiliger Ur-
laubsansprüche des laufenden Jahres un-
terbleibt, soweit diese bis zum Zeitpunkt 
einer Verringerung der Zahl der wöchent-
lichen Arbeitstage tatsächlich nicht in 
Anspruch genommen werden konnten.“

f)	 In dem neuen Absatz 7 wird folgender Satz 
angefügt:

„Dies gilt nicht bei Durchführung einer Be-
rechnung nach § 12.“ 

3.	§ 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6  
Abwicklung des Erholungsurlaubs

(1) Der Erholungsurlaub ist im Urlaubsjahr in 
Anspruch zu nehmen. Erholungsurlaub, der 
nicht bis zum 30. September des folgenden 
Jahres abgewickelt worden ist, verfällt. Konnte 
der Erholungsurlaub aus dringenden dienstli-
chen Gründen nicht bis zum 30. September ab-
gewickelt werden, verlängert sich diese Frist bis 
zum 31. Dezember. Dies gilt auch für Beamtin-
nen und Beamte, die in der zweiten Jahreshälfte 
in das Beamtenverhältnis eingetreten sind. 

(2) Die vorläufige Dienstenthebung (§ 38 Lan-
desdisziplinargesetz) und das Verbot der Füh-
rung der Dienstgeschäfte (§ 39 Beamtenstatus-
gesetz) sind für die Entstehung des Urlaubsan-
spruches unschädlich. Der Verfall des 
Urlaubsanspruches bleibt unberührt. 

(3) Für den nach Artikel 7 der Richtlinie 2003/88/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 
299 S. 9) gewährleisteten Mindestjahresurlaub 
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von vier Wochen gelten besondere Verfalls- und 
Abgeltungsbestimmungen. Konnte der Mindest-
jahresurlaub aufgrund von Krankheit nicht bis 
zum Ende des 30. September des auf das Ur-
laubsjahr folgenden Jahres abgewickelt werden, 
verfällt dieser abweichend von Absatz 1 mit Ab-
lauf des 31. März des zweiten auf das Urlaubs-
jahr folgenden Jahres. Der Anspruch auf Min-
destjahresurlaub ist gerichtet auf eine bezahlte 
Erholungsphase von mindestens vier Wochen im 
konkreten Urlaubsjahr, sei es durch Urlaub des 
laufenden Urlaubsjahres oder durch übertragenen 
Urlaub aus vorangegangenen Urlaubsjahren.“

4.	 In § 8 Absatz 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt:

„Dies gilt auch in Fällen des § 13 Absatz 2 und 
3 Sonderurlaubsverordnung.“

5.	 In § 9 Satz 1 wird die Angabe „Artikel 36 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2000 (BGBl. I  
S. 1983)“ durch die Angabe „Artikel 3 des Ge-
setzes vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868)“ er-
setzt. 

6.	Es wird folgender neuer § 12 eingefügt:

„§ 12 
Urlaubsabgeltungsanspruch

(1) Beamtinnen und Beamten, die krankheitsbe-
dingt bis zur Beendigung des Beamtenverhält-
nisses ihren Urlaub nicht nehmen konnten oder 
während der aktiven Dienstzeit versterben, wird 
der bis dahin nicht verfallene Mindestjahresur-
laub abgegolten. 

(2) Die Höhe der Abgeltung bemisst sich nach 
dem Durchschnitt der Besoldung der letzten drei 
Monate vor Eintritt oder Versetzung in den Ru-
hestand ohne Berücksichtigung von Sonder- 
und Nachzahlungen. 

(3) Die Urlaubsansprüche sind von Amts wegen 
zu berechnen und unterliegen der regelmäßigen 
dreijährigen Verjährungsfrist (§ 195 BGB), be-
ginnend mit dem Ende des Jahres des Ruhe-
standseintritts.“

7.	Der bisherige § 12 wird § 13 und erhält fol-
gende Fassung: 

„§ 13 
Übergangsregelung

§ 4 Absatz 1 gilt rückwirkend auch für die Ka-
lenderjahre 2011 und 2012. Ein gemäß § 4 zu-
sätzlich entstandener Urlaubsanspruch für das 
Urlaubsjahr 2011 ist verfallen, wenn er nicht bis 
zum Ablauf des 30. September 2013 abgewi-
ckelt worden ist.“ 

8.	Der bisherige § 13 wird § 14. 

Artikel 9 
Änderung der Allgemeinen Laufbahnverordnung9)

Die Allgemeine Laufbahnverordnung vom 19. Mai 
2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 236), geändert durch 
Verordnung vom 26. April 2012 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 516; ber. S. 614), Zuständigkeiten und Ressort-
bezeichnungen zuletzt ersetzt durch Verordnung 
vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), wird 
wie folgt geändert:

  1.	In § 1 Absatz 2 Nummer 1 wird die Angabe 
„121“ durch die Angabe „119“ ersetzt.

  2.	In § 3 Absatz 3 werden die Worte „§ 24 des 
Bundesbesoldungsgesetzes - Überleitungsfas-
sung“ ersetzt durch die Worte „§ 25 Absatz 2 
des Besoldungsgesetzes Schleswig-Holstein 
vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 597)“.

  3.	In § 7 Absatz 4 ist jeweils das Wort „anderen“ 
zu streichen.

  4.	§ 9 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Als Qualifizierung für die Übertragung 
von Beförderungsämtern ab dem zweiten 
Beförderungsamt in beiden Laufbahngrup-
pen soll neben in der Probezeit wahrzuneh-
menden Fortbildungsmaßnahmen und der 
beruflichen Erfahrung die Teilnahme an 
Fortbildungsmaßnahmen nach § 11 Absatz 
2 Satz 1 im Umfang von durchschnittlich 
mindestens 14 Stunden im Jahr gefordert 
werden; für die Berechnung des Durch-
schnitts ist der jeweils geltende Regelbeur-
teilungszeitraum aus § 39 Absatz 1 zu-
grunde zu legen.“

b)	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ist mit der Übertragung eines Amtes 
die Übernahme von Führungsfunktionen 
verbunden, ist zusätzlich zu den Fortbil-
dungsmaßnahmen nach Absatz 3 eine Füh-
rungskräftefortbildung im Umfang von min-
destens 35 Stunden zu absolvieren. In der 
Laufbahngruppe 2 beträgt bei Beamtinnen 
und Beamten, die im zweiten Einstiegsamt 
eingestellt worden sind, der Anteil der Füh-
rungskräftefortbildung mindestens 50 % 
der nach Absatz 3 wahrzunehmenden Fort-
bildungsmaßnahmen, mindestens 60 Stun-
den. Ist diese Fortbildung vor der Übertra-
gung eines Amtes mit Führungsfunktionen 
nicht erfolgt, ist sie zeitnah nachzuholen.“

  5.	In § 10 a Absatz 1 wird folgender Satz 3 ange-
fügt:

„Die Anforderungen des Satzes 2 Nummer 4 
und 5 können auch im Rahmen eines dafür 
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von der für die Gestaltung der Laufbahn zu-
ständigen obersten Landesbehörde vorgesehe-
nen, mit einem Mastergrad erfolgreich abge-
schlossenen und für die Laufbahn geeigneten 
Hochschulstudiums erfüllt werden.“

  6.	§ 12 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird gestrichen.

b)	 Absatz 2 wird Absatz 1. In Satz 1 wird das 
Wort „Ausgleich“ durch „Nachteilsausgleich 
nach § 23 Absatz 3 LBG “ ersetzt.

c)	 Absatz 3 wird Absatz 2. Die Worte „Die 
Absätze 1 und 2 gelten“ werden durch die 
Worte „Absatz 1 gilt“ ersetzt. Es werden 
nach dem Wort „Kinder“ folgende Worte 
eingefügt: „und im Falle eines Ausgleichs 
nach § 23 Absatz 4 LBG“.

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen.

  7.	§ 18 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 sind in Satz 1 vor den Worten 
„ein Hauptschulabschluss“ die Worte „der 
Erste allgemeinbildende Schulabschluss 
oder“ einzufügen. 

b)	 Satz 1 von Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„Für die Laufbahngruppe 1 sind für das 
zweite Einstiegsamt

1.	ein Mittlerer Schulabschluss oder der 
Realschulabschluss oder

2.	der Erste allgemeinbildende Schulab-
schluss oder ein Hauptschulabschluss 
und eine förderliche abgeschlossene Be-
rufsausbildung oder

3.	der Erste allgemeinbildende Schulab-
schluss oder ein Hauptschulabschluss 
und eine abgeschlossene Ausbildung in 
einem öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnis oder

4.	ein als gleichwertig anerkannter Bil-
dungsstand 

nachzuweisen.“

  8.	§ 19 Absatz 3 wird gestrichen. Der bisherige 
Absatz 4 wird Absatz 3.

  9.	Die Absätze 3 und 4 des § 22 werden gestrichen.

10.	 § 25 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 und 2 werden wie folgt neu ge-
fasst:

„(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-
gruppe 1, zweites Einstiegsamt, können 
zum Aufstieg in die Laufbahn der Laufbahn-
gruppe 2, erstes Einstiegsamt, derselben 
Fachrichtung zugelassen werden, wenn fol-
gende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1.	 Ihre Eignung, Befähigung und fachliche 
Leistung im beruflichen Werdegang 
muss dies rechtfertigen; zudem muss 
die Beamtin oder der Beamte mindes-
tens eine Beurteilung mit der zweit-
höchsten Bewertungsstufe erhalten ha-
ben,

2.	sie müssen eine Hochschulzugangsbe-
rechtigung nach § 39 HSG oder nach ih-
rem Bildungsstand die Voraussetzungen 
für ein erfolgreiches Studium an einer 
Fachhochschule erfüllen, 

3.	sie haben ein Amt mindestens der Besol-
dungsgruppe A 7 inne.

(2) Der Zulassung soll ein Auswahlverfah-
ren vorausgehen. Dieses kann mit einer Eig-
nungsprüfung verbunden werden.“

b)	 In Absatz 4 wird in Satz 2 das Wort „Prü-
fungsordnungen“ durch das Wort „Prü-
fungsverordnungen“ ersetzt.

c)	 Absatz 8 wird gestrichen.

11.		 § 26 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 26 
Schnellaufstieg

Beamtinnen und Beamte, die eine Hochschul-
zugangsberechtigung nach § 39 HSG oder ei-
nen als gleichwertig anerkannten Bildungs-
stand nachweisen und die Laufbahnprüfung 
für eine Laufbahn der Laufbahngruppe 1 für 
das zweite Einstiegsamt mindestens mit der 
Note „gut“ bestanden haben, können frühes-
tens ein Jahr und sechs Monate, spätestens 
drei Jahre nach der Prüfung in den Vorberei-
tungsdienst für eine Laufbahn derselben Fach-
richtung der Laufbahngruppe 2 für das erste 
Einstiegsamt übernommen werden, wenn sie 
mit der höchsten Bewertungsstufe beurteilt 
worden sind. Die in Satz 1 geregelte Frist ver-
längert sich um die Zeiten

1.	eines Beschäftigungsverbotes nach der 
Mutterschutzverordnung und

2.	der Elternzeit nach der Elternzeitverordnung 
in der Fassung vom 18. Dezember 2001 
(GVOBl. Schl.-H. 2002 S. 6), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. Juli 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 597), 

wenn aus diesem Grund die Übernahme nicht 
möglich war. Die in Satz 1 geregelte Frist ver-
kürzt sich höchstens auf sechs Monate, wenn 
Zeiten hauptberuflicher Tätigkeit nach § 19 
Absatz 2 Satz 2 LBG angerechnet worden 
sind. § 25 Absatz 3 bis 7 gilt entsprechend.“

12.	§ 27 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:
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„(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahn-
gruppe 1, zweites Einstiegsamt, 

1.	die ihre Laufbahn durchlaufen und

2.	die den Nachweis einer breiten Verwen-
dung erbracht haben, 

können zum Aufstieg zugelassen werden, 
wenn sie in mindestens zwei Beurteilungen 
die höchste Bewertungsstufe erreicht haben, 
wobei mindestens die letzte Beurteilung im 
Endamt der Laufbahn erfolgt sein muss. Zum 
Nachweis der breiten Verwendung nach Satz 
1 Nummer 2 sind mindestens zwei sich von-
einander unterscheidende Dienstposten für 
eine Dauer von jeweils mindestens zwei Jah-
ren wahrzunehmen.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)		Satz 1 wird gestrichen.

bb)	Der bisherige Satz 2 wird Satz 1.

cc)		Nach Satz 2 wird folgender neuer Satz 3 
eingefügt:

„Am Ende der Aufstiegsfortbildung ist 
eine Prüfung abzulegen.“

dd)	Satz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„Die für die Gestaltung der Laufbahn 
zuständige oberste Landesbehörde kann 
Einzelheiten der Aufstiegsfortbildung 
und der abschließenden Prüfung in der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
regeln.“

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)		Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 
2 eingefügt:

„Bei der Entscheidung ist das Ergebnis 
der Prüfung nach Absatz 2 zu berück-
sichtigen.“

bb)	Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden 
Sätze 3 bis 5.

d)	 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) § 25 Absatz 2 und 7 gilt entsprechend.“

13.	 In § 39 Absatz 5 wird die Angabe „55“ durch 
die Angabe „57“ ersetzt.

14.	§ 43 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Bei Beamtinnen und Beamten der Gemein-
den, Kreise, Ämter und kommunalen Zweck-
verbände erfolgt die Bestätigung nach § 10 a 
Absatz 7 Satz 5 und Absatz 9 durch die für 
kommunale Angelegenheiten zuständige 
oberste Landesbehörde im Einvernehmen mit 
der für die Gestaltung der Laufbahn zuständi-
gen obersten Landesbehörde.“

15.	In § 45 wird folgender neuer Absatz 7 angefügt:

„(7) Beamtinnen und Beamte, die den Aufstieg 
auf der Grundlage der §§ 25 bis 27 vor dem  
1. September 2016 begonnen haben, führen 
den Aufstieg nach diesen Regelungen zu Ende. 
Der Beginn des Aufstiegsverfahrens erfolgt 
durch die schriftliche Bekanntgabe der Zulas-
sung zum Aufstiegsverfahren. Abweichend von 
§ 27 Absatz 1 in der ab 1. September 2016 
geltenden Fassung können bis zum 31. De-
zember 2017 auch Beamtinnen und Beamte, 
die die Voraussetzungen des § 27 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 erfüllen, zum Aufstieg zuge-
lassen werden, wenn ihre Eignung, Befähigung 
und fachliche Leistung im beruflichen Werde-
gang dies rechtfertigt und sie mindestens in 
der letzten Beurteilung, die im Endamt der 
Laufbahn erfolgt sein muss, die höchste Be-
wertungsstufe erreicht haben.“ 

Artikel 10 
Änderung der Arbeitszeitverordnung10)

Die Arbeitszeitverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Januar 2002 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 11), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. De-
zember 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 426), wird wie 
folgt geändert: 

1.	§ 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit 
vermindert sich für jeden gesetzlich aner-
kannten Feiertag um die darauf entfallende 
Arbeitszeit. Dies ist bei Dienst in Wechsel-
schichten in demselben Umfang wie für Be-
amtinnen und Beamte desselben Verwal-
tungszweigs ohne Rücksicht darauf, ob und 
wie lange die Beamtin oder der Beamte an 
diesen Tagen tatsächlich Dienst leisten muss, 
zu berücksichtigen“.

b)	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Ist bei Vorliegen eines Zeitguthabens die 
Inanspruchnahme von Zeitausgleich auf-
grund eines unvorhersehbaren Ausscheidens 
aus dem Dienst wegen Krankheit oder Tod 
nicht möglich, wird Beamtinnen und Beam-
ten von Amts wegen eine stundenbezogene 
Ausgleichszahlung in Höhe des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils der individuellen 
Besoldung zum Zeitpunkt der Entstehung 
des Anspruchs ohne Berücksichtigung von 
Sonder- und Nachzahlungen gewährt.“

2.	§ 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Hat die Beamtin oder der Beamte an 
dem für die Freistellung vorgesehenen Tag 
Dienst zu leisten, Erholungsurlaub oder ist 
sie oder er dienstunfähig erkrankt, ist sie 
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oder er an einem anderen Arbeitstag inner-
halb desselben Kalenderjahres freizustellen. 
Ist dies aus dienstlichen Gründen nicht mög-
lich, ist die Beamtin oder der Beamte inner-
halb der ersten zwei Monate des folgenden 
Kalenderjahres freizustellen.“ 

b)	 Es wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) In Urlaubsabgeltungsfällen und in Fällen 
des § 6 Absatz 3 Satz 2 der Erholungsur-
laubsverordnung sind die bereits nach Ab-
satz 1 Satz 1 in Anspruch genommenen 
dienstfreien Tage auf den Mindestjahresur-
laub des betroffenen Jahres anzurechnen.“

c)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. In 
dem neuen Absatz 5 wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt.

3.	§ 7 Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die oberste Dienstbehörde kann eine Aus-
nahme von den Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 sowohl in den Bereichen zulassen, in de-
nen die Kontinuität des Dienstes gewährleistet 
sein muss, als auch in Bereichen mit Tätigkei-
ten, bei denen die Arbeitszeiten über den Tag 
verteilt sind.“

Artikel 11 
Änderung der Jubiläumsverordnung11)

§ 1 der Jubiläumsverordnung vom 29. März 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 434), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 5. März 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 52), wird wie folgt geändert: 

1.	Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 Nach den Worten „von 40 Jahren“ werden 
die Worte „und 50 Jahren“ eingefügt.

b)	 Die Worte „in Höhe von 410 €“ werden ge-
strichen.

2.	Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt:

„(2) Die Jubiläumszuwendung beträgt

bei einer Dienstzeit von 40 Jahren� 410 Euro,

bei einer Dienstzeit von 50 Jahren� 512 Euro.“

3.	Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Artikel 12 
Anwendungsvorschrift Schulgesetz

§ 36 Absatz 2 Nummer 8 des Schulgesetzes ist 
mit Wirkung vom 1. Mai 2011 anzuwenden. 

Artikel 13 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
und 3 am 1. September 2016 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 
Nummer 13 und Artikel 11 mit Wirkung vom 1. Mai 
2011 in Kraft.

(3) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 3 
Nummer 1 und Nummer 5 Buchstabe a und c am 
1. Juli 2017 in Kraft.“

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 21. Juli 2016

	 To rs t en  A l b i g 	 Mon i ka  He i no l d
	 Ministerpräsident	 Finanzministerin

	 Anke  Spoo rendonk 	 B r i t ta  E r n s t
	 Ministerin	 Ministerin
	 für Justiz, Kultur und Europa	 für Schule und Berufsbildung

1)	 Ändert Ges. vom 26. März 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16
2)	 Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2032-20
3)	 Ändert Ges. vom 26. Januar 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2032-22
4)	 Ändert Ges. i.d.F. vom 14. Dezember 2006, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2032-11
5)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 23. Januar 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 301-5
6)	 Ändert LVO. vom 9. Dezember 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-5-153
7)	 Ändert LVO vom 18. Dezember 2001, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-5-99
8)	 Ändert LVO vom 2. August 2001, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-5-129
9)	 Ändert LVO vom 19. Mai 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-1
10)	 Ändert LVO vom 7. Januar 2002, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-5-14
11)	 Ändert LVO vom 29. März 2012, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-12
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1691/2016
Gesetz 

über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Schleswig-Holstein und zur Schaffung eines Justizvoll-
zugsdatenschutzgesetzes

Vom 21. Juli 2016
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in 

Schleswig-Holstein 
(Landesstrafvollzugsgesetz 

Schleswig-Holstein – LStVollzG SH)
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 312-19

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Freiheitsstrafe 
(Vollzug) und des Strafarrests in Justizvollzugsan-
stalten (Anstalten).

§ 2 
Ziel des Vollzuges

Der Vollzug dient dem Ziel, die weiblichen und 
männlichen Gefangenen zu befähigen, künftig in 
sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten 
zu führen. 

§ 3 
Grundsätze der Vollzugsgestaltung

(1) Der Vollzug ist auf die Auseinandersetzung der 
Gefangenen mit ihren Straftaten und deren Folgen 
auszurichten. 

(2) Der Vollzug wirkt von Beginn an auf die Einglie-
derung der Gefangenen in das Leben in Freiheit hin. 
Sämtliche Maßnahmen sind auf einen frühzeitigen 
Entlassungszeitpunkt hin auszurichten. Der Vollzug 
ermittelt zusammen mit der oder dem Gefangenen 
die für die Eingliederung bestehenden Hilfebedarfe, 
prüft die Leistungsansprüche und unterstützt die 
oder den Gefangenen dabei, bei den zuständigen 
Leistungsträgern eine Leistungsgewährung mög-
lichst mit dem Tag der Entlassung zu erreichen.

(3) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebens-
verhältnissen soweit wie möglich anzugleichen. Selb-
ständigkeit in der Lebensgestaltung ist zu fördern.

(4) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist 
entgegenzuwirken. Insbesondere bei Gefangenen 
mit langjährigen Freiheitsstrafen ist ihre Lebens-
tüchtigkeit aktiv zu erhalten.

(5) Die unterschiedlichen individuellen Erfordernisse 
und Bedürfnisse der Gefangenen, insbesondere im 
Hinblick auf Geschlecht, Alter, Herkunft und Behin-
derung werden bei der Vollzugsgestaltung im Allge-
meinen und im Einzelfall berücksichtigt.

(6) Die Belange der Familienangehörigen der Gefan-
genen sind bei der Vollzugsgestaltung zu berück-

sichtigen. Der Erhalt familiärer und sozialer Bindun-
gen der Gefangenen soll gefördert werden.

(7) Der Bezug der Gefangenen zum gesellschaftli-
chen Leben ist zu wahren und zu fördern. Personen 
und Einrichtungen außerhalb des Vollzuges sollen 
in den Vollzugsalltag einbezogen werden. Den Ge-
fangenen ist sobald wie möglich die Teilnahme am 
Leben in der Freiheit zu gewähren. Therapien und 
Beratungen werden auch durch externe Fachkräfte 
durchgeführt.

(8) Alle in der Anstalt Tätigen arbeiten zusammen 
und wirken daran mit, das Vollzugsziel zu erreichen. 

§ 4 
Stellung der Gefangenen, Mitwirkung

(1) Die Persönlichkeit der Gefangenen ist zu ach-
ten. Ihre Selbständigkeit im Vollzugsalltag ist so-
weit wie möglich zu erhalten und zu fördern.

(2) Die Gefangenen werden an der Gestaltung des 
Vollzugsalltags beteiligt. Vollzugliche Maßnahmen 
sollen ihnen erläutert werden. 

(3) Zur Erreichung des Vollzugsziels bedarf es der 
Mitwirkung der Gefangenen. Ihre Bereitschaft 
hierzu ist zu wecken und zu fördern. Sie sollen 
fortwährend an die gebotenen Behandlungsmaß-
nahmen herangeführt und während ihrer Durchfüh-
rung begleitet und unterstützt werden.

(4) Die Gefangenen unterliegen den in diesem Ge-
setz vorgesehenen Beschränkungen ihrer Freiheit. 
Soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht 
enthält, dürfen ihnen nur Beschränkungen aufer-
legt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden 
Störung der Ordnung der Anstalt unerlässlich sind.

§ 5 
Sicherheit

(1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch dem 
Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten.

(2) Die Sicherheit der Bevölkerung, der Bedienste-
ten und der übrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sowie der Gefangenen wird erreicht durch 

1.	baulichtechnische Vorkehrungen, 

2.	organisatorische Regelungen und deren Umset-
zung und 

3.	soziale und behandlungsfördernde Strukturen. 

Die Sicherheitsmaßnahmen haben sich an den je-
weiligen Aufgaben der Anstalten zu orientieren. 

(3) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein gewalt-
freies Klima fördern und die Gefangenen vor Über-
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griffen Mitgefangener schützen. Ihre Fähigkeit zu 
gewaltfreier Konfliktlösung ist zu entwickeln und 
zu stärken.

Abschnitt 2 
Aufnahme, Diagnose und Vollzugsplanung

§ 6 
Aufnahmeverfahren

(1) Mit den Gefangenen wird unmittelbar nach dem 
Eintreffen in der Anstalt im Rahmen der Erstauf-
nahme ein Gespräch geführt, in dem Feststellun-
gen über Sofortmaßnahmen getroffen werden (So-
fortgespräch). Mit jeder Gefangenen und jedem 
Gefangenen soll spätestens drei Tage nach dem 
Zugang ein Gespräch geführt werden, in dem ihre 
oder seine gegenwärtige Lebenssituation erörtert 
wird und sie oder er über ihre oder seine Rechte 
und Pflichten informiert wird (Zugangsgespräch). 
Ihnen wird ein Exemplar der Hausordnung ausge-
händigt. Dieses Gesetz, die von ihm in Bezug ge-
nommenen Gesetze sowie die zu seiner Ausfüh-
rung erlassenen Rechtsverordnungen und Verwal-
tungsvorschriften sind den Gefangenen auf 
Verlangen zugänglich zu machen.

(2) Während des Aufnahmeverfahrens dürfen an-
dere Gefangene nicht zugegen sein. Bei sprachli-
chen Verständigungsschwierigkeiten, die nicht 
kurzfristig durch Hinzuziehung anderer Personen 
überwunden werden können, darf jedoch aus-
nahmsweise mit Einwilligung der oder des Gefan-
genen eine zuverlässige Gefangene oder ein zuver-
lässiger Gefangener hinzugezogen werden.

(3) Die Gefangenen werden spätestens nach drei 
Tagen ärztlich untersucht.

(4) Die Gefangenen werden dabei unterstützt, not-
wendige Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehö-
rige, zur Erhaltung des Arbeitsplatzes und der Woh-
nung und zur Sicherung ihrer Habe außerhalb der 
Anstalt zu veranlassen. 

(5) Bei Gefangenen, die eine Ersatzfreiheitsstrafe 
verbüßen, sind die Möglichkeiten der Abwendung 
der Vollstreckung durch freie Arbeit oder raten-
weise Tilgung der Geldstrafe zu erörtern und zu 
fördern, um so auf eine möglichst baldige Entlas-
sung hinzuwirken.

(6) Die Anstalt informiert eine von der oder dem 
Gefangenen zu benennende Angehörige oder einen 
von der oder dem Gefangenen zu benennenden 
Angehörigen oder eine andere Person ihrer oder 
seiner Wahl über deren oder dessen Aufnahme, so-
fern die oder der Gefangene nicht darum gebeten 
hat, dies zu unterlassen.

§ 7 
Diagnoseverfahren

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur 
Vorbereitung der Vollzugsplanung das Diagnosever-

fahren an. Das Diagnoseverfahren soll wissen-
schaftlichen Standards genügen.

(2) Das Diagnoseverfahren erstreckt sich auf die 
Persönlichkeit, die Lebensverhältnisse, die Ursa-
chen und Umstände der Straftat sowie alle sonsti-
gen Gesichtspunkte, deren Kenntnis für eine zielge-
richtete und wirkungsorientierte Vollzugsgestal-
tung und die Eingliederung der Gefangenen nach 
der Entlassung notwendig erscheint. Neben den 
vollstreckungsrechtlichen Unterlagen sind insbe-
sondere auch Erkenntnisse der Gerichts und Be-
währungshilfe sowie der Führungsaufsichtsstellen 
einzubeziehen.

(3) Im Diagnoseverfahren werden die die Straffäl-
ligkeit begünstigenden Faktoren ermittelt. Gleich-
zeitig sollen die Fähigkeiten der Gefangenen ermit-
telt werden, deren Stärkung einer erneuten Straf-
fälligkeit entgegenwirken kann.

(4) Bei einer voraussichtlichen Vollzugsdauer bis zu 
einem Jahr kann das Diagnoseverfahren auf die 
Umstände beschränkt werden, deren Kenntnis für 
eine angemessene Vollzugsgestaltung unerlässlich 
ist und für die Eingliederung erforderlich ist. Unab-
hängig von der Vollzugsdauer gilt dies auch, wenn 
ausschließlich Ersatzfreiheitsstrafen zu vollziehen 
sind.

§ 8 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung

(1) Auf der Grundlage des Ergebnisses des Diagno-
severfahrens wird ein Vollzugs- und Eingliederungs-
plan erstellt. Er zeigt den Gefangenen bereits zu 
Beginn der Strafhaft unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen Vollzugsdauer die zur Erreichung 
des Vollzugsziels erforderlichen Maßnahmen auf. 
Daneben kann er weitere Hilfsangebote und Emp-
fehlungen enthalten. Den Fähigkeiten, Fertigkeiten 
und Neigungen der Gefangenen ist Rechnung zu 
tragen.

(2) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan wird re-
gelmäßig innerhalb der ersten acht Wochen nach 
der Aufnahme erstellt. Diese Frist verkürzt sich bei 
einer voraussichtlichen Vollzugsdauer von unter ei-
nem Jahr auf vier Wochen.

(3) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie die 
darin vorgesehenen Maßnahmen werden regelmä-
ßig alle sechs Monate, spätestens aber alle zwölf 
Monate überprüft und fortgeschrieben. Die Ent-
wicklung der Gefangenen und die in der Zwischen-
zeit gewonnenen Erkenntnisse sind zu berücksich-
tigen. 

(4) Das Ergebnis des Diagnoseverfahrens und die 
Vollzugs- und Eingliederungsplanung wird mit den 
Gefangenen erörtert. Dabei werden deren Anregun-
gen und Vorschläge einbezogen, soweit sie der Er-
reichung des Vollzugsziels dienen. 
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(5) An der Eingliederung mitwirkende Personen und 
Einrichtungen außerhalb des Vollzuges sowie un-
mittelbar betroffene Familienmitglieder sind nach 
Möglichkeit in die Planung einzubeziehen. Wird ein 
minderjähriges Kind der oder des Gefangenen 
durch das Jugendamt betreut, ist auch das Ju-
gendamt in die Planung einzubeziehen. Standen die 
Gefangenen vor ihrer Inhaftierung unter Bewäh-
rung oder Führungsaufsicht, ist auch die oder der 
für sie bislang zuständige Bewährungshelferin oder 
Bewährungshelfer zu beteiligen.

(6) Zur Erstellung und, soweit erforderlich, zur Fort-
schreibung des Vollzugs- und Eingliederungsplans 
werden Konferenzen mit den an der Vollzugsgestal-
tung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. Die Ge-
fangenen können an der Konferenz beteiligt werden.

(7) Der Bewährungshelferin oder dem Bewährungs-
helfer ist Gelegenheit zur Teilnahme an der Konfe-
renz zu geben. An der Eingliederung mitwirkende 
Personen außerhalb des Vollzuges können mit Zu-
stimmung der Gefangenen auch an der Konferenz 
beteiligt werden. 

(8) Werden die Gefangenen nach der Entlassung 
voraussichtlich unter Bewährungs- oder Führungs-
aufsicht gestellt, ist der künftig zuständigen Be-
währungshelferin oder dem künftig zuständigen 
Bewährungshelfer in den letzten neun Monaten vor 
dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt die 
Teilnahme an der Konferenz zu ermöglichen und 
sind ihr oder ihm der Vollzugs- und Eingliederungs-
plan und seine Fortschreibungen zu übersenden.

(9) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan und seine 
Fortschreibungen werden den Gefangenen erläutert 
und ausgehändigt. 

§ 9 
Inhalt des Vollzugs- und Eingliederungsplans

(1) Der Vollzugs- und Eingliederungsplan sowie 
seine Fortschreibungen enthalten insbesondere fol-
gende Angaben:

  1.	Zusammenfassung der für die Vollzugs- und 
Eingliederungsplanung maßgeblichen Ergeb-
nisse des Diagnoseverfahrens,

  2.	voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,

  3.	Unterbringung im geschlossenen oder offenen 
Vollzug,

  4.	Unterbringung in einer Wohngruppe,

  5.	Verlegung in eine sozialtherapeutische Einrich-
tung,

  6.	Verlegung in die zentrale Ausbildungsanstalt,

  7.	Psychotherapie, 

  8.	Maßnahmen zur Behandlung von Suchtmittel-
abhängigkeit und -missbrauch, Substitution,

  9.	Schuldnerberatung, Schuldenregulierung und 
Erfüllung von Unterhaltspflichten,

10.	 soziale Hilfen,

11.		 Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der so-
zialen Kompetenz,

12.	familienunterstützende Maßnahmen,

13.	Ausgleich von Tatfolgen, insbesondere Täter-
Opfer-Ausgleich,

14.	schulische und berufliche Qualifizierungsmaß-
nahmen einschließlich Alphabetisierungs- und 
Deutschkursen,

15.	arbeitstherapeutische Maßnahmen oder Ar-
beitstraining, 

16.	Arbeit,

17.	freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbe-
schäftigung,

18.	Aufrechterhaltung, Förderung und Gestaltung 
von Außenkontakten,

19.	Sportangebote und Maßnahmen zur struktu-
rierten Gestaltung der Freizeit,

20.	Ausführungen, Außenbeschäftigung,

21.	 Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels,

22.	Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, 
Eingliederung und Nachsorge und

23.	Frist zur Fortschreibung des Vollzugs- und Ein-
gliederungsplans.

(2) Maßnahmen, die nach dem Ergebnis des Diagno-
severfahrens als zur Erreichung des Vollzugsziels 
zwingend erforderlich erachtet werden, sind als sol-
che zu kennzeichnen und gehen allen anderen Maß-
nahmen vor. Andere Maßnahmen dürfen für diese 
Zeit nicht gestattet werden, soweit sie die Teilnahme 
an Maßnahmen nach Satz 1 beeinträchtigen würden.

(3) Spätestens neun Monate vor dem voraussichtli-
chen Entlassungszeitpunkt, bei kürzeren Freiheits-
strafen bereits mit der Erstellung des Vollzugs- und 
Eingliederungsplanes, werden die Maßnahmen 
nach Absatz 1 Nummer 22 konkretisiert oder er-
gänzt. Insbesondere ist Stellung zu nehmen zu:

  1.	Unterbringung im offenen Vollzug oder einer 
Übergangseinrichtung,

  2.	Unterkunft nach der Entlassung,

  3.	Arbeit oder Ausbildung nach der Entlassung,

  4.	Förderung der familiären Beziehungen,

  5.	Lockerungen und Ausführungen,

  6.	Unterstützung bei notwendigen Behördengän-
gen und der Beschaffung der notwendigen 
persönlichen Dokumente, 

  7.	Beteiligung der Bewährungshilfe und der Fo-
rensischen Ambulanzen,

  8.	Kontaktaufnahme zu Einrichtungen der Entlas-
senenhilfe,
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  9.	Fortsetzung von im Vollzug noch nicht abge-
schlossenen Maßnahmen,

10.	 Anregung von Auflagen und Weisungen für die 
Bewährungs- oder Führungsaufsicht, 

11.		 Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen.

Der Vollzugs- und Eingliederungsplan ist nach Be-
darf, spätestens nach drei Monaten, zu überprüfen 
und fortzuschreiben.

Abschnitt 3 
Unterbringung, Verlegung

§ 10 
Trennung von männlichen und weiblichen Gefangenen

(1) Männliche und weibliche Gefangene werden 
getrennt untergebracht. 

(2) Gemeinsame Maßnahmen, insbesondere zur 
schulischen und beruflichen Qualifizierung, sind 
zulässig, wenn Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt nicht gefährdet oder schädliche Einflüsse 
nicht zu befürchten sind.

§ 11 
Unterbringung

(1) Die Gefangenen werden im geschlossenen und 
im offenen Vollzug in ihren Hafträumen einzeln un-
tergebracht. 

(2) Auf ihren Antrag können Gefangene gemein-
sam untergebracht werden, wenn schädliche Ein-
flüsse nicht zu befürchten sind. Der Antrag kann 
jederzeit widerrufen werden.

(3) Ohne Zustimmung ist eine gemeinsame Unter-
bringung nur vorübergehend in der Regel nicht län-
ger als drei Monate und aus zwingenden Gründen, 
insbesondere zur Bewältigung von Belegungsspit-
zen oder von einer Nichtbelegbarkeit von Hafträu-
men, zulässig. 

(4) Im offenen Vollzug dürfen abweichend von Ab-
satz 1 Gefangene gemeinsam untergebracht wer-
den, sofern die baulichen Verhältnisse dies zulas-
sen und wenn schädliche Einflüsse nicht zu be-
fürchten sind.

§ 12 
Aufenthalt außerhalb der Nachtzeit

Außerhalb der Nachtzeit dürfen sich die Gefange-
nen in Gemeinschaft aufhalten. 

§ 13 
Einschluss

(1) Im geschlossenen Vollzug werden die Gefange-
nen während der Nachtzeit eingeschlossen. Die 
Dauer der Nachtzeit wird durch die Aufsichtsbe-
hörde durch Erlass bestimmt. 

(2) Darüber hinaus dürfen die Gefangenen einge-
schlossen werden 

1.	während der ersten zwei Wochen nach der Erst-
aufnahme,

2.	wenn ein schädlicher Einfluss auf andere Gefan-
gene zu befürchten ist oder

3.	aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt. 

(3) Absatz 2 Nummer 2 und 3 gelten auch für den 
offenen Vollzug.

§ 14 
Abteilungsvollzug

(1) Gefangene werden grundsätzlich in Abteilun-
gen der Anstalt untergebracht. Diese sollen über-
schaubare Gruppen und räumliche Einheiten bilden. 

(2) Die Gruppen werden in der Regel von fest zuge-
ordneten Bediensteten betreut, die auf die unter-
schiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen mit abge-
stimmten Vollzugsmaßnahmen eingehen können.

§ 15 
Wohngruppenvollzug

(1) Der Wohngruppenvollzug dient der Einübung 
sozialverträglichen Zusammenlebens, insbesondere 
von Toleranz sowie der Übernahme von Verantwor-
tung für sich und andere. Er ermöglicht den dort 
Untergebrachten, ihren Vollzugsalltag weitgehend 
selbständig zu regeln.

(2) Eine Wohngruppe wird in einem baulich abge-
grenzten Bereich mit bis zu 15 Gefangenen einge-
richtet, zu dem neben den Hafträumen weitere 
Räume und Einrichtungen zur gemeinsamen Nut-
zung gehören. Sie wird in der Regel von fest zuge-
ordneten Bediensteten betreut.

§ 16 
Geschlossener und offener Vollzug

(1) Die Gefangenen werden im geschlossenen oder 
offenen Vollzug untergebracht. Abteilungen des of-
fenen Vollzuges sehen keine oder nur verminderte 
Vorkehrungen gegen Entweichungen vor.

(2) Die Gefangenen sollen im offenen Vollzug un-
tergebracht werden, wenn sie dessen besonderen 
Anforderungen genügen und verantwortet werden 
kann zu erproben, dass sie sich nicht dem Vollzug 
entziehen oder die Möglichkeiten des offenen Voll-
zuges nicht zu Straftaten missbrauchen werden. 

(3) Genügen die Gefangenen den besonderen Anfor-
derungen des offenen Vollzuges nicht mehr, werden 
sie im geschlossenen Vollzug untergebracht.

(4) Durch den Vollstreckungsplan kann insbesondere 
bei Selbststellung, bei kurzen Freiheitsstrafen und 
bei Ersatzfreiheitsstrafe bestimmt werden, dass die 
Aufnahme direkt im offenen Vollzug erfolgt. 

§ 17 
Verlegung und Überstellung

(1) Die Gefangenen können abweichend vom Voll-
streckungsplan in eine andere Anstalt verlegt wer-
den, wenn die Erreichung des Vollzugsziels hier-
durch gefördert wird oder wenn Gründe der Voll-
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zugsorganisation oder andere wichtige Gründe dies 
erfordern. 

(2) Die Gefangenen dürfen aus wichtigem Grund in 
eine andere Anstalt überstellt werden.

(3) Die oder der Gefangene ist vor seiner Verlegung 
anzuhören.

(4) Die Anstalt informiert eine von der oder dem 
Gefangenen zu benennende Angehörige oder einen 
von der oder dem Gefangenen zu benennenden 
Angehörigen oder eine andere Person ihrer oder 
seiner Wahl über deren oder dessen Aufnahme, so-
fern die oder der Gefangene nicht darum gebeten 
hat, dies zu unterlassen.

§ 18 
Verlegung in eine sozialtherapeutische Einrichtung

(1) Gefangene sind in eine sozialtherapeutische Ein-
richtung zu verlegen, wenn deren besondere therapeu-
tische Mittel zur Verringerung einer erheblichen Ge-
fährlichkeit der oder des Gefangenen angezeigt und 
erfolgversprechend sind. Eine erhebliche Gefährlichkeit 
liegt vor, wenn schwerwiegende Straftaten gegen Leib 
oder Leben, die persönliche Freiheit oder gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung zu erwarten sind.

(2) Andere Gefangene können in eine sozialthera-
peutische Einrichtung verlegt werden, wenn deren 
besondere therapeutische Mittel zur Erreichung des 
Vollzugsziels angezeigt und erfolgversprechend sind.

(3) Vor einer Verlegung sind Bereitschaft und Fähig-
keit der Gefangenen zur Teilnahme an einer sozialthe-
rapeutischen Behandlung zu wecken und zu fördern.

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfol-
gen, der entweder den Abschluss der Behandlung 
zum voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt erwar-
ten lässt oder die Fortsetzung der Behandlung nach 
der Entlassung ermöglicht. Ist Sicherungsverwah-
rung angeordnet oder vorbehalten, soll die Unter-
bringung zu einem Zeitpunkt erfolgen, der den Ab-
schluss der Behandlung noch während des Vollzu-
ges der Freiheitsstrafe erwarten lässt.

§ 19 Verlegung in die zentrale Ausbildungsanstalt

(1) Die Gefangenen sind in die zentrale Ausbil-
dungsanstalt zu verlegen, wenn deren besondere 
schulische und berufliche Qualifikationsangebote 
zur Förderung der beruflichen Integration angezeigt 
und erfolgsversprechend sind. 

(2) Vor einer Verlegung sind Bereitschaft und Fä-
higkeit der Gefangenen zur Teilnahme an den Quali-
fikationsangeboten zu wecken und zu fördern.

Abschnitt 4 
Soziale Hilfen, Beratung und Behandlung

§ 20 
Soziale Hilfen

Die Gefangenen werden darin unterstützt, ihre per-
sönlichen, wirtschaftlichen und sozialen Schwierig-

keiten zu beheben. Sie sollen dazu angeregt und in 
die Lage versetzt werden, ihre Angelegenheiten 
selbst zu regeln. Im Rahmen des Aufnahmeverfah-
rens werden die Gefangenen gemäß § 6 Absatz 4 
unterstützt. Während des Vollzuges werden sie bei 
der Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten un-
terstützt, namentlich ihr Wahlrecht auszuüben so-
wie für die Unterhaltsberechtigten zu sorgen und 
die Folgen der Straftat auszugleichen (§ 21). Für 
die Vorbereitung der Entlassung werden sie gemäß 
§ 59 Absatz 1 unterstützt.

§ 21 
Ausgleich von Tatfolgen

(1) Tatfolgenausgleichende Maßnahmen im Justiz-
vollzug, insbesondere der Täter-Opfer-Ausgleich, 
sind ein Angebot an Geschädigte und Gefangene 
sowie deren Angehörige, die Straftat und ihre Fol-
gen zu bearbeiten mit dem Ziel, eine dauerhafte 
Konfliktlösung zu erreichen. Die Anstalt weist die 
Gefangenen auf tatfolgenausgleichende Angebote 
hin und stellt die Vermittlung an die Mediations-
stellen sicher. Die Teilnahme an tatfolgenausglei-
chenden Maßnahmen bedarf der Zustimmung aller 
Beteiligten. Sie kann jederzeit widerrufen werden.

(2) Nach Beendigung teilt die durchführende Stelle 
dem Vollzug das Ergebnis der Maßnahme und ge-
gebenenfalls getroffene Wiedergutmachungsver-
einbarungen schriftlich mit. 

(3) Für die Durchführung tatfolgenausgleichender 
Maßnahmen können den Geschädigten und Ange-
hörigen bei Bedürftigkeit auf Antrag die Erstattung 
von Fahrtkosten und eine Aufwandsentschädigung 
gewährt werden, wenn ihre Beteiligung im vollzu-
glichen Interesse liegt oder zur Erreichung des Voll-
zugsziels förderlich ist. Hierauf sind die Betroffe-
nen hinzuweisen.

§ 22 
Schuldenregulierung

Die Anstalt hält Angebote zur Beratung der Gefan-
genen bei der Regulierung ihrer Schulden und zur 
Erfüllung ihrer wirtschaftlichen Verpflichtungen, ins-
besondere Unterhaltspflichten, vor, um die Gefange-
nen in die Lage zu versetzen, ihre wirtschaftlichen 
Verhältnisse zu ordnen, ihren Unterhaltsverpflichtun-
gen nachzukommen, den durch ihre Taten verur-
sachten Schaden auszugleichen sowie ihre Schul-
den im Rahmen ihrer Möglichkeiten abzutragen.

§ 23 
Suchtmittelberatung

Die Anstalt bietet Angebote zur Beratung von 
Suchtmittelabhängigen und Suchtgefährdeten an, 
um den Missbrauch von Suchtmitteln zu vermeiden, 
Therapiemotivation zu wecken und die Gefangenen 
bei der Anbahnung einer Therapie außerhalb des 
Vollzuges zu unterstützen. Die medizinische Be-
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handlung und psychosoziale Begleitung von sucht-
mittelabhängigen Gefangenen werden vorgehalten.

§ 24 
Familienunterstützende Angebote

(1) Familienunterstützende Angebote bieten den 
Gefangenen Hilfe bei der Bewältigung ihrer familiä-
ren Situation, zur Aufrechterhaltung und Pflege ih-
rer familiären Beziehungen sowie Unterstützung in 
der Wahrnehmung ihrer elterlichen Verantwortung 
an, unter anderem im Rahmen von Familien- und 
Paarberatung sowie von Väter- oder Müttertrai-
ning. Kinder und Partner der Gefangenen können in 
die Gestaltung einbezogen werden. In geeigneten 
Fällen nimmt die Anstalt Kontakt zu den zuständi-
gen Sozialleistungsträgern auf. 

(2) Im Einvernehmen mit dem Jugendamt fördert 
die Einrichtung den Erhalt und die Pflege der Bezie-
hung der Gefangenen zu ihren minderjährigen Kin-
dern, insbesondere wenn sich die Kinder in einer 
Fremdunterbringung befinden.

(3) Für Besuche und Kontakte im Rahmen dieser An-
gebote sind geeignete Räumlichkeiten vorzuhalten.

§ 25 
Soziales Training

Auf der Grundlage gruppenpädagogischer Kon-
zepte werden soziale Trainings zur Förderung sozial 
angemessener Verhaltensweisen, zur Überwindung 
von Verhaltensproblemen, zur Einübung gewalt-
freier Konfliktlösungskompetenzen und zur Ermög-
lichung sozialen Lernens angeboten. 

§ 26 
Psychotherapie

Psychotherapie im Vollzug dient insbesondere der 
Behandlung psychischer Störungen des Verhaltens 
und Erlebens, die in einem Zusammenhang mit der 
Straffälligkeit stehen oder die die Wiedereingliede-
rung behindern könnten. Sie wird durch systemati-
sche Anwendung wissenschaftlich fundierter Me-
thoden mit einer oder mehreren Personen durchge-
führt.

Abschnitt 5 
Sozialtherapeutischer Vollzug

§ 27 
Sozialtherapeutische Einrichtungen

(1) Für den Vollzug nach § 18 sind sozialtherapeu-
tische Einrichtungen vorzuhalten.

(2) Die sozialtherapeutischen Einrichtungen arbei-
ten auf der Grundlage der therapeutischen Gemein-
schaft durch Integration wissenschaftlich fundier-
ter psychotherapeutischer, sozialpädagogischer 
und arbeitstherapeutischer Methoden. Personen 
aus dem Lebensumfeld der Gefangenen innerhalb 
und außerhalb des Vollzuges werden in die Behand-
lung einbezogen. Sozialtherapeutische Einrichtun-
gen sind so zu gliedern, dass die Gefangenen in 

Betreuungs- und Behandlungsgruppen unterge-
bracht sind. Die Größe soll fachlichen Standards 
entsprechen.

(3) Die Teilnahme der in der Sozialtherapie unterge-
brachten Gefangenen an den Angeboten der An-
stalt kann gestattet werden, soweit die Entwick-
lung der Gefangenen nicht gefährdet wird.

(4) Die fachliche Eigenständigkeit der Einrichtun-
gen ist zu wahren. Sie werden räumlich getrennt 
eingerichtet. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Einrichtungen müssen entsprechend befähigt 
sein und werden der Einrichtung fest zugeordnet.

(5) Die Gefangenen tragen Privatkleidung.

§ 28 
Beendigung

Die Sozialtherapie wird beendet, wenn das Ziel der 
Behandlung erreicht worden ist oder aus Gründen, 
die in der Person der oder des Gefangenen liegen, 
nicht erreicht werden kann. Beeinträchtigt die oder 
der Gefangene durch ihr oder sein Verhalten den 
Behandlungsverlauf anderer erheblich, kann die So-
zialtherapie beendet werden.

§ 29 
Therapeutische Nachsorge

(1) Aus der sozialtherapeutischen Einrichtung ent-
lassene Gefangene können vorübergehend am the-
rapeutischen Programm der Einrichtung weiter teil-
nehmen, wenn die Behandlung bis zur Entlassung 
nicht abgeschlossen werden konnte.

(2) Die sozialtherapeutische Einrichtung gewähr-
leistet für ihre entlassenen Gefangenen die thera-
peutische Nachsorge, sofern diese angezeigt ist 
und nicht anderweitig sichergestellt werden kann.

§ 30 Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

Frühere Gefangene der sozialtherapeutischen Ein-
richtung sollen dort auf Antrag vorübergehend wie-
der aufgenommen werden, wenn der Erfolg ihrer 
Behandlung gefährdet ist. Die Unterbringung er-
folgt auf vertraglicher Basis. Im Übrigen gilt § 62 
Absatz 2 und 3 entsprechend.

Abschnitt 6 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, 

Arbeitstraining, schulische und berufliche  
Qualifizierungsmaßnahmen, Arbeit, Vergütung

§ 31 
Ziel von Qualifizierung und Arbeit

Arbeitstraining und Arbeitstherapie, schulische und 
berufliche Aus- und Weiterbildung, vorberufliche 
Qualifizierung im Vollzug (schulische und berufli-
che Qualifizierungsmaßnahmen) und Arbeit haben 
insbesondere das Ziel, die Fähigkeiten der Gefan-
genen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nach 
der Haftentlassung zu vermitteln, zu verbessern 
oder zu erhalten.
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§ 32 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen, Arbeitstraining

(1) Arbeitstherapeutische Maßnahmen dienen 
dazu, dass die Gefangenen Eigenschaften wie 
Selbstvertrauen, Durchhaltevermögen und Konzen-
trationsfähigkeit einüben, um sie stufenweise an 
die Grundanforderungen des Arbeitslebens heran-
zuführen. 

(2) Arbeitstraining dient dazu, Gefangenen, die 
nicht in der Lage sind, einer regelmäßigen und er-
werbsorientierten Beschäftigung nachzugehen, Fä-
higkeiten und Fertigkeiten zu vermitteln, die eine 
Eingliederung in das leistungsorientierte Arbeitsle-
ben fördern. Die in der Anstalt dafür vorzuhalten-
den Maßnahmen sind danach auszurichten, dass 
sie den Gefangenen für den Arbeitsmarkt relevante 
Qualifikationen vermitteln.

§ 33 
Schulische und berufliche 
Qualifizierungsmaßnahmen

(1) Geeigneten Gefangenen sollen schulische und 
berufliche Aus- und Weiterbildung und vorberufli-
che Qualifizierung im Vollzug (schulische und be-
rufliche Qualifizierungsmaßnahmen) angeboten 
werden. Diese werden in der Regel als Vollzeitmaß-
nahme durchgeführt. Bei der Festlegung von Inhal-
ten, Methoden und Organisationsformen der Bil-
dungsangebote werden die Besonderheiten der je-
weiligen Zielgruppe berücksichtigt. Die Teilnahme 
bedarf der Zustimmung der oder des Gefangenen. 
Die Zustimmung darf nicht zur Unzeit widerrufen 
werden.

(2) Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen sind dar-
auf auszurichten, den Gefangenen für den Arbeits-
markt relevante Qualifikationen zu vermitteln. 

(3) Hierfür geeigneten Gefangenen soll die Teil-
nahme an einer schulischen oder beruflichen Aus-
bildung ermöglicht werden, die zu einem anerkann-
ten Abschluss führt. 

(4) Bei der Vollzugsplanung ist darauf zu achten, 
dass die Gefangenen Qualifizierungsmaßnahmen 
während ihrer Haftzeit abschließen oder danach 
fortsetzen können. Können Maßnahmen während 
der Haftzeit nicht abgeschlossen werden, soll 
durch die Zusammenarbeit der Anstalt mit außer-
vollzuglichen Einrichtungen dafür Sorge getragen 
werden, dass die begonnene Qualifizierungsmaß-
nahme nach der Haft fortgesetzt werden kann.

(5) Bei einer Verlegung in den offenen Vollzug kann 
die Fortsetzung der in der Anstalt begonnenen 
Qualifizierungsmaßnahmen zugelassen werden, so-
weit Sicherheit und Ordnung nicht entgegenstehen 
und der Abschluss der Qualifizierungsmaßnahme 
nicht anderweitig gesichert werden kann.

(6) Gefangene können auf Antrag nach ihrer Entlas-
sung eine im Vollzug begonnene Qualifizierungs-

maßnahme fortführen, soweit Gründe der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt nicht entgegenstehen und 
diese nicht anderweitig durchgeführt werden kann.

(7) Nachweise über schulische und berufliche Qua-
lifizierungsmaßnahmen dürfen keinen Hinweis auf 
die Inhaftierung enthalten.

§ 34 
Zentrale Ausbildungsanstalt

(1) Für die Erlangung von allgemeinbildenden 
Schulabschlüssen sowie Berufsabschlüssen im du-
alen Ausbildungssystem wird eine zentrale Ausbil-
dungsanstalt vorgehalten. Die gültigen Standards 
des für Bildung zuständigen Ministeriums sind zu 
gewährleisten.

(2) Qualifizierungsmaßnahmen sind modular aufzu-
bauen, so dass abgeschlossene Teilmaßnahmen in an-
deren Ausbildungsstätten fortgesetzt werden können.

§ 35 
Arbeit, Teilnahme an Arbeitstraining und 

arbeitstherapeutischen Maßnahmen

(1) Soweit die Gefangenen nicht an schulischen 
oder beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen (§ 33) 
teilnehmen, sind sie zu Arbeit oder Teilnahme an 
Arbeitstraining oder arbeitstherapeutischen Maß-
nahmen verpflichtet, wenn und soweit sie dazu in 
der Lage sind. Die Zuweisung soll Fähigkeiten, Fer-
tigkeiten und Neigungen der Gefangenen entspre-
chen. Die Arbeit soll wirtschaftlich ergiebig sein. 
Nehmen die Gefangenen eine Arbeit auf, gelten die 
von der Anstalt festgelegten Arbeitsbedingungen. 

(2) Die Verpflichtung entfällt mit dem Erreichen des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters und soweit das ge-
setzliche Beschäftigungsverbot zum Schutz erwerbs-
tätiger werdender und stillender Mütter besteht.

§ 36 
Freies Beschäftigungsverhältnis, 

Selbstbeschäftigung

(1) Geeigneten Gefangenen soll gestattet werden, 
einer Arbeit oder Qualifizierungsmaßnahme (§ 33) 
auf der Grundlage eines freien Beschäftigungsver-
hältnisses außerhalb der Anstalt nachzugehen oder 
sich innerhalb oder außerhalb der Anstalt selbst zu 
beschäftigen, wenn die Beschäftigungsstelle ge-
eignet ist und nicht überwiegende Gründe des Voll-
zuges entgegenstehen. § 57 gilt entsprechend.

(2) Das Entgelt ist der Anstalt zur Gutschrift für die 
Gefangenen zu überweisen.

§ 37 
Vergütung

(1) Die Gefangenen erhalten eine Vergütung in 
Form von

1.	Arbeitsentgelt für die Teilnahme an Arbeitstrai-
ning und arbeitstherapeutischen Maßnahmen 
sowie für Arbeit nach § 32 und § 35 oder 
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2.	Ausbildungsbeihilfe für die Teilnahme an schuli-
schen und beruflichen Qualifizierungsmaßnah-
men nach § 33.

(2) Der Bemessung der Vergütung sind neun Pro-
zent der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zugrunde zu legen (Eckver-
gütung). Ein Tagessatz ist der 250. Teil der Eckver-
gütung; die Vergütung kann nach einem 
Stundensatz bemessen werden. 

(3) Die Vergütung kann je nach Art der Maßnahme 
und Leistung der Gefangenen gestuft werden. Sie 
beträgt mindestens 60 Prozent der Eckvergütung 
und kann nach einem Stundensatz bemessen wer-
den. Das für Justiz zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, in einer Rechtsverordnung Vergütungs-
stufen zu bestimmen.

(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit 
zu entrichten sind, kann vom Arbeitsentgelt oder 
der Ausbildungsbeihilfe ein Betrag einbehalten wer-
den, der dem Anteil der Gefangenen am Beitrag 
entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung als 
Arbeitnehmer erhielten.

(5) Die Höhe der Vergütung ist den Gefangenen 
schriftlich bekannt zu geben.

(6) Die Gefangenen, die an einer Maßnahme nach 
§ 33 teilnehmen, erhalten hierfür nur eine Ausbil-
dungsbeihilfe, soweit kein Anspruch auf Leistungen 
zum Lebensunterhalt besteht, die außerhalb des 
Vollzuges aus solchem Anlass gewährt werden.

§ 38 
Vergütungsfortzahlung

Nehmen die Gefangenen während der Zeit der Ar-
beit oder Qualifizierung an einzel- oder gruppenthe-
rapeutischen Maßnahmen, an Maßnahmen zur Be-
handlung von Suchtmittelabhängigkeit und -miss-
brauch, an Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung 
der sozialen Kompetenz sowie sozialtherapeutischen 
Behandlungsmaßnahmen teil, erhalten sie eine Ver-
gütungsfortzahlung in Höhe der ihnen dadurch ent-
gehenden Vergütung gemäß § 37 Absatz 1.

§ 39 
Freistellung

(1) Haben die Gefangenen ein halbes Jahr lang ge-
arbeitet (Arbeitstherapie, Arbeitstraining oder Ar-
beit) oder an einer beruflichen oder schulischen 
Qualifizierungsmaßnahme teilgenommen, können 
sie beanspruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit 
freigestellt zu werden. Zeiten, in denen die Gefan-
genen infolge Krankheit an der Arbeitsleistung ver-
hindert waren, werden mit bis zu 15 Arbeitstagen 
auf das Halbjahr angerechnet. Der Anspruch ver-
fällt, wenn die Freistellung nicht innerhalb eines 
Jahres nach seiner Entstehung erfolgt ist. 

(2) Auf die Zeit der Freistellung wird Langzeitausgang 
(§ 55 Absatz 1 Nummer 3) angerechnet, soweit er in 

die Arbeitszeit fällt. Gleiches gilt für einen Langzeit-
ausgang nach § 56 Absatz 1, soweit er nicht wegen 
des Todes oder einer lebensgefährlichen Erkrankung 
naher Angehöriger erteilt worden ist.

(3) Die Gefangenen erhalten für die Zeit der Frei-
stellung ihre zuletzt gezahlte Vergütung weiter.

(4) Urlaubsregelungen freier Beschäftigungsverhält-
nisse außerhalb des Vollzuges bleiben unberührt. 

§ 40 
Anrechnung auf den Entlassungszeitpunkt

(1) Haben Gefangene zwei Monate zusammenhän-
gend eine Vergütung nach § 37 bezogen, verkürzt 
sich die Haft um zwei Tage. 

(2) Eine Verkürzung nach Absatz 1 ist ausgeschlossen

1.	soweit eine lebenslange Freiheitsstrafe verbüßt 
wird und der Entlassungszeitpunkt noch nicht 
bestimmt ist,

2.	bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Res-
tes einer Freiheitsstrafe zur Bewährung, soweit 
wegen des von der Entscheidung des Gerichts 
bis zur Entlassung verbleibenden Zeitraums eine 
Anrechnung nicht mehr möglich ist,

3.	wenn dies vom Gericht angeordnet wird, weil 
bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Res-
tes einer Freiheitsstrafe zur Bewährung die Le-
bensverhältnisse der oder des Gefangenen oder 
die Wirkungen, die von der Aussetzung für sie 
oder ihn zu erwarten sind, die Vollstreckung bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt erfordern,

4.	 wenn nach § 456 a Absatz 1 Strafprozessordnung 
(StPO) von der Vollstreckung abgesehen wird.

(3) Soweit eine Verkürzung ausgeschlossen ist, er-
hält der Gefangene bei seiner Entlassung als Aus-
gleichsentschädigung zusätzlich 30 Prozent der ihm 
zustehenden Vergütung. Der Anspruch entsteht erst 
mit der Entlassung oder Verlegung in ein anderes 
Bundesland, wenn dort nach landesgesetzlicher Re-
gelung eine Verkürzung nicht möglich ist. Vor der 
Entlassung oder Verlegung ist der Anspruch nicht 
verzinslich, nicht abtretbar und nicht vererblich. Ei-
nem Gefangenen, bei dem eine Anrechnung nach 
Absatz 2 Nummer 1 ausgeschlossen ist, wird die 
Ausgleichszahlung bereits nach Verbüßung von je-
weils zehn Jahren der lebenslangen Freiheitsstrafe 
zum Eigengeld (§ 72) gutgeschrieben, soweit er 
nicht vor diesem Zeitpunkt entlassen wird; § 57 Ab-
satz 4 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend.

Abschnitt 7 
Außenkontakte

§ 41 
Grundsatz

Die Gefangenen haben das Recht, mit Personen 
außerhalb der Anstalt im Rahmen der Bestimmun-
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gen dieses Gesetzes zu verkehren. Der Verkehr mit 
der Außenwelt ist zu fördern.

§ 42 
Besuch

(1) Die Gefangenen dürfen regelmäßig Besuch 
empfangen. Die Gesamtdauer beträgt mindestens 
zwei Stunden im Monat.

(2) Besuche von Angehörigen im Sinne von § 11 
Absatz 1 Nummer 1 Strafgesetzbuch (StGB) wer-
den besonders unterstützt; die Gesamtdauer erhöht 
sich hierfür um weitere zwei Stunden. Bei Besuchen 
von minderjährigen Kindern der Gefangenen erhöht 
sich die Gesamtdauer um weitere zwei Stunden.

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen wer-
den, wenn sie die Eingliederung der Gefangenen 
fördern oder persönlichen, rechtlichen oder ge-
schäftlichen Angelegenheiten dienen, die nicht von 
den Gefangenen schriftlich erledigt, durch Dritte 
wahrgenommen oder bis zur Entlassung aufge-
schoben werden können. 

(4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann 
über Absatz 1 und 2 hinausgehend mehrstündige, 
unüberwachte Besuche (Langzeitbesuche) zulas-
sen, wenn dies zur Pflege der familiären, partner-
schaftlichen oder ihnen gleichzusetzender Kontakte 
der Gefangenen förderlich erscheint und die Gefan-
genen hierfür geeignet sind.

§ 43 
Untersagung der Besuche

(1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann 
Besuche untersagen, wenn

1. 	die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefähr-
det würde, 

2.	bei Personen, die nicht Angehörige der Gefan-
genen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 
StGB sind, zu befürchten ist, dass sie einen 
schädlichen Einfluss auf die Gefangenen haben 
oder die Erreichung des Vollzugsziels behindern.

(2) Bestehen gewichtige Anhaltspunkte dafür, dass 
durch Besuch bei der oder dem Gefangenen das 
Wohl eines Kindes oder einer oder eines Jugendli-
chen gefährdet wird, insbesondere wenn das Kind 
oder die oder der Jugendliche Geschädigte oder 
Geschädigter einer Straftat der oder des Gefange-
nen war, informiert die Anstaltsleiterin oder der An-
staltsleiter das zuständige Jugendamt gemäß § 8 a 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch und regt an, 
über das Familiengericht ein Kontaktverbot zu er-
wirken. Kann eine Entscheidung nicht rechtzeitig 
erlangt werden, kann die Anstaltsleiterin oder der 
Anstaltsleiter vorläufig Besuche untersagen.

§ 44 
Durchführung der Besuche

(1) Aus Gründen der Sicherheit können Besuche 
davon abhängig gemacht werden, dass sich die Be-

sucherinnen und Besucher durchsuchen oder mit 
technischen Hilfsmitteln absuchen lassen. 

(2) Besuche werden in der Regel durch Bedienstete 
überwacht. Eine akustische Überwachung ist nur 
zulässig, soweit es im Einzelfall wegen einer Ge-
fährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder aus 
Gründen der Sicherheit erforderlich ist.

(3) Besuche dürfen abgebrochen werden, wenn 
Besucherinnen und Besucher oder Gefangene ge-
gen dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes 
getroffene Anordnungen trotz Abmahnung versto-
ßen. Die Abmahnung unterbleibt, wenn es uner-
lässlich ist, den Besuch sofort abzubrechen. 

(4) Gegenstände dürfen beim Besuch nicht überge-
ben werden. Ausnahmen sind mit vorheriger Ge-
nehmigung der Anstalt zulässig. 

(5) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann 
im Einzelfall anordnen, 

1.	 eine Trennvorrichtung zu nutzen, wenn dies zum 
Schutz von Personen oder zur Verhinderung einer 
Übergabe von Gegenständen erforderlich ist, 

2.	aus Gründen der Sicherheit der Anstalt den Be-
such mit optisch-elektronischen Hilfsmitteln zu 
überwachen; die betroffenen Personen sind vor-
her auf die Überwachung hinzuweisen.

§ 45 
Besuche von Verteidigern, Rechtsanwälten 

und Notaren

(1) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern 
sowie von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 
und Notarinnen und Notaren in einer die Gefange-
nen betreffenden Rechtssache sind zu gestatten.

(2) Im Rahmen der Kontrolle gemäß § 44 Absatz 1 
ist eine inhaltliche Überprüfung der von Verteidi-
gern mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Un-
terlagen nicht zulässig. § 50 Absatz 2 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend.

(3) Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern 
werden nicht überwacht.

(4) Abweichend von § 44 Absatz 4 dürfen bei Be-
suchen der Verteidigerinnen und Verteidiger und 
von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten und 
Notarinnen und Notaren zur Erledigung einer die 
Gefangenen betreffenden Rechtssache Schriftstü-
cke und sonstigen Unterlagen übergeben werden. 
Bei dem Besuch von Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälten oder Notarinnen und Notaren kann 
die Übergabe aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt von der Erlaubnis der Anstaltslei-
terin oder des Anstaltsleiters abhängig gemacht 
werden. § 50 Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt unbe-
rührt. 

(5) Die Anordnung einer Trennvorrichtung gemäß  
§ 44 Absatz 5 Nummer 1 ist nur zulässig, wenn 
dies zum Schutz von Personen unerlässlich ist.
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§ 46 
Telefongespräche

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Tele-
fongespräche zu führen. Die Bestimmungen über 
den Besuch gelten entsprechend. Eine beabsich-
tigte Überwachung teilt die Anstalt den Gefange-
nen rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs 
und den Gesprächspartnern der Gefangenen unmit-
telbar nach Herstellung der Verbindung mit.

(2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Ge-
fangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die 
Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in ange-
messenem Umfang übernehmen.

§ 47 
Schriftwechsel

(1) Die Gefangenen haben das Recht, Schreiben 
abzusenden und zu empfangen. 

(2) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Ge-
fangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die 
Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in ange-
messenem Umfang übernehmen.

§ 48 Untersagung des Schriftwechsels

(1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann 
den Schriftwechsel mit bestimmten Personen un-
tersagen, wenn

1. 	die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefähr-
det würde,

2.	bei Personen, die nicht Angehörige der Gefan-
genen im Sinne von § 11 Absatz 1 Nummer 1 
StGB sind, zu befürchten ist, dass der Schrift-
wechsel einen schädlichen Einfluss auf die Ge-
fangenen hat oder die Erreichung des Vollzugs-
ziels behindert oder

3. 	dies von dem Geschädigten beantragt wird.

(2) § 43 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 49 
Sichtkontrolle, Weiterleitung und 

Aufbewahrung von Schreiben

(1) Die Gefangenen haben das Absenden und den 
Empfang von Schreiben durch die Anstalt vermit-
teln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist. 
Ein- und ausgehende Schreiben sind unverzüglich 
weiterzuleiten.

(2) Ein- und ausgehende Schreiben werden auf ver-
botene Gegenstände kontrolliert. 

(3) Die Gefangenen haben eingehende Schreiben 
unverschlossen zu verwahren, sofern nichts ande-
res gestattet wird. Sie können sie verschlossen zu 
ihrer Habe geben.

§ 50 
Inhaltliche Kontrolle des Schriftwechsels

(1) Der Schriftwechsel darf nur inhaltlich kontrol-
liert werden, soweit es im Einzelfall wegen einer 

Gefährdung der Erreichung des Vollzugsziels oder 
aus Gründen der Sicherheit erforderlich ist. 

(2) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren 
Verteidigerinnen oder Verteidigern wird nicht in-
haltlich kontrolliert. Liegt dem Vollzug eine Straftat 
nach § 129 a StGB, auch in Verbindung mit § 129 b 
Absatz 1 StGB zugrunde, gelten § 148 Absatz 2 
und § 148 a StPO entsprechend; dies gilt nicht, 
wenn die Gefangenen sich im offenen Vollzug be-
finden oder wenn ihnen Lockerungen nach § 55 
gewährt worden sind und ein Grund, der die An-
staltsleiterin oder den Anstaltsleiter nach § 122 
Absatz 3 zum Widerruf von Lockerungen ermäch-
tigt, nicht vorliegt. Satz 2 gilt auch, wenn eine 
Freiheitsstrafe wegen einer Straftat nach § 129 a 
StGB, auch in Verbindung mit § 129 b Absatz 1 
StGB erst im Anschluss an den Vollzug der Frei-
heitsstrafe, der eine andere Verurteilung zugrunde 
liegt, zu vollstrecken ist. 

(3) Nicht inhaltlich kontrolliert werden ferner  
Schreiben der Gefangenen an 

  1.	Gerichte und Staatsanwaltschaften,

  2.	die Volksvertretungen des Bundes und der Länder,

  3.	 die Verfassungsgerichte des Bundes und der Länder,

  4.	Bürgerbeauftragte oder die Justizvollzugsbe-
auftrage oder den Justizvollzugsbeauftragte 
eines Landes,

  5.	die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit, die für die Kontrolle der Einhaltung 
der Vorschriften über den Datenschutz in den 
Ländern zuständigen Stellen der Länder und 
die Aufsichtsbehörden nach § 38 des Bundes-
datenschutzgesetzes,

  6.	das Europäische Parlament,

  7.	 den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,

  8.	die oder den Europäischen Datenschutzbeauf-
tragten,

  9.	die oder den Europäischen Bürgerbeauftragten,

10.	 den Europäischen Ausschuss zur Verhütung 
von Folter und unmenschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder Strafe,

11.		 den Menschenrechtsausschuss der Vereinten 
Nationen,

12.	den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen 
Folter, den zugehörigen Unterausschuss zur 
Verhütung von Folter und den entsprechenden 
Nationalen Präventionsmechanismen,

13.	sonstige Organisationen oder Einrichtungen, 
mit denen der Schriftverkehr aufgrund völker-
rechtlicher Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland geschützt wird und

14.	die konsularische Vertretung des Heimatstaates.



628	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2016; Ausgabe 25. August 2016	 Nr. 13

Schreiben der in Satz 1 Nummer 2 bis 14 genannten 
Stellen, die an die Gefangenen gerichtet sind, werden 
nicht überwacht, sofern die Identität der Absender 
zweifelsfrei feststeht. Schreiben an nicht in der Jus-
tizvollzugsanstalt tätige Ärztinnen und Ärzte, die mit 
der Untersuchung oder Behandlung der Gefangenen 
befasst sind, werden über die Anstaltsärztin oder den 
Anstaltsarzt vermittelt und kontrolliert.

§ 51 
Anhalten von Schreiben

(1) Die Anstalt kann Schreiben anhalten, wenn 

1.	die Erreichung des Vollzugsziels oder die Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt gefährdet würde, 

2.	 die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- 
oder Bußgeldtatbestand verwirklichen würde, 

3.	sie grob unrichtige oder erheblich entstellende 
Darstellungen von Anstaltsverhältnissen oder 
grobe Beleidigungen enthalten, 

4. 	sie die Eingliederung anderer Gefangener ge-
fährden können oder 

5.	sie in Geheim- oder Kurzschrift, unlesbar, unver-
ständlich oder ohne zwingenden Grund in einer 
fremden Sprache abgefasst sind. 

(2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstel-
lungen enthalten, kann ein Begleitschreiben beige-
fügt werden, wenn die Gefangenen auf dem Ab-
senden bestehen. 

(3) Sind Schreiben angehalten worden, wird das 
den Gefangenen mitgeteilt. Angehaltene Schreiben 
werden an die Absenderin oder den Absender zu-
rückgegeben oder, sofern dies unmöglich oder aus 
besonderen Gründen nicht angezeigt ist, verwahrt. 

(4) Schreiben, deren Überwachung ausgeschlossen 
ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 52 
Andere Formen der Telekommunikation

(1) Die Anstalten richten Möglichkeiten zur Nut-
zung anderer Formen der Telekommunikation ein.

(2) Den Gefangenen kann gestattet werden, andere 
Formen der Telekommunikation zu nutzen. Die Be-
stimmungen über den Besuch gelten entsprechend. 
Eine beabsichtigte Überwachung teilt die Anstalt 
den Gefangenen rechtzeitig vor Beginn der Nut-
zung und den Gesprächspartnern unmittelbar nach 
Herstellung der Verbindung mit.

(3) Die Kosten tragen die Gefangenen. Sind sie 
dazu nicht in der Lage, kann die Anstalt die Kosten 
in begründeten Fällen in angemessenem Umfang 
übernehmen.

§ 53 
Pakete

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete 
zu empfangen. Der Empfang von Paketen mit Nah-
rungs- und Genussmitteln ist untersagt. Die An-

stalt kann Anzahl, Gewicht und Größe von Sendun-
gen und einzelnen Gegenständen festsetzen. Über 
§ 63 Absatz 1 Satz 2 hinaus kann sie Gegenstände 
und Verpackungsformen ausschließen, die einen 
unverhältnismäßigen Kontrollaufwand bedingen. 

(2) Die Anstalt kann die Annahme von Paketen, deren 
Einbringung nicht gestattet ist oder die die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 nicht erfüllen, ablehnen oder 
solche Pakete an den Absender zurücksenden.

(3) Pakete sind in Gegenwart der Gefangenen zu 
öffnen, an die sie adressiert sind. Mit nicht zugelas-
senen oder ausgeschlossenen Gegenständen ist ge-
mäß § 66 Absatz 3 zu verfahren. Sie können auch 
auf Kosten der Gefangenen zurückgesandt werden.

(4) Der Empfang von Paketen kann vorübergehend 
versagt werden, wenn dies wegen der Gefährdung 
der Sicherheit oder Ordnung unerlässlich ist. 

(5) Den Gefangenen kann gestattet werden, Pakete 
zu versenden. Der Inhalt kann aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung überprüft werden. 

(6) Die Kosten des Paketversandes tragen die Ge-
fangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die 
Anstalt die Kosten in begründeten Fällen in ange-
messenem Umfang übernehmen.

Abschnitt 8 
Aufenthalte außerhalb der Anstalt, Lockerungen

§ 54 
Ausführung

(1) Das Verlassen der Einrichtung unter ständiger und 
unmittelbarer Aufsicht (Ausführung) soll Gefangenen 
zur Erreichung des Vollzugsziels gestattet werden, 

1.	wenn dies zur Vorbereitung von Lockerungen er-
forderlich ist oder

2.	zur Erhaltung der Lebenstüchtigkeit, wenn sie 
sich fünf Jahre ununterbrochen in Freiheitsent-
ziehung befunden haben

und wenn nicht konkrete Anhaltspunkte die Gefahr 
begründen, dass die Gefangenen sich trotz Siche-
rungsmaßnahmen dem Vollzug entziehen oder die 
Ausführung zu erheblichen Straftaten missbrau-
chen werden.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nummer 2 sollen jährlich mindestens zwei Ausfüh-
rungen durchgeführt werden. Lockerungen nach  
§ 55 werden hierauf angerechnet. Sie unterblei-
ben, wenn die zur Sicherung erforderlichen Maß-
nahmen den Zweck der Ausführungen gefährden.

(3) Darüber hinaus kann den Gefangenen aus wich-
tigem Anlass eine Ausführung gestattet werden. 
Liegt die Ausführung ausschließlich im Interesse 
der Gefangenen, können ihnen die Kosten auferlegt 
werden, soweit dies die Behandlung oder die Ein-
gliederung nicht behindert.
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(4) Die Gefangenen können auch gegen ihren Wil-
len ausgeführt werden, wenn dies aus besonderen 
Gründen notwendig ist.

§ 55 
Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels

(1) Aufenthalte außerhalb der Anstalt ohne Auf-
sicht (Lockerungen) können Gefangenen zur Errei-
chung des Vollzugsziels mit ihrer Zustimmung ge-
währt werden, insbesondere

1. 	das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden 
in Begleitung einer von der Anstalt zugelasse-
nen Person (Begleitausgang), 

2. 	das Verlassen der Anstalt für bis zu 24 Stunden 
ohne Begleitung (unbegleiteter Ausgang), 

3. 	das Verlassen der Anstalt für mehrere Tage bis 
zu 30 Tage im Vollstreckungsjahr (Langzeitaus-
gang) und

4. 	die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der 
Anstalt (Freigang). 

(2) Die Lockerungen sollen gewährt werden, wenn 
verantwortet werden kann zu erproben, dass die 
Gefangenen sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe 
nicht entziehen oder die Lockerungen nicht zu 
Straftaten missbrauchen werden.

(3) Durch Lockerungen wird die Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe nicht unterbrochen.

§ 56 
Lockerungen aus wichtigen Gründen

(1) Lockerungen können auch aus wichtigem An-
lass gewährt werden. Wichtige Anlässe sind insbe-
sondere die Teilnahme an gerichtlichen Terminen, 
die medizinische Behandlung der Gefangenen so-
wie der Tod oder eine lebensgefährliche Erkrankung 
naher Angehöriger der Gefangenen.

(2) § 55 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 57 
Weisungen für Lockerungen

Für Lockerungen sind die nach den Umständen des 
Einzelfalles erforderlichen Weisungen zu erteilen. 
Bei der Ausgestaltung der Lockerungen ist nach 
Möglichkeit auch den Belangen der oder des Ge-
schädigten Rechnung zu tragen.

§ 58 
Außenbeschäftigung, Vorführung, Ausantwortung

(1) Den Gefangenen kann gestattet werden, außer-
halb der Anstalt einer regelmäßigen Beschäftigung 
unter ständiger Aufsicht oder unter Aufsicht in un-
regelmäßigen Abständen (Außenbeschäftigung) 
nachzugehen. § 55 Absatz 2 gilt entsprechend.

(2) Auf Ersuchen eines Gerichts werden Gefangene 
vorgeführt, sofern ein Vorführungsbefehl vorliegt. 

(3) Gefangene dürfen befristet dem Gewahrsam ei-
nes Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer 

Polizei-, Zoll- oder Finanzbehörde auf Antrag über-
lassen werden (Ausantwortung). 

Abschnitt 9 
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und 

Nachsorge

§ 59 
Vorbereitung der Eingliederung

(1) Die Maßnahmen zur sozialen und beruflichen 
Eingliederung sind auf den Zeitpunkt der voraus-
sichtlichen Entlassung in die Freiheit abzustellen. 
Die Gefangenen sind bei der Ordnung ihrer persön-
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegen-
heiten zu unterstützen. Dies umfasst die Vermitt-
lung in nachsorgende Maßnahmen. 

(2) Die Anstalt arbeitet frühzeitig mit Personen und 
Einrichtungen außerhalb des Vollzuges zusammen, 
insbesondere, um zu erreichen, dass die Gefange-
nen nach ihrer Entlassung über eine geeignete Un-
terbringung und eine Arbeits- oder Ausbildungs-
stelle verfügen. Bewährungshilfe und Führungsauf-
sicht beteiligen sich frühzeitig an der sozialen und 
beruflichen Eingliederung der Gefangenen. 

(3) Den Gefangenen können Aufenthalte in Einrich-
tungen außerhalb des Vollzuges (Übergangseinrich-
tungen) gewährt werden, wenn dies zur Vorberei-
tung der Eingliederung erforderlich ist. Haben sich 
die Gefangenen mindestens sechs Monate im Voll-
zug befunden, kann ihnen auch ein zusammenhän-
gender Langzeitausgang bis zu sechs Monaten ge-
währt werden, wenn dies zur Vorbereitung der Ein-
gliederung erforderlich ist. § 55 Absatz 2 und 3 
sowie § 57 gelten entsprechend.

(4) In einem Zeitraum von sechs Monaten vor der 
voraussichtlichen Entlassung sind den Gefangenen 
die zur Vorbereitung der Eingliederung erforderli-
chen Lockerungen zu gewähren, sofern nicht mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass die 
Gefangenen sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe 
entziehen oder die Lockerungen zu Straftaten miss-
brauchen werden.

§ 60 
Entlassung

(1) Die Gefangenen sollen am letzten Tag ihrer 
Strafzeit am Vormittag entlassen werden. 

(2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder 
Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ersten 
Werktag nach Ostern oder Pfingsten oder in die 
Zeit vom 22. Dezember bis zum 6. Januar, können 
die Gefangenen an dem diesem Tag oder Zeitraum 
vorhergehenden Werktag entlassen werden, wenn 
dies gemessen an der Dauer der Strafzeit vertret-
bar ist und fürsorgerische Gründe nicht entgegen-
stehen. 
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(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage 
vorverlegt werden, wenn die Gefangenen zu ihrer 
Eingliederung hierauf dringend angewiesen sind. 

(4) Bedürftigen Gefangenen kann eine Entlassungs-
beihilfe in Form eines Reisekostenzuschusses, an-
gemessener Kleidung oder einer sonstigen notwen-
digen Unterstützung gewährt werden.

§ 61 
Nachgehende Betreuung

Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des An-
staltsleiters können im Einzelfall Bedienstete an der 
nachgehenden Betreuung Entlassener mit deren 
Einverständnis mitwirken, wenn ansonsten die Ein-
gliederung gefährdet wäre. Die nachgehende Be-
treuung kann auch außerhalb der Anstalt erfolgen. 
In der Regel ist sie auf die ersten sechs Monate 
nach der Entlassung beschränkt.

§ 62 
Verbleib oder Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

(1) Sofern es die Belegungssituation zulässt, kön-
nen die Gefangenen auf Antrag ausnahmsweise 
vorübergehend in der Anstalt verbleiben oder wie-
der aufgenommen werden, wenn die Eingliederung 
gefährdet und ein Aufenthalt in der Anstalt aus die-
sem Grunde gerechtfertigt ist. Die Unterbringung 
erfolgt auf vertraglicher Basis. 

(2) Gegen die in der Anstalt untergebrachten Ent-
lassenen dürfen Maßnahmen des Vollzuges nicht 
mit unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden. 

(3) Bei Störung des Anstaltsbetriebes durch die 
Entlassenen oder aus vollzugsorganisatorischen 
Gründen kann die Unterbringung jederzeit beendet 
werden.

Abschnitt 10 
Grundversorgung und Freizeit

§ 63 
Einbringen von Gegenständen

(1) Gegenstände dürfen durch oder für die Gefan-
genen nur mit Zustimmung der Anstalt eingebracht 
werden. Die Anstalt kann die Zustimmung verwei-
gern, wenn die Gegenstände geeignet sind, die Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt oder die Errei-
chung des Vollzugsziels zu gefährden oder ihre 
Aufbewahrung nach Art oder Umfang offensicht-
lich nicht möglich ist.

(2) Das Einbringen von Nahrungs- und Genussmit-
teln ist nicht gestattet. Die Anstaltsleiterin oder der 
Anstaltsleiter kann eine abweichende Regelung 
treffen.

§ 64 
Gewahrsam an Gegenständen

(1) Die Gefangenen dürfen Gegenstände nur mit 
Zustimmung der Anstalt in Gewahrsam haben, an-
nehmen oder abgeben. 

(2) Ohne Zustimmung dürfen sie Gegenstände von 
geringem Wert an andere Gefangene weitergeben 
und von anderen Gefangenen annehmen; die Ab-
gabe und Annahme dieser Gegenstände und der 
Gewahrsam daran können von der Zustimmung der 
Anstalt abhängig gemacht werden.

§ 65 
Ausstattung des Haftraums

Die Gefangenen dürfen ihren Haftraum in angemes-
senem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstat-
ten oder diese dort aufbewahren. Gegenstände, die 
geeignet sind, die Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt, insbesondere die Übersichtlichkeit des Haftrau-
mes, oder die Erreichung des Vollzugsziels zu ge-
fährden, dürfen nicht in den Haftraum eingebracht 
werden oder werden daraus entfernt.

§ 66 
Aufbewahrung und Vernichtung von Gegenständen

(1) Gegenstände, die die Gefangenen nicht im 
Haftraum aufbewahren dürfen oder wollen, werden 
von der Anstalt aufbewahrt, soweit dies nach Art 
und Umfang möglich ist. 

(2) Den Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, 
ihre Gegenstände, die sie während des Vollzuges 
und für ihre Entlassung nicht benötigen, zu versen-
den. § 53 Absatz 6 gilt entsprechend.

(3) Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung nach 
Art oder Umfang nicht möglich ist, von den Gefange-
nen trotz Aufforderung nicht aus der Anstalt ver-
bracht, darf die Anstalt diese Gegenstände auf Kos-
ten der Gefangenen aus der Anstalt entfernen lassen.

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die 
Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen der An-
stalt vermitteln oder Schlussfolgerungen auf diese 
zulassen, dürfen vernichtet oder unbrauchbar ge-
macht werden. 

§ 67 
Zeitungen und Zeitschriften, religiöse Schriften 

und Gegenstände

(1) Die Gefangenen dürfen auf eigene Kosten Zei-
tungen und Zeitschriften in angemessenem Um-
fang durch Vermittlung der Anstalt beziehen. Aus-
geschlossen sind lediglich Zeitungen und Zeit-
schriften, deren Verbreitung mit Strafe oder 
Geldbuße bedroht ist. Einzelne Ausgaben können 
den Gefangenen vorenthalten oder entzogen wer-
den, wenn deren Inhalte die Erreichung des Voll-
zugsziels oder die Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt erheblich gefährden würden.

(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse 
Schriften sowie in angemessenem Umfang Gegen-
stände des religiösen Gebrauchs besitzen. Diese 
dürfen den Gefangenen nur bei grobem Missbrauch 
entzogen werden. Die Seelsorgerin oder der Seel-
sorger soll vorher gehört werden.
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§ 68 
Rundfunk, Informations- und Unterhaltungselektronik

(1) Der Zugang zum Rundfunk ist zu ermöglichen. 

(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte werden zuge-
lassen, wenn nicht Gründe des § 65 Satz 2 entge-
genstehen. Andere Geräte der Informations- und Un-
terhaltungselektronik können unter diesen Vorausset-
zungen zugelassen werden. Die Gefangenen können 
auf Mietgeräte oder auf ein Haftraummediensystem 
verwiesen werden. § 52 bleibt unberührt.

§ 69 
Kleidung

(1) Die oder der Gefangene trägt eigene Kleidung, 
wenn sie oder er für Reinigung und Instandsetzung 
auf eigene Kosten sorgt; anderenfalls trägt sie oder 
er Anstaltskleidung. 

(2) Die Vollzugsbehörde kann das Tragen von An-
staltskleidung allgemein oder im Einzelfall anord-
nen, wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt erforderlich ist. 

§ 70 
Verpflegung und Einkauf

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstalts-
verpflegung entsprechen den Anforderungen an 
eine gesunde Ernährung und werden ärztlich über-
wacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu er-
möglichen, Speisevorschriften ihrer Religionsge-
meinschaft zu befolgen.

(2) Den Gefangenen wird ermöglicht einzukaufen. 
Die Anstalt wirkt auf ein Angebot hin, das auf 
Wünsche und Bedürfnisse der Gefangenen Rück-
sicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs regelt die 
Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter. Nahrungs-, 
Genuss- und Körperpflegemittel können nur vom 
Haus- und Taschengeld, andere Gegenstände in an-
gemessenen Umfang auch vom Eigengeld einge-
kauft werden. 

§ 71 
Freizeit

(1) Zur Ausgestaltung der Freizeit hat die Anstalt 
insbesondere Angebote zur sportlichen und kultu-
rellen Betätigung und Bildungsangebote vorzuhal-
ten. Die Anstalt stellt eine angemessen ausgestat-
tete Bücherei zur Verfügung.

(2) Die Gefangenen sind zur Teilnahme und Mitwir-
kung an Angeboten der Freizeitgestaltung zu moti-
vieren und anzuleiten.

Abschnitt 11 
Gelder der Gefangenen und Kosten

§ 72 
Eigengeld

(1) Das Eigengeld besteht aus den Beträgen, die 
die Gefangenen bei Strafantritt in die Anstalt mit-

bringen und die sie während der Haftzeit erhalten, 
und den Teilen der Vergütung, die nicht als Haus-
geld, Überbrückungsgeld oder Haftkostenbeitrag in 
Anspruch genommen werden.

(2) Die Gefangenen können über das Eigengeld ver-
fügen, soweit es nicht als Überbrückungsgeld not-
wendig ist. § 70 Absatz 2, §§ 75 und § 76 bleiben 
unberührt.

§ 73 
Taschengeld

(1) Erhalten Gefangene ohne ihr Verschulden keine 
Vergütung, wird ihnen bei Bedürftigkeit auf Antrag 
ein angemessenes Taschengeld gewährt. Bedürftig 
sind Gefangene, soweit ihnen aus Hausgeld (§ 75) 
und Eigengeld (§ 72) monatlich ein Betrag bis zur 
Höhe des Taschengelds voraussichtlich nicht zur 
Verfügung steht. 

(2) Ein Verschulden im Sinne von Absatz 1 liegt 
vor, wenn ihnen ein Betrag nach Absatz 1 Satz 2 
deshalb nicht zur Verfügung steht, weil sie eine ih-
nen angebotene zumutbare Tätigkeit nicht ange-
nommen haben oder eine ausgeübte Tätigkeit ver-
schuldet verloren haben.

(3) Das Taschengeld beträgt 14 Prozent der Eck-
vergütung (§ 37 Absatz 2). Es wird zu Beginn des 
Monats im Voraus gewährt. Gehen den Gefange-
nen im Laufe des Monats Gelder zu, wird zum Aus-
gleich ein Betrag bis zur Höhe des gewährten Ta-
schengeldes einbehalten. 

(4) Gefangene dürfen über das Taschengeld im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes verfü-
gen. Es wird dem Hausgeldkonto gutgeschrieben.

§ 74 
Konten, Bargeld

(1) Gelder der Gefangenen werden auf Hausgeld-, 
Überbrückungsgeld- und Eigengeldkonten in der 
Anstalt geführt. 

(2) Der Besitz von Bargeld in der Anstalt ist den 
Gefangenen nicht gestattet. Über Ausnahmen ent-
scheidet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter.

§ 75 
Hausgeld

(1) Das Hausgeld wird aus drei Siebteln der in die-
sem Gesetz geregelten Vergütung (§ 37) gebildet.

(2) Für Gefangene, die aus einem freien Beschäfti-
gungsverhältnis, aus einer Selbstbeschäftigung 
oder anderweitig regelmäßige Einkünfte haben, 
wird daraus ein angemessenes monatliches Haus-
geld festgesetzt.

(3) Für Gefangene, die über Eigengeld (§ 72) verfü-
gen und keine hinreichende Vergütung nach diesem 
Gesetz erhalten, gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Die Gefangenen dürfen über das Hausgeld im 
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes verfü-
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gen. Der Anspruch auf Auszahlung ist nicht über-
tragbar.

§ 76 
Zweckgebundene Einzahlungen

Für Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere 
Kosten der Gesundheitsfürsorge und der Aus- und 
Fortbildung, und für Maßnahmen der Pflege sozia-
ler Beziehungen, insbesondere Telefonkosten und 
Fahrtkosten anlässlich Lockerungen, kann zweck-
gebunden Geld eingezahlt werden. Das Geld darf 
nur für diese Zwecke verwendet werden. Der An-
spruch auf Auszahlung ist nicht übertragbar.

§ 77 
Überbrückungsgeld

(1) Aus den in diesem Gesetz geregelten Bezügen 
und aus den Bezügen der Gefangenen, die in einem 
freien Beschäftigungsverhältnis stehen oder denen 
gestattet ist, sich selbst zu beschäftigen, ist ein 
Überbrückungsgeld zu bilden, das den notwendi-
gen Lebensunterhalt der Gefangenen und ihrer Un-
terhaltsberechtigten in den ersten vier Wochen 
nach der Entlassung sichern soll.

(2) Das Überbrückungsgeld wird den Gefangenen 
bei der Entlassung in die Freiheit ausbezahlt. Die 
Justizvollzugsanstalt kann es mit Zustimmung des 
Gefangenen ganz oder zum Teil der Bewährungs-
hilfe oder einer mit der Entlassenenbetreuung be-
fassten Stelle überweisen, die darüber entschei-
den, wie das Geld innerhalb der ersten vier Wo-
chen nach der Entlassung an die Entlassenen 
ausbezahlt wird. Die Bewährungshilfe und die mit 
der Entlassenenbetreuung befasste Stelle sind ver-
pflichtet, das Überbrückungsgeld von ihrem Ver-
mögen gesondert zu halten. Mit Zustimmung der 
Gefangenen kann das Überbrückungsgeld auch Un-
terhaltsberechtigen überwiesen werden.

(3) Das Überbrückungsgeld kann für Ausgaben der 
Gefangenen in Anspruch genommen werden, die 
ihrer Eingliederung dienen.

(4) Für den Pfändungsschutz des Überbrückungs-
geldes gilt § 51 Absatz 4 und 5 Strafvollzugsge-
setz (StVollzG).

§ 78 
Haftkostenbeitrag, Kostenbeteiligung

(1) Die Anstalt erhebt von Gefangenen, die sich in 
einem freien Beschäftigungsverhältnis befinden, 
sich selbst beschäftigen oder über anderweitige re-
gelmäßige Einkünfte verfügen, für diese Zeit einen 
Haftkostenbeitrag. Von Gefangenen, die sich selbst 
beschäftigen, kann der Haftkostenbeitrag monat-
lich im Voraus ganz oder teilweise gefordert wer-
den. Vergütungen nach diesem Gesetz bleiben un-
berücksichtigt. Den Gefangenen muss täglich ein 
Tagessatz gemäß § 37 Absatz 2 Satz 2 verbleiben. 
Von der Geltendmachung des Anspruchs ist abzu-
sehen, soweit die Wiedereingliederung der Gefan-
genen hierdurch gefährdet würde. 

(2) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des Betrages 
erhoben, der nach § 17 Absatz 1 Nummer 4 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch durchschnittlich 
zur Bewertung der Sachbezüge festgesetzt ist. Bei 
Selbstverpflegung entfallen die für die Verpflegung 
vorgesehenen Beträge. Für den Wert der Unterkunft 
ist die festgesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend. 

(3) Die Gefangenen können an den Betriebskosten 
der in ihrem Gewahrsam befindlichen Geräte betei-
ligt werden.

Abschnitt 12 
Gesundheitsfürsorge

§ 79 
Art und Umfang der medizinischen Leistungen, 

Kostenbeteiligung

(1) Für Art und Umfang der medizinischen Leistun-
gen gelten die für gesetzlich Versicherte maßgebli-
chen Vorschriften des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch und die aufgrund dieser Vorschriften ge-
troffenen Regelungen entsprechend. Der Anspruch 
umfasst auch Vorsorgeleistungen, ferner die Ver-
sorgung mit medizinischen Hilfsmitteln, soweit 
diese mit Rücksicht auf die Dauer des Freiheitsent-
zugs nicht ungerechtfertigt sind und die Hilfsmittel 
nicht als allgemeine Gebrauchsgegenstände des 
täglichen Lebens anzusehen sind. 

(2) An den Kosten für Leistungen nach Absatz 1 
können die Gefangenen in angemessenem Umfang 
beteiligt werden, höchstens jedoch bis zum Um-
fang der Beteiligung vergleichbarer gesetzlich Ver-
sicherter. Für Leistungen, die über Absatz 1 hin-
ausgehen, können den Gefangenen die gesamten 
Kosten auferlegt werden. 

(3) Erhalten Gefangene Leistungen nach Absatz 1 
infolge einer mutwilligen Selbstverletzung, sind sie 
in angemessenem Umfang an den Kosten zu beteili-
gen. Die Kostenbeteiligung unterbleibt, wenn hier-
durch die Erreichung des Vollzugsziels, insbesondere 
die Eingliederung der Gefangenen, gefährdet würde.

§ 80 
Durchführung der medizinischen Leistungen, 

Kostentragung, Forderungsübergang

(1) Ein kranker oder hilfsbedürftiger Gefangener 
kann in ein Anstaltskrankenhaus oder in eine für 
seine Untersuchung, Behandlung oder Versorgung 
besser geeignete Vollzugsanstalt verlegt werden. 
Kann die Untersuchung, Behandlung oder Versor-
gung in einer Vollzugsanstalt oder einem Anstalts-
krankenhaus nicht gewährleistet werden oder ist 
es nicht möglich, den Gefangenen rechtzeitig in ein 
Anstaltskrankenhaus zu verlegen, ist dieser in ein 
Krankenhaus außerhalb des Vollzuges zu bringen.

(2) Wird die Strafvollstreckung während einer Be-
handlung von Gefangenen unterbrochen oder be-
endet, hat das Land nur diejenigen Kosten zu tra-
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gen, die bis zur Unterbrechung oder Beendigung 
der Strafvollstreckung angefallen sind.

(3) Gesetzliche Schadensersatzansprüche, die Ge-
fangenen infolge einer Körperverletzung gegen 
Dritte zustehen, gehen insoweit auf das Land über, 
als den Gefangenen Leistungen nach § 79 Absatz 1 
zu gewähren sind. Von der Geltendmachung der An-
sprüche ist im Interesse der Gefangenen abzusehen, 
wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugsziels, 
insbesondere die Eingliederung, gefährdet würde.

(4) Hinsichtlich der Anhörung der oder des Gefan-
genen und Mitteilung an Angehörige oder andere 
Personen gilt § 17 Absatz 3 und 4 entsprechend.

§ 81 
Ruhen der Ansprüche

Der Anspruch auf Leistungen ruht, solange die Ge-
fangenen aufgrund eines freien Beschäftigungsver-
hältnisses oder Selbstbeschäftigung krankenversi-
chert sind.

§ 82 
Ärztliche Behandlung zur sozialen Eingliederung

Mit Zustimmung der Gefangenen soll die Anstalt 
ärztliche Behandlungen, insbesondere Operationen 
oder prothetische Maßnahmen, durchführen las-
sen, die die soziale Eingliederung fördern. Die Kos-
ten tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in 
der Lage, kann die Anstalt die Kosten in begründe-
ten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 83 
Gesundheitsschutz und Hygiene

Die Anstalt unterstützt die Gefangenen bei der 
Wiederherstellung und Erhaltung ihrer körperlichen, 
geistigen und seelischen Gesundheit. Sie fördert 
das Bewusstsein für gesunde Ernährung und Le-
bensführung. Die Gefangenen haben die notwendi-
gen Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur 
Hygiene zu befolgen. 

§ 84 
Freistunde

Den Gefangenen wird ermöglicht, sich täglich min-
destens eine Stunde im Freien aufzuhalten (Frei-
stunde), wenn die Witterung dies zu der festge-
setzten Zeit zulässt.

§ 85 
Krankenbehandlung während Lockerungen

Während Lockerungen haben die Gefangenen einen 
Anspruch auf medizinische Leistungen gegen das 
Land nur in der für sie zuständigen Anstalt. § 56 
bleibt unberührt. 

§ 86 
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 

der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchungen und Behandlun-
gen sind zwangsweise gegen den natürlichen Wil-
len der oder des Gefangenen nur zulässig, soweit 

die oder der Gefangene krankheitsbedingt die Not-
wendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht erken-
nen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann 
und die Maßnahme erforderlich ist, 

1.	um eine gegenwärtige Lebensgefahr oder die 
gegenwärtige Gefahr einer schwerwiegenden 
Schädigung der Gesundheit der oder des Gefan-
genen abzuwenden oder

2.	um die von der oder dem Gefangenen ausge-
hende gegenwärtige Gefahr schwerer gesund-
heitlicher Schädigungen Dritter abzuwenden.

(2) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1 ist eine 
wirksame Patientenverfügung zu berücksichtigen.

(3) Eine medizinische Zwangsmaßnahme nach Ab-
satz 1 ist nur zulässig, wenn

1.	sie im Hinblick auf das Behandlungsziel Erfolg 
verspricht,

2.	mildere Mittel aussichtslos sind und

3.	sie nicht mit unzumutbaren Belastungen ver-
bunden ist und

4.	der von der Maßnahme zu erwartende Nutzen 
die mit der Maßnahme verbundenen Belastun-
gen deutlich überwiegt.

Untersuchung und Behandlung müssen von einer 
Ärztin oder einem Arzt durchgeführt oder über-
wacht werden. Die Anordnung trifft die Anstaltslei-
terin oder der Anstaltsleiter im Einvernehmen mit 
der behandelnden Ärztin oder dem behandelnden 
Arzt. Die Anordnungsgründe, die Aufklärung der 
oder des Betroffenen, die Art und Weise der Durch-
führung sowie die Wirkung der Behandlung sind 
von der behandelnden Ärztin oder dem behandeln-
den Arzt zu dokumentieren.

(4) Eine ärztliche Zwangsmaßnahme setzt weiter-
hin voraus, dass

1.	eine den Verständnismöglichkeiten der oder des 
Gefangenen entsprechende Information über die 
beabsichtigte Behandlung und ihre Wirkungen 
vorausgegangen ist,

2.	vor Beginn der Behandlung ernsthaft versucht 
wurde, eine auf Vertrauen gegründete, freiwil-
lige Zustimmung der oder des Gefangenen zu 
erreichen, 

3.	das Gericht der Durchführung der Maßnahme 
nach Anhörung der oder des Gefangenen zuge-
stimmt hat.

(5) Ist unverzügliches Handeln geboten, kann von 
den Voraussetzungen gemäß Absatz 4 Nummer 3 
abgesehen werden, soweit die dadurch eintretende 
zeitliche Verzögerung die Abwendung der Gefahr 
gefährden würde. 

(6) Die zwangsweise körperliche Untersuchung der 
Gefangenen zum Gesundheitsschutz und zur Hygi-
ene ist zulässig, wenn sie nicht mit einem körperli-
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chen Eingriff verbunden ist. Sie bedarf der Anord-
nung einer Ärztin oder eines Arztes und ist unter 
deren oder dessen Leitung durchzuführen.

§ 87 
Benachrichtigungspflicht

Erkranken Gefangene schwer oder versterben sie, 
werden die Angehörigen benachrichtigt. Dem Wunsch 
der Gefangenen, auch andere Personen zu benach-
richtigen, soll nach Möglichkeit entsprochen werden.

Abschnitt 13 
Religionsausübung

§ 88 
Seelsorge

Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch 
Seelsorgerinnen oder Seelsorger ihrer Religionsge-
meinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch ist 
ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem 
Seelsorger in Verbindung zu treten. 

§ 89 Religiöse Veranstaltungen

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottes-
dienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen.

(2) Die Zulassung zu Gottesdiensten oder religiösen 
Veranstaltungen einer anderen Religionsgemein-
schaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder 
des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Got-
tesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwie-
genden Gründen der Sicherheit oder Ordnung ge-
boten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll 
vorher gehört werden.

§ 90 
Weltanschauungsgemeinschaften

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gel-
ten § 67 Absatz 2, §§ 88 und § 89 entsprechend.

Abschnitt 14 
Besondere Vorschriften für den Frauenvollzug

§ 91 Unterbringung und Vollzugsgestaltung

(1) Weibliche Gefangene werden in Einrichtungen 
des Frauenvollzuges oder im offenen Vollzug unter-
gebracht. 

(2) Der Frauenvollzug ist fachlich selbständig.

(3) Die Gefangenen sollen im Wohngruppenvollzug 
untergebracht werden.

(4) Die Sicherheitsmaßnahmen (§ 5 Absatz 3) sind 
auf den Sicherungsbedarf der Einrichtung auszu-
richten.

(5) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Frau-
envollzuges müssen entsprechend befähigt und 
qualifiziert sein und sind der Einrichtung fest zuge-
ordnet. 

§ 92 
Behandlungsmaßnahmen

Die Behandlungsmaßnahmen orientieren sich auch 
an den geschlechtsspezifischen Bedarfslagen. Die 
Einrichtung stellt auch über entsprechend qualifizierte 
externe Träger ein ausreichendes Angebot an Maß-
nahmen der Behandlung, Beratung und der Sozialen 
Hilfe gemäß §§ 20 bis § 26 sicher, die insbesondere 
Angebote zur Bearbeitung von Gewalt- und Miss-
brauchserfahrungen und von geschlechtsspezifischen 
Identitäts- und Rollenproblematiken umfassen.

§ 93 
Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeit

(1) Den Gefangenen soll unter Berücksichtigung 
der geschlechtsspezifischen Bedarfslagen der Zu-
gang zu Qualifizierungsmaßnahmen oder Arbeit er-
öffnet werden.

(2) Zur Umsetzung der Qualifizierungsmaßnahmen 
arbeitet die Einrichtung mit geeigneten externen 
Trägern zusammen.

§ 94 
Schwangerschaft und Entbindung

(1) Ist die Gefangene schwanger, soll die Anstalt im 
Benehmen mit den Justizbehörden und dem Jugend-
amt die Entlassung der Gefangenen aus der Haft vor 
oder unmittelbar nach der Geburt anstreben.

(2) Sofern eine schwangere Gefangene noch nicht 
oder nicht entlassen werden kann, soll ihr die Mög-
lichkeit einer Teilnahme an Geburtsvorbereitungs-
kursen eröffnet werden. Die Anstalt vermittelt den 
Kontakt zu einer Hebamme. Die Gefangene hat 
während der Schwangerschaft sowie bei und nach 
der Entbindung Anspruch auf psychologische und 
pädagogische Begleitung. 

(3) Auf den Zustand einer Gefangenen, die schwan-
ger ist oder unlängst entbunden hat, ist Rücksicht 
zu nehmen, die Vorschriften des Mutterschutzge-
setzes gelten entsprechend.

(4) Zur Entbindung ist die Schwangere in ein Kran-
kenhaus außerhalb des Vollzuges zu bringen.

(5) Entbindet die Gefangene in einer Anstalt, dür-
fen in der Anzeige der Geburt an das Standesamt 
die Anstalt als Geburtsstätte des Kindes, das Ver-
hältnis der anzeigenden Person zur Anstalt und die 
Inhaftierung der Mutter nicht vermerkt sein.

Abschnitt 15 
Gefangene mit angeordneter oder  

vorbehaltener Sicherungsverwahrung

§ 95 
Vollzugsziel

Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung dient der Vollzug der Freiheitsstrafe 
auch dem Ziel, die Gefährlichkeit der Gefangenen 
für die Allgemeinheit so zu mindern, dass die Voll-
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streckung der Unterbringung oder deren Anord-
nung möglichst entbehrlich wird. 

§ 96 
Vollzugsgestaltung

(1) Bei angeordneter oder vorbehaltener Siche-
rungsverwahrung ist der Vollzug therapiegerichtet 
auszugestalten. Die Gefangenen sind individuell 
und intensiv zu betreuen. Fähigkeiten, die sie für 
ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit und sozialer 
Verantwortung benötigen, sind zu erhalten und zu 
fördern.

(2) Die Bereitschaft der Gefangenen, an der Errei-
chung der Vollzugsziele mitzuwirken, ist fortwäh-
rend zu wecken und zu fördern. Die durchgeführ-
ten Behandlungs- und Motivationsmaßnahmen sind 
zu dokumentieren.

§ 97 
Diagnoseverfahren

Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftlichen 
Erkenntnissen genügen. Es ist von Personen mit 
einschlägiger wissenschaftlicher Qualifikation im 
Bereich der Diagnostik durchzuführen.

§ 98 Vollzugs- und Eingliederungsplanung

Bei Gefangenen mit angeordneter oder vorbehalte-
ner Sicherungsverwahrung oder lebenslanger Frei-
heitsstrafe wird der Vollzugsplan regelmäßig alle 
sechs Monate überprüft und fortgeschrieben. Die 
Entwicklung der Gefangenen und die in der Zwi-
schenzeit gewonnen Erkenntnisse sind zu berück-
sichtigen. Die durchgeführten Maßnahmen sind zu 
dokumentieren.

§ 99 
Ausgestaltung des Vollzuges

(1) Den Gefangenen sind die zur Erreichung des 
Vollzugsziels im Einzelfall erforderlichen Behand-
lungsmaßnahmen anzubieten. Dabei finden insbe-
sondere sozial- und psychotherapeutische, psychia-
trische und sozialpädagogische Methoden Anwen-
dung, die wissenschaftlichen Erkenntnissen 
entsprechen. Soweit standardisierte Angebote 
nicht ausreichen oder keinen Erfolg versprechen, 
sind individuell zugeschnittene Behandlungsange-
bote zu unterbreiten. 

(2) Eine Unterbringung in einer therapeutischen 
Gemeinschaft ist vorzusehen, wenn diese zur Errei-
chung des Vollzugsziels angezeigt ist. 

(3) Die Gefangenen sind bereits während des Voll-
zuges der Freiheitsstrafe in eine sozialtherapeuti-
sche Einrichtung zu verlegen, wenn ihre Teilnahme 
an den dortigen Behandlungsprogrammen zur Ver-
ringerung der Gefährlichkeit für die Allgemeinheit 
angezeigt ist. Die Verlegung soll zu einem Zeit-
punkt erfolgen, der den Abschluss der Behandlung 
während des Vollzuges der Freiheitsstrafe erwarten 
lässt. 

Abschnitt 16 
Sicherheit und Ordnung

§ 100 
Grundsatz

(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden die 
Grundlage des auf die Erreichung des Vollzugsziels 
ausgerichteten Anstaltslebens und tragen dazu bei, 
dass in der Anstalt ein gewaltfreies Klima herrscht.

(2) Die Pflichten und Beschränkungen, die den Ge-
fangenen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt auferlegt werden, sind so zu 
wählen, dass sie in einem angemessenen Verhält-
nis zu ihrem Zweck stehen und die Gefangenen 
nicht mehr und nicht länger als notwendig beein-
trächtigen. 

§ 101 
Allgemeine Verhaltenspflichten

(1) Die Gefangenen sind für das geordnete Zusam-
menleben in der Anstalt mitverantwortlich und 
müssen mit ihrem Verhalten dazu beitragen. Ihr Be-
wusstsein hierfür ist zu entwickeln und zu stärken. 

(2) Die Gefangenen haben die Anordnungen der 
Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie sich 
durch diese beschwert fühlen. Einen ihnen zuge-
wiesenen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis 
verlassen.

(3) Die Gefangenen haben ihren Haftraum und die 
ihnen von der Anstalt überlassenen Sachen in Ord-
nung zu halten und schonend zu behandeln. 

(4) Die Gefangenen haben Umstände, die eine Ge-
fahr für das Leben oder eine erhebliche Gefahr für 
die Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüg-
lich zu melden.

§ 102 
Absuchung, Durchsuchung

(1) Die Gefangenen, ihre Sachen und die Hafträume 
dürfen durchsucht werden. Die Durchsuchung 
männlicher Gefangener darf nur von Männern, die 
Durchsuchung weiblicher Gefangener darf nur von 
Frauen vorgenommen werden. Das Schamgefühl 
ist zu schonen.

(2) Gefangene dürfen mit technischen Mitteln oder 
sonstigen Hilfsmitteln kontrolliert werden (Absu-
chung). Absatz 1 Satz 2 findet keine Anwendung.

(3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann 
allgemein anordnen, dass die Gefangenen in der 
Regel bei der Aufnahme, vor und nach Kontakten 
mit Besucherinnen und Besuchern sowie vor und 
nach jeder Abwesenheit von der Anstalt mit Ent-
kleidung zu durchsuchen sind, es sei denn im Ein-
zelfall ist davon auszugehen, dass die oder der Ge-
fangene nicht unerlaubt Gegenstände in die Anstalt 
oder aus der Anstalt schmuggelt. 
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(4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann 
im Einzelfall eine mit Entkleidung verbundene 
Durchsuchung sowie eine Untersuchung der Kör-
peröffnungen anordnen, wenn tatsächliche An-
haltspunkte dafür bestehen, dass die oder der Ge-
fangene unter der Kleidung, an oder im Körper ver-
botene Gegenstände verbirgt. Bei Gefahr im Verzug 
können auch andere Bedienstete diese Maßnah-
men vorläufig anordnen; die Entscheidung der An-
staltsleiterin oder des Anstaltsleiters ist unverzüg-
lich einzuholen. Eine Untersuchung intimer Körper-
öffnungen darf nur durch eine Ärztin oder einen 
Arzt vorgenommen werden, bei Gefahr im Verzuge 
auch durch Sanitätsbedienstete.

§ 103 
Sichere Unterbringung

(1) Gefangene können in eine Anstalt verlegt und 
überstellt werden, die zu ihrer sicheren Unterbrin-
gung besser geeignet ist, wenn in erhöhtem Maße 
die Gefahr der Entweichung oder Befreiung gege-
ben ist oder sonst ihr Verhalten oder ihr Zustand 
eine Gefahr für die Sicherheit der Anstalt darstellt. 
Die Höchstdauer einer Überstellung beträgt sechs 
Monate.

(2) Hinsichtlich der Anhörung der oder des Gefan-
genen und Mitteilung an Angehörige oder andere 
Personen gilt § 17 Absatz 3 und 4 entsprechend.

§ 104 
Störung und Unterbindung des Mobilfunkverkehrs

Die Anstalt darf technische Geräte betreiben, die 
unerlaubte Mobilfunkverbindungen auf dem An-
staltsgelände unterbinden oder stören. Sie hat hier-
bei die von der Bundesnetzagentur gemäß § 55 
Absatz 1 Satz 5 des Telekommunikationsgesetzes 
festgelegten Rahmenbedingungen zu beachten. 
Der Mobilfunkverkehr außerhalb des Geländes der 
Anstalt darf nicht beeinträchtigt werden.

§ 105 
Überflugverbot

Der Betrieb unbemannter Fluggeräte über dem An-
staltsgelände in einer Höhe von bis zu 150 Metern 
ohne Erlaubnis der Anstaltsleitung ist verboten.

§ 106 
Maßnahmen zur Feststellung 

von Suchtmittelgebrauch

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt kann die Anstaltsleiterin oder der 
Anstaltsleiter allgemein oder im Einzelfall Maßnah-
men anordnen, die geeignet sind, den Gebrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Diese Maßnahmen dürfen 
nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden sein. 

(2) Verweigern Gefangene die Mitwirkung an Maß-
nahmen nach Absatz 1 ohne hinreichenden Grund, 
ist davon auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit 
nicht gegeben ist. 

(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festge-
stellt, können die Kosten der Maßnahmen den Ge-
fangenen auferlegt werden. 

§ 107 
Festnahmerecht

(1) Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst 
ohne Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhalten, 
können durch die Anstalt oder auf deren Veranlas-
sung festgenommen und zurückgebracht werden. 
Führt die Verfolgung oder die von der Anstalt ver-
anlasste Fahndung nicht alsbald zur Wiederergrei-
fung, sind die weiteren Maßnahmen der Vollstre-
ckungsbehörde zu überlassen.

(2) Nach §§ 5 und 20 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Schleswig-Holstein vom 21. Juli 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 618) erhobene und zur 
Identifizierung oder Festnahme erforderliche Daten 
dürfen den Vollstreckungs- und Strafverfolgungs-
behörden übermittelt werden, soweit dies für Zwe-
cke der Fahndung und Festnahme der entwichenen 
oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der An-
stalt aufhaltenden Gefangenen erforderlich ist.

§ 108 
Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Gefangene können besondere Siche-
rungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach 
ihrem Verhalten oder aufgrund ihres seelischen Zu-
standes in erhöhtem Maße die Gefahr der Entwei-
chung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder 
Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung 
besteht und die besondere Sicherungsmaßnahme 
zur Abwendung der Gefahr verhältnismäßig ist.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zu-
lässig:

1.	der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegen-
ständen,

2.	die Beobachtung der Gefangenen, zusätzlich 
auch mit technischen Hilfsmitteln,

3.	die Absonderung von anderen Gefangenen,

4.	die Unterbringung in einem besonders gesicher-
ten Haftraum ohne gefährdende Gegenstände, 

5.	die Fesselung und

6.	die Fixierung.

(3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nummer 1, 3 und 
4 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befrei-
ung oder eine erhebliche Störung der Ordnung an-
ders nicht vermieden oder behoben werden kann.

(4) Im Rahmen einer Absonderung oder Unterbrin-
gung in einem besonders gesicherten Haftraum 
kann der Aufenthalt der oder des Gefangenen im 
Freien entzogen werden, wenn dies unerlässlich 
ist, um das Ziel der Maßnahme zu erreichen.

(5) Eine Absonderung von mehr als vierundzwanzig 
Stunden Dauer (Einzelhaft) ist nur zulässig, wenn 
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sie zur Abwehr einer von der Person des Gefange-
nen ausgehenden Gefahr unerlässlich ist. 

(6) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen 
oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse 
der Gefangenen kann die Anstaltsleiterin oder der 
Anstaltsleiter eine andere Art der Fesselung anord-
nen. Die Fesselung wird zeitweise gelockert, so-
weit dies notwendig ist. 

(7) Die Fixierung ist nur im Rahmen einer Unter-
bringung in einem besonders gesicherten Haftraum 
gemäß Absatz 2 Nummer 4 zulässig, wenn eine 
von einer oder einem Gefangenen ausgehende ge-
genwärtige Gefahr erheblicher Gesundheitsschädi-
gungen an sich oder anderen trotz der Unterbrin-
gung nicht anders abgewendet werden kann. Das 
Vorliegen dieser Voraussetzungen ist regelmäßig zu 
überprüfen. Die Fixierung ist unverzüglich zu been-
den, sobald die Gefahr nicht mehr besteht. 

(8) Während der Absonderung oder Unterbringung 
im besonders gesicherten Haftraum sind die Gefan-
genen in besonderem Maße zu betreuen. Sind die 
Gefangenen darüber hinaus gefesselt oder fixiert, 
sind sie durch Bedienstete ständig und in unmittel-
barem Sichtkontakt zu beobachten, bei einer Fixie-
rung in unmittelbarer räumlicher Anwesenheit. 

(9) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim 
Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, 
wenn aus anderen Gründen als denen des Absatz 
1 in erhöhtem Maße die Gefahr der Entweichung 
besteht. Für Fixierungen beim Transport gelten die 
Absätze 6 und 7 entsprechend.

§ 109  
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen, 

Verfahren

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die 
Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei Ge-
fahr im Verzug können auch andere Bedienstete 
diese Maßnahmen vorläufig anordnen; die Ent-
scheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltslei-
ters ist unverzüglich einzuholen.

(2) Die Entscheidung wird den Gefangenen von der 
Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter mündlich 
eröffnet und mit einer kurzen Begründung schrift-
lich abgefasst.

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur 
soweit aufrechterhalten werden, als es ihr Zweck 
erfordert.

§ 110 
Berichtspflichten, Zustimmung 

der Aufsichtsbehörde

(1) Fesselungen und Fixierung sind der Aufsichts-
behörde unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger 
als 24 Stunden aufrechterhalten werden, Einzel-
haft und die Unterbringung in einem besonders ge-

sicherten Haftraum, wenn sie länger als drei Tage 
aufrechterhalten werden. 

(2) Bei mehr als 30 Tagen Einzelhaft innerhalb von 
zwölf Monaten ist die Zustimmung der Aufsichts-
behörde erforderlich.

(3) Bei mehr als 15 Tagen Unterbringung in einem 
besonders gesicherten Haftraum innerhalb von 
zwölf Monaten ist die Zustimmung der Aufsichts-
behörde erforderlich.

§ 111 
Ärztliche Beteiligung

(1) Werden die Gefangenen ärztlich behandelt oder 
beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den 
Anlass der besonderen Sicherungsmaßnahme, ist 
vorher eine ärztliche Stellungnahme einzuholen. Ist 
dies wegen Gefahr im Verzug nicht möglich, wird 
die Stellungnahme unverzüglich nachträglich ein-
geholt.

(2) Sind die Gefangenen in einem besonders gesi-
cherten Haftraum untergebracht, gefesselt oder fi-
xiert, sucht sie die Ärztin oder der Arzt unverzüg-
lich und in der Folge täglich auf. Im Bedarfsfall 
werden die Gefangenen alsbald von einer Psycholo-
gin oder einem Psychologen aufgesucht. Satz 1 
und 2 gelten nicht bei einer Fesselung während ei-
ner Ausführung, Vorführung oder eines Transportes 
sowie bei Bewegungen innerhalb der Anstalt.

(3) Die Ärztin oder der Arzt ist regelmäßig zu hö-
ren, solange die Gefangenen länger als vierund-
zwanzig Stunden abgesondert sind.

Abschnitt 17 
Unmittelbarer Zwang

§ 112 
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Per-
sonen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre 
Hilfsmittel oder durch Waffen. 

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körper-
liche Einwirkung auf Personen oder Sachen. 

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbe-
sondere Fesseln und Reizstoffe. Waffen sind Hieb- 
und Schusswaffen. 

(4) Es dürfen nur dienstlich zugelassene Hilfsmittel 
und Waffen verwendet werden.

§ 113 
Allgemeine Voraussetzungen

(1) Bedienstete dürfen unmittelbaren Zwang an-
wenden, wenn sie Vollzugs- und Sicherungsmaß-
nahmen rechtmäßig durchführen und der damit 
verfolgte Zweck auf keine andere Weise erreicht 
werden kann. 

(2) Gegen andere Personen als Gefangene darf un-
mittelbarer Zwang angewendet werden, wenn sie 
es unternehmen, Gefangene zu befreien oder wi-



638	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2016; Ausgabe 25. August 2016	 Nr. 13

derrechtlich in die Anstalt einzudringen, oder wenn 
sie sich unbefugt darin aufhalten. 

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund 
anderer Regelungen bleibt unberührt.

§ 114 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maß-
nahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen 
zu wählen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit 
voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen. 

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein 
durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer 
Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

§ 115 
Androhung

Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die 
Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die 
Umstände sie nicht zulassen oder unmittelbarer 
Zwang sofort angewendet werden muss, um eine 
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Straf-
gesetzes erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwär-
tige Gefahr abzuwenden.

§ 116 
Schusswaffengebrauch

(1) Innerhalb der Anstalt dürfen Bedienstete 
Schusswaffen auf Anordnung der Anstaltsleiterin 
oder des Anstaltsleiters nur während des Nacht-
dienstes führen. Der Gebrauch ist nur zulässig, 
wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 
für Leib oder Leben erforderlich ist. Das Recht zum 
Schusswaffengebrauch aufgrund anderer Vor-
schriften durch Polizeivollzugsbedienstete bleibt 
davon unberührt.

(2) Außerhalb der Anstalt dürfen Schusswaffen nur 
bei Gefangenentransporten sowie Aus- und Vorfüh-
rungen von den dazu bestimmten Bediensteten 
nach Maßgabe der folgenden Absätze gebraucht 
werden. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch 
erkennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlich-
keit gefährdet würden. 

(3) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, 
wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren 
Zwangs bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg 
versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur 
zulässig, wenn der Zweck nicht durch Waffenwir-
kung gegen Sachen erreicht werden kann.

(4) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher an-
zudrohen. Als Androhung gilt auch ein Warn-
schuss. Ohne Androhung dürfen Schusswaffen nur 
dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr ei-
ner gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben er-
forderlich ist.

(5) Gegen Gefangene dürfen Schusswaffen nur 
dann gebraucht werden,

1.	wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährli-
ches Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung 
nicht ablegen oder

2.	um ihre Entweichung zu vereiteln,

und nur, um sie angriffs- oder fluchtunfähig zu machen.

(6) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen 
nur dann gebraucht werden, wenn sie es unterneh-
men, Gefangene gewaltsam zu befreien und nur, 
um sie angriffsunfähig zu machen.

Abschnitt 18 
Disziplinarverfahren

§ 117 
Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet wer-
den, wenn die Gefangenen rechtswidrig und 
schuldhaft

1.	andere Personen verbal oder tätlich angreifen,

2.	 fremde Sachen zerstören oder beschädigen,

3.	 in sonstiger Weise gegen Strafgesetze versto-
ßen oder eine Ordnungswidrigkeit begehen, 

4.	verbotene Gegenstände in die Anstalt einbrin-
gen, sich an deren Einbringung beteiligen, sie 
besitzen oder weitergeben,

5.	unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berau-
schende Stoffe konsumieren, 

6.	entweichen oder zu entweichen versuchen,

7.	gegen Weisungen im Zusammenhang mit der 
Gewährung von Lockerungen und Ausführungen 
verstoßen oder

8.	wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige 
Pflichten verstoßen, die ihnen durch dieses Ge-
setz oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt 
sind, und dadurch das geordnete Zusammenle-
ben in der Anstalt stören 

und eine Konfliktschlichtung gemäß § 120 Absatz 2 
nicht in Betracht kommt oder nicht erfolgreich war.

(2) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind

1.	der Verweis,

2.	die Beschränkung des Hörfunk- und Fernseh-
empfangs bis zu drei Monaten, der gleichzeitige 
Entzug jedoch nur bis zwei Wochen,

3.	die Beschränkung oder der Entzug der Gegen-
stände für die Freizeitbeschäftigung mit Aus-
nahme des Lesestoffs bis zu drei Monaten,

4.	die Beschränkung oder der Entzug des Aufent-
halts in Gemeinschaft oder der Teilnahme an 
einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zu vier 
Wochen,

5.	die Beschränkung des Einkaufs bis zu drei Mo-
naten,
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6.	die Kürzung des Arbeitsentgelts um zehn Pro-
zent bis zu drei Monaten, 

7.	der Entzug der zugewiesenen Arbeit bis zu vier 
Wochen und

8.	der Arrest bis zu vier Wochen.

(3) Arrest darf nur wegen schwerer oder wieder-
holter Verfehlungen verhängt werden. 

(4) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können mitein-
ander verbunden werden. 

(5) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, 
wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder 
Bußgeldverfahren eingeleitet wird. 

§ 118 
Vollstreckung der Disziplinarmaßnahmen, 

Aussetzung zur Bewährung

(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel so-
fort vollstreckt. Die Vollstreckung ist auszusetzen, 
soweit es zur Gewährung eines effektiven Rechts-
schutzes erforderlich ist.

(2) Disziplinarmaßnahmen können ganz oder teil-
weise bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausge-
setzt werden. Die Aussetzung zur Bewährung kann 
ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn die 
Gefangenen die ihr zugrundeliegenden Erwartun-
gen nicht erfüllen. 

§ 119 
Disziplinarbefugnis

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Anstaltsleite-
rin oder der Anstaltsleiter an. Bei einer Verfehlung 
auf dem Weg in eine andere Anstalt zum Zweck 
der Verlegung ist die Leiterin oder der Leiter der Be-
stimmungsanstalt zuständig. 

(2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich 
die Verfehlung gegen die Anstaltsleiterin oder den 
Anstaltsleiter richtet. 

(3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen die Gefange-
nen in einer anderen Anstalt oder während einer 
Untersuchungshaft angeordnet worden sind, wer-
den auf Ersuchen vollstreckt. § 118 Absatz 2 bleibt 
unberührt. 

§ 120 
Verfahren

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind so-
wohl belastende als auch entlastende Umstände zu 
ermitteln. Die betroffenen Gefangenen werden in 
einer ihnen verständlichen Sprache darüber unter-
richtet, welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt 
werden. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es ih-
nen freisteht sich zu äußern, sich von einer Vertei-
digerin oder einem Verteidiger vertreten zu lassen 
sowie Zeugen oder andere Beweismittel zu benen-
nen oder eine einvernehmliche Streitbeilegung ge-
mäß Absatz 2 anzustreben. Bei sprachlichen Ver-
ständigungsschwierigkeiten ist eine Dolmetscherin 

oder ein Dolmetscher zu bestellen. Die Erhebungen 
werden in einer Niederschrift festgelegt; die Einlas-
sung der Gefangenen wird vermerkt.

(2) In geeigneten Fällen können zur Abwendung 
von Disziplinarmaßnahmen im Wege einvernehmli-
cher Streitbeilegung Vereinbarungen getroffen wer-
den. Insbesondere kommen die Wiedergutmachung 
des Schadens, die Entschuldigung bei Geschädig-
ten, die Erbringung von Leistungen für die Gemein-
schaft und der vorübergehende Verbleib auf dem 
Haftraum in Betracht. Erfüllen die Gefangenen die 
Vereinbarung, ist die Anordnung einer Disziplinar-
maßnahme aufgrund dieser Verfehlung unzulässig.

(3) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurtei-
len sind, werden durch eine Entscheidung geahndet.

(4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter soll 
sich vor der Entscheidung mit Personen bespre-
chen, die maßgeblich an der Vollzugsgestaltung 
mitwirken. Bei Schwangeren, stillenden Müttern 
oder bei Gefangenen, die sich in ärztlicher Behand-
lung befinden, ist eine Ärztin oder ein Arzt zu hö-
ren. Hiervon kann abgesehen werden, wenn nur ein 
Verweis ausgesprochen werden soll.

(5) Vor der Entscheidung über eine Disziplinarmaß-
nahme erhalten die Gefangenen Gelegenheit, sich zu 
dem Ergebnis der Ermittlungen zu äußern. Die Ent-
scheidung wird den Gefangenen von der Anstaltslei-
terin oder Anstaltsleiter mündlich eröffnet und mit ei-
ner kurzen Begründung schriftlich abgefasst. 

§ 121 
Vollzug des Arrestes

(1) Für die Dauer des Arrests werden die Gefange-
nen getrennt von anderen Gefangenen unterge-
bracht. Sie können in einem besonderen Ar-
restraum untergebracht werden, der den Anforde-
rungen entsprechen muss, die an einen zum 
Aufenthalt bei Tag und Nacht bestimmten Haftraum 
gestellt werden. Soweit nichts anderes angeordnet 
wird, ruhen die Befugnisse der Gefangenen zur Teil-
nahme an Maßnahmen außerhalb des Raumes, in 
dem Arrest vollstreckt wird, sowie die Befugnisse 
zur Ausstattung des Haftraums mit eigenen Gegen-
ständen (§ 65), zum Fernsehempfang (§ 68) und 
Einkauf (§ 70). Gegenstände für die Freizeitbe-
schäftigung mit Ausnahme des Lesestoffs sind 
nicht zugelassen. Die Rechte zur Teilnahme an reli-
giösen Veranstaltungen (§ 89) und auf Aufenthalt 
im Freien (§ 84) bleiben unberührt.

(2) Bevor Arrest vollzogen wird, ist eine Ärztin oder 
ein Arzt zu hören. Während des Arrests stehen die 
Gefangenen unter ärztlicher Aufsicht. 

(3) Der Vollzug des Arrestes unterbleibt oder wird 
unterbrochen, wenn die Gesundheit der Gefange-
nen gefährdet würde.
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Abschnitt 19 
Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerde

§ 122 
Aufhebung von Maßnahmen

(1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung 
einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des 
Vollzuges richtet sich nach den nachfolgenden Ab-
sätzen, soweit dieses Gesetz keine abweichende 
Bestimmung enthält.

(2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder 
teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit und 
die Zukunft zurückgenommen werden. 

(3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder 
teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden, wenn

1.	aufgrund nachträglich eingetretener oder be-
kannt gewordener Umstände die Maßnahmen 
hätten versagt werden können,

2.	die Maßnahmen missbraucht werden oder 

3.	Weisungen nicht befolgt werden.

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach den 
Absätzen 2 oder 3 nur aufgehoben werden, wenn 
die vollzuglichen Interessen an der Aufhebung in 
Abwägung mit dem schutzwürdigen Vertrauen der 
Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen über-
wiegen. Davon ist auszugehen, wenn eine Maß-
nahme unerlässlich ist, um die Sicherheit der An-
stalt zu gewährleisten. 

(5) Der gerichtliche Rechtsschutz bleibt unberührt.

§ 123 
Beschwerderecht

(1) Die Gefangenen erhalten Gelegenheit, sich in 
Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, mit 
Wünschen, Anregungen und Beschwerden an die 
Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu wenden. 

(2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die 
Anstalt, ist zu gewährleisten, dass die Gefangenen 
sich in Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, 
an diese wenden können. 

(3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde 
bleibt unberührt. 

§ 124 
Gerichtlicher Rechtsschutz

Für den gerichtlichen Rechtsschutz gelten die §§ 
109 bis 121 StVollzG.

Abschnitt 20 
Kriminologische Forschung

§ 125 
Evaluation, kriminologische Forschung

(1) Behandlungsprogramme für die Gefangenen 
sind auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkennt-
nisse zu konzipieren, zu standardisieren und auf 
ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen.

(2) Der Strafvollzug, insbesondere seine Aufgaben-
erfüllung und Gestaltung, die Umsetzung seiner 
Leitlinien sowie die Behandlungsprogramme und 
deren Wirkungen auf die Erreichung des Vollzugs-
ziels, soll regelmäßig durch eine Hochschule oder 
durch eine andere Stelle wissenschaftlich begleitet 
und erforscht werden.

Abschnitt 21 
Organisation, Ausstattung und Aufbau der Anstalten

§ 126 
Anstalten

Freiheitsstrafen werden in Anstalten der Landesjus-
tizverwaltung vollzogen, die entsprechend ihrem 
Zweck und den Erfordernissen eines behandlungs-
orientierten Strafvollzuges auszugestalten sind und 
eine auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der Ge-
fangenen abgestimmte Behandlung gewährleisten. 

§ 127 
Differenzierungsgebot

Für den Vollzug der Freiheitsstrafe sind Haftplätze 
in verschiedenen Anstalten, Einrichtungen und Ab-
teilungen vorzusehen, die eine dem Vollzugsziel 
entsprechende Behandlungsdifferenzierung ermög-
lichen. Es sind Einrichtungen des offenen Vollzuges 
einzurichten. Diese können als Abteilung einer ge-
schlossenen Anstalt gebildet werden. In den Ein-
richtungen des offenen Vollzuges sind die erforder-
lichen Behandlungs- und Betreuungsangebote vor-
zuhalten.

§ 128 
Ausstattung

(1) Anstalten, Einrichtungen und Abteilungen sind 
so auszustatten, dass sie ihre jeweiligen Aufgaben 
erfüllen können. Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl 
und Ausstattung von Plätzen, insbesondere für the-
rapeutische Maßnahmen, schulische und berufli-
che Qualifizierung, Arbeitstraining und Arbeitsthe-
rapie sowie zur Ausübung von Arbeit, vorzusehen. 
Entsprechendes gilt für Besuche, Freizeit, Sport 
und Seelsorge. 

(2) Haft-, Freizeit-, Gemeinschafts- und Besuchs-
räume sind wohnlich oder sonst ihrem Zweck ent-
sprechend auszugestalten. Sie müssen hinreichend 
Luftinhalt und ausreichenden Lichteinfall haben 
und für eine gesunde Lebensführung ausreichend 
mit Heizung und Lüftung, Boden- und Fensterflä-
che ausgestattet sein.

§ 129 
Festsetzung der Belegungsfähigkeit, 

Verbot der Überbelegung

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähig-
keit der Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung der Gefangenen gewährleistet ist.  
§ 128 Absatz 1 Satz 2 ist zu berücksichtigen.
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(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Gefangenen 
als zugelassen belegt werden. 

(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur vorüberge-
hend und nur mit Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde zulässig.

§ 130 
Einrichtungen zur schulischen und  

beruflichen Bildung, Arbeitsbetriebe

(1) In den Anstalten sind Einrichtungen zur schuli-
schen und beruflichen Bildung und zur arbeitsthe-
rapeutischen Beschäftigung sowie Arbeitsbetriebe 
in ausreichendem Umfang vorzusehen.

(2) Die Anstalt soll im Zusammenwirken mit den Ver-
einigungen und Stellen des Arbeits- und Wirtschafts-
lebens dafür sorgen, dass jede oder jeder arbeitsfä-
hige Gefangene wirtschaftlich ergiebige Arbeit aus-
üben kann, und dazu beitragen, dass sie oder er 
beruflich gefördert, beraten und vermittelt wird.

(3) Die Anstalt stellt durch geeignete organisatori-
sche Maßnahmen sicher, dass Arbeitsagenturen 
und Jobcenter die ihnen obliegenden Aufgaben wie 
Berufsberatung, Ausbildungs- und Arbeitsvermitt-
lung durchführen können. 

(4) Die Arbeitsbetriebe und Einrichtungen sind den 
Verhältnissen außerhalb der Anstalten anzuglei-
chen. Die Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvor-
schriften sind zu beachten.

(5) Berufliche Qualifizierung und Arbeit können 
auch durch externe Bildungsträger oder private Un-
ternehmen erfolgen. In den von Externen in der An-
stalt betriebenen Einrichtungen kann die techni-
sche und fachliche Leitung Angehörigen dieser Trä-
ger und Unternehmen übertragen werden.

Abschnitt 22 
Innerer Aufbau, Personal

§ 131 
Zusammenarbeit

(1) Alle im Vollzug Tätigen arbeiten zusammen und 
wirken daran mit, das Vollzugsziel und die Aufga-
ben des Vollzuges zu erfüllen.

(2) Mit den Stellen der Bewährungs- und Gerichts-
hilfe, den Aufsichtsstellen für die Führungsaufsicht, 
den Sozialleistungsträgern, den Agenturen für Ar-
beit, anderen Hilfeeinrichtungen und den Trägern 
der sozialen Strafrechtspflege ist eng zusammen-
zuarbeiten. Die Vollzugsbehörden sollen mit Perso-
nen und Vereinen, deren Einfluss die Eingliederung 
des Gefangenen fördern kann, zusammenarbeiten.

§ 132 
Bedienstete

(1) Die Aufgaben der Anstalten werden von Voll-
zugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten wahrge-
nommen. Sie können aus besonderen Gründen 

auch anderen Bediensteten der Anstalten übertra-
gen werden. 

(2) Für Bedienstete, die nicht Beamte sind, gelten 
die für Vollzugsbeamtinnen und -beamte geltenden 
Vorschriften entsprechend, soweit nicht durch Ge-
setz oder aufgrund eines Gesetzes etwas anderes 
bestimmt wird. Anstelle des Diensteides ist eine 
Verpflichtungserklärung nach dem Verpflichtungs-
gesetz vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), geän-
dert durch § 1 des Gesetzes vom 15. August 1974 
(BGBl. I S 1942), abzugeben.

(3) Alle Bediensteten sind berufen, in ihren beson-
deren Aufgaben daran mitzuwirken, das Vollzugs-
ziel und die Aufgaben des Vollzuges zu verwirkli-
chen. Sie sollen durch ihr Verhalten vorbildlich wir-
ken und so die Gefangenen nicht nur durch 
Anordnung, sondern durch eigenes Beispiel zur 
Mitarbeit im Vollzug und zu einem selbstverant-
wortlichen Leben hinführen.

(4) Die Anstalt wird mit dem für die Erreichung des 
Vollzugsziels und die Erfüllung ihrer Aufgaben er-
forderlichen Personal ausgestattet. Fortbildung so-
wie Praxisberatung und -begleitung für die Be-
diensteten sind zu gewährleisten.

(5) Die Zahl der Fachkräfte für sozialtherapeutische 
Einrichtungen ist so zu bemessen, dass eine thera-
peutische Nachsorge früherer Gefangener gemäß  
§ 29 ermöglicht werden kann. 

§ 133 
Erfüllung nicht-hoheitsrechtlicher Aufgaben

(1) Die Erfüllung nicht-hoheitsrechtlicher Aufgaben, 
insbesondere bei Qualifizierungs-, Beratungs- und 
Behandlungsmaßnahmen, kann externen Träger 
oder Personen vertraglich übertragen werden. 

(2) Die gemäß Absatz 1 tätig werdenden Personen 
sind gemäß dem Verpflichtungsgesetz zu verpflichten.

(3) Die Anstalt trägt dafür Sorge, dass § 132 Ab-
satz 3 und 4 Satz 2 im Rahmen der Vertragsgestal-
tung entsprechende Anwendung findet.

§ 134 
Anstaltsleitung

(1) Für jede Justizvollzugsanstalt ist eine Leiterin 
oder ein Leiter zu bestellen.

(2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter trägt 
die Verantwortung für den gesamten Vollzug und 
vertritt die Anstalt nach außen. Sie oder er kann 
einzelne Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete 
übertragen. Die Aufsichtsbehörde kann sich die Zu-
stimmung zur Übertragung vorbehalten. 

§ 135 
Seelsorger

(1) Den Religionsgemeinschaften wird im Einver-
nehmen mit den Anstalten die Wahrnehmung der 
Seelsorge ermöglicht. Seelsorgerinnen und Seel-
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sorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder 
von der Religionsgemeinschaft entsandt. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer 
Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 
nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung 
auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des 
Anstaltsleiters darf die Anstaltsseelsorgerin oder 
der Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und diese für Gottesdienste sowie für an-
dere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

§ 136 
Medizinische Versorgung

(1) Die ärztliche Versorgung ist durch hauptamtli-
che Ärztinnen oder Ärzte sicherzustellen. Sie kann 
aus besonderen Gründen nebenamtlichen oder ver-
traglich verpflichteten Ärztinnen oder Ärzten über-
tragen werden.

(2) Die Pflege der Kranken soll von Bediensteten 
ausgeführt werden, die eine Erlaubnis nach dem 
Krankenpflegegesetz besitzen. Solange diese nicht 
zur Verfügung stehen, können auch Bedienstete 
oder externe Kräfte eingesetzt werden, die eine 
sonstige Qualifikation in der Krankenpflege erfah-
ren haben. 

§ 137 
Versorgung psychisch erkrankter  

Gefangener; Beleihung

(1) Die medizinische Versorgung psychisch erkrank-
ter Gefangener im Rahmen des Vollzuges der Frei-
heitsstrafe kann einem geeigneten psychiatrischen 
Krankenhaus als Aufgabe zur Erledigung in den 
Handlungsformen des öffentlichen Rechts unter 
der Aufsicht des Landes widerruflich übertragen 
werden. Die Aufgabenübertragung darf nur erfol-
gen, wenn die Einrichtung im Hinblick auf ihre per-
sonelle und sachliche Ausstattung, Organisation 
sowie medizinische und persönliche Betreuung der 
Gefangenen für die Unterbringung geeignet ist.

(2) Die Übertragung an ein privatrechtlich verfass-
tes Krankenhaus bedarf der Beleihung mit den für 
die Durchführung dieser Aufgabe erforderlichen ho-
heitlichen Befugnissen. Die Beleihung erfolgt durch 
Verwaltungsakt oder öffentlich-rechtlichen Vertrag 
des für Justiz zuständigen Ministeriums im Einver-
nehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Mi-
nisterium. Der Verwaltungsakt oder Vertrag ist öf-
fentlich bekannt zu geben. Das durch Verwaltungs-
akt begründete Rechtsverhältnis kann ergänzend 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem für 
Justiz zuständigen Ministerium geregelt werden. 
Durch den Verwaltungsakt oder den Vertrag ist si-
cherzustellen, dass

1.	die Einrichtung im Hinblick auf ihre personelle 
und sachliche Ausstattung, Organisation sowie 

medizinische und persönliche Betreuung der 
Kranken für die Unterbringung und Behandlung 
geeignet ist, 

2.	der ärztlichen Leiterin oder dem ärztlichen Leiter 
der Einrichtung die Verantwortung für die Wahr-
nehmung der Aufgaben nach Absatz 1 übertra-
gen wird und

3.	der Einsatz von Personal von einem auf die per-
sönliche und fachliche Eignung bezogenen Ein-
willigungsvorbehalt der ärztlichen Leiterin oder 
des ärztlichen Leiters abhängig ist.

Die ärztliche Leiterin oder der ärztliche Leiter der 
Einrichtung, die Vertretung, die verantwortliche 
Pflegedienstleitung und ihre Vertretung sowie wei-
tere Ärztinnen und Ärzte mit Leitungsfunktion wer-
den auf Vorschlag des Krankenhausträgers durch 
das für Justiz zuständige Ministerium im Einver-
nehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Mi-
nisterium bestellt. Die Bestellung setzt die persönli-
che und fachliche Eignung für die Wahrnehmung 
der Aufgaben voraus.

(3) Die Übertragung an Krankenhäuser in öffent-
lich-rechtlicher Organisations- und Handlungsform 
kann auf Antrag ihres Trägers durch Verordnung 
des für Justiz zuständigen Ministeriums erfolgen. 

(4) Der Umfang und die Mittel der Aufsicht über 
die öffentlich-rechtliche oder privatrechtlich ver-
fasste Einrichtung nach Absatz 1 richten sich nach 
§ 15 Absatz 2, § 16 Absatz 1 und 3 und § 18 
Absatz 3 des Landesverwaltungsgesetzes. Die Be-
vollmächtigten der Aufsichtsbehörde (§ 141) ha-
ben ein jederzeitiges direktes Weisungsrecht auch 
gegenüber dem Personal. Ihnen ist jederzeit Zutritt 
zu den für die gemäß Absatz 1 genutzten Räum-
lichkeiten zu gewähren. Im Falle der Nichtbefol-
gung können die Bevollmächtigten bei Gefahr im 
Verzug die angewiesenen Maßnahmen auf Kosten 
der Einrichtung selbst ausführen oder ausführen 
lassen. Die Aufsichtsbehörde tritt dabei in die 
Rechte des Trägers ein und kann sich der personel-
len, sachlichen, baulichen und organisatorischen 
Ausstattung des Trägers bedienen. Der Träger ist 
verpflichtet sicherzustellen, dass die Selbstvor-
nahme nicht durch Rechte Dritter beeinträchtigt 
wird. Im Falle eines Widerrufs der Aufgabenüber-
tragung kann die Aufsichtsbehörde Maßnahmen 
unter Inanspruchnahme von Personal der Einrich-
tung sowie der vor dem Widerruf von ihr genutzten 
Räumlichkeiten und Sachmittel treffen, um die Ver-
sorgung aufrechtzuerhalten, bis diese anderweitig 
geregelt werden kann; für die Inanspruchnahme 
Dritter ist eine Entschädigung unter entsprechen-
der Anwendung der §§ 221 bis 226 des Landes-
verwaltungsgesetzes zu leisten.
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§ 138 
Konferenzen

Zur Vorbereitung wichtiger Entscheidungen im Voll-
zug, in der Regel bei erstmaliger Gewährung von 
Lockerungen, Verlegung in den offenen Vollzug 
oder bei Maßnahmen zur Entlassungsvorbereitung, 
sind Konferenzen mit den an der Behandlung maß-
geblich Beteiligten durchzuführen. § 8 Absatz 6 
und 7 gilt entsprechend. 

§ 139 
Interessenvertretung der Gefangenen

Den Gefangenen wird ermöglicht, Vertretungen zu 
wählen. Diese können in Angelegenheiten von ge-
meinsamem Interesse Vorschläge und Anregungen 
an die Anstalt unterbreiten. Diese sollen mit der 
Vertretung erörtert werden.

§ 140 
Hausordnung

Die Anstaltsleitung erlässt eine Hausordnung. 
Diese informiert in verständlicher Form namentlich 
über die Rechte und Pflichten der Gefangenen und 
enthält Erläuterungen zur Organisation des Be-
suchs, zur Arbeitszeit, Freizeit und Ruhezeit sowie 
Hinweise zu den Möglichkeiten, Anträge und Be-
schwerden anzubringen. Die Aufsichtsbehörde 
kann sich die Genehmigung vorbehalten.

Abschnitt 23 
Aufsicht, Beiräte

§ 141 
Aufsichtsbehörde

(1) Das für Justiz zuständige Ministerium führt die 
Aufsicht über die Anstalten (Aufsichtsbehörde) und 
sichert gemeinsam mit ihnen die Qualität des Voll-
zuges. Es führt auch die Aufsicht über die Einrich-
tungen gemäß § 137.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich Entscheidun-
gen über Verlegungen und Überstellungen vorbe-
halten.

§ 142 
Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften

(1) Die Aufsichtsbehörde regelt nach allgemeinen 
Merkmalen durch Rechtsverordnung die örtliche 
und sachliche Zuständigkeit der Anstalten in einem 
Vollstreckungsplan.

(2) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann 
der Vollzug auch in Vollzugseinrichtungen anderer 
Länder vorgesehen werden. 

§ 143 
Beirat, Landesbeirat

(1) Bei der Anstalt ist ein Beirat zu bilden. Die im Voll-
zug Tätigen dürfen nicht Mitglieder des Beirats sein.

(2) Die Mitglieder des Beirats wirken beratend bei 
der Gestaltung des Vollzuges und der Eingliederung 
der Gefangenen mit. Sie fördern das Verständnis 

für den Vollzug und seine gesellschaftliche Akzep-
tanz und vermitteln Kontakte zu öffentlichen und 
privaten Einrichtungen.

(3) Der Beirat steht der Anstaltsleiterin oder dem 
Anstaltsleiter, den im Vollzug Tätigen und den Ge-
fangenen als Ansprechpartner zur Verfügung. 

(4) Die Mitglieder des Beirats können sich über die 
Unterbringung der Gefangenen und die Gestaltung 
des Vollzuges unterrichten und die Anstalt besich-
tigen. Sie können die Gefangenen in ihren Räumen 
aufsuchen. Unterhaltung und Schriftwechsel wer-
den nicht überwacht.

(5) Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, au-
ßerhalb ihres Amtes über alle Angelegenheiten, die 
ihrer Natur nach vertraulich sind, besonders über 
Namen und Persönlichkeit der Gefangenen, Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach 
Beendigung ihres Amtes.

(6) Der gemäß § 11 Bewährungs- und Gerichtshil-
fegesetz vom 31. Januar 1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 
274), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 4. April 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 143), zu bildende Landesbeirat 
berät die Landesregierung auch in Angelegenheiten 
des Justizvollzuges.

Abschnitt 24 
Vollzug des Strafarrests

§ 144 
Grundsatz

(1) Für den Vollzug des Strafarrests in Anstalten gel-
ten die Bestimmungen dieses Gesetzes entspre-
chend, soweit § 145 nicht Abweichendes bestimmt. 

(2) § 145 Absatz 1 bis 3, 7 und 8 gilt nicht, wenn 
Strafarrest in Unterbrechung einer anderen frei-
heitsentziehenden Maßnahme vollzogen wird.

§ 145 
Besondere Bestimmungen

(1) Strafarrestanten sollen im offenen Vollzug un-
tergebracht werden.

(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist nur mit Ein-
willigung der Strafarrestanten zulässig. 

(3) Besuche, Telefongespräche und Schriftwechsel 
dürfen nur untersagt oder überwacht werden, 
wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt notwendig ist.

(4) Den Strafarrestanten soll gestattet werden, ein-
mal wöchentlich Besuch zu empfangen.

(5) Strafarrestanten dürfen eigene Kleidung tragen 
und eigenes Bettzeug benutzen, wenn Gründe der 
Sicherheit nicht entgegenstehen und sie für Reini-
gung, Instandsetzung und regelmäßigen Wechsel 
auf eigene Kosten sorgen.

(6) Sie dürfen Nahrungs- und Genussmittel sowie 
Mittel zur Körperpflege in angemessenem Umfang 
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durch Vermittlung der Anstalt auf eigene Kosten 
erwerben.

(7) Eine mit einer Entkleidung verbundene körperli-
che Durchsuchung ist nur bei Gefahr im Verzug zu-
lässig. 

(8) Zur Vereitelung einer Entweichung und zur Wie-
derergreifung dürfen Schusswaffen nicht ge-
braucht werden.

Abschnitt 25 
Ordnungswidrigkeiten

§ 146 
Verstoß gegen Überflugverbot

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 105 unbemannte Fluggeräte 
über dem Anstaltsgelände unbefugt betreibt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit und der Versuch einer 
Ordnungswidrigkeit können mit einem Bußgeld ge-
ahndet werden.

(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrig-
keit bezieht oder die zu ihrer Vorbereitung oder Be-
gehung verwendet worden sind, können eingezo-
gen werden.

(4) Sachlich zuständige Verwaltungsbehörde für 
die Verfolgung und Ahndung einer Ordnungswidrig-
keit nach Absatz 1 ist die Landespolizeibehörde, in 
deren örtlichem Zuständigkeitsbereich die betrof-
fene Justizvollzugsanstalt liegt.

Abschnitt 26 
Schlussbestimmungen

§ 147 
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Rechte auf körper-
liche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Artikel 2 
Absatz 2 des Grundgesetzes) und auf Unverletz-
lichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis-
ses (Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

§ 148 
Übergangsregelungen

Bis zum 31. August 2021 gilt § 18 Absatz 1 Satz 1 
in folgender Fassung: 

„Gefangene können in eine sozialtherapeutische 
Einrichtung verlegt werden, wenn deren besondere 
therapeutische Mittel zur Verringerung einer erheb-
lichen Gefährlichkeit der oder des Gefangenen an-
gezeigt und erfolgversprechend sind.“

Artikel 2 
Schleswig-Holsteinisches Gesetz zum Schutz 

personenbezogener Informationen im Justizvollzug 
(Justizvollzugsdatenschutzgesetz  

Schleswig-Holstein – JVollzDSG SH)
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 315-7

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch Justizvollzugsbehörden 
(Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen für den 
Vollzug der Sicherungsverwahrung und Aufsichts-
behörde). Soweit in diesem Gesetz keine besonde-
ren Regelungen enthalten sind, gilt das Landesda-
tenschutzgesetz Schleswig-Holstein (LDSG). 

(2) Gefangene im Sinne dieses Gesetzes sind Per-
sonen, an denen Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Un-
tersuchungshaft, Strafarrest oder die Unterbrin-
gung in der Sicherungsverwahrung vollzogen wird. 
Gefangene sind auch Personen, die sich in Haft 
nach § 127 b Absatz 2, § 230 Absatz 2, §§ 236, 
329 Absatz 4 Satz 1, § 412 Satz 1 oder § 453 c 
der Strafprozessordnung (StPO) befinden, sowie 
Personen, die nach § 275 a Absatz 6 StPO einst-
weilig untergebracht sind.

(3) Auf Personen, die Angebote der nachgehenden 
Betreuung wahrnehmen oder auf freiwilliger Grund-
lage in der Anstalt verbleiben oder aufgenommen 
werden (§§ 29, 30, 61, 62 Landesstrafvollzugsge-
setz (LStVollzG), §§ 50, 51 Gesetz über den Voll-
zug der Sicherungsverwahrung in Schleswig-Hol-
stein vom 15. Mai 2013 (GVOBl. Schl.-H. S.169), 
finden die für Gefangene geltenden Vorschriften 
entsprechende Anwendung.

§ 2 
Zweck, Datensparsamkeit

(1) Im Vollzug ist das Recht einer jeden Person zu 
schützen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe 
und Verwendung ihrer personenbezogenen Daten 
zu bestimmen.

(2) Die Datenverarbeitung ist an dem Ziel auszu-
richten, so wenig personenbezogene Daten wie 
möglich zu verarbeiten. Von den Möglichkeiten der 
Anonymisierung und Pseudonymisierung ist Ge-
brauch zu machen, soweit dies möglich ist und der 
Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem angestrebten Schutzzweck steht.

§ 3 
Zulässigkeit der Datenverarbeitung, Einwilligung

(1) Die Justizvollzugsbehörden dürfen personenbe-
zogene Daten nur verarbeiten, wenn die Betroffe-
nen eingewilligt haben oder dieses Gesetz oder 
eine andere Rechtsvorschrift dies für den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes ausdrücklich erlaubt oder 
anordnet.

(2) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf 
der freien Entscheidung der Betroffenen beruht. 
Sie bedarf der Schriftform, soweit nicht ausnahms-
weise wegen besonderer Umstände eine andere 
Form angemessen ist. Die Betroffenen sind in ge-
eigneter Weise über die Bedeutung der Einwilli-
gung, den vorgesehenen Zweck der Verarbeitung 
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sowie den möglichen Empfängerkreis der perso-
nenbezogenen Daten aufzuklären. Soweit nicht 
ausnahmsweise nach den Umständen des Einzel-
falls entbehrlich, sind sie auf die Folgen einer Ver-
weigerung der Einwilligung und die Möglichkeit des 
Widerrufs mit Wirkung für die Zukunft hinzuwei-
sen. Soll die Einwilligung zusammen mit anderen 
Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist sie in der 
Gestaltung der Erklärung besonders hervorzuhe-
ben. Soweit besondere Arten personenbezogener 
Daten (§ 11 Absatz 3 LDSG) verarbeitet werden, 
muss sich die Einwilligung darüber hinaus aus-
drücklich auf diese Daten beziehen.

(3) Soweit Gefangene nicht die für eine Entschei-
dung notwendige Einsichtsfähigkeit besitzen und 
der Vollzugszweck nicht gefährdet wird, steht das 
ihnen nach diesem Gesetz zustehende Recht, in-
formiert und gehört zu werden oder Fragen und 
Anträge zu stellen, ihren gesetzlichen Vertreterin-
nen und Vertretern zu. Sind mehrere Personen be-
rechtigt, kann jeder von ihnen die in diesem Gesetz 
bestimmten Rechte allein ausüben. Sind Mitteilun-
gen vorgeschrieben, genügt es, wenn sie an eine 
oder einen von ihnen gerichtet werden. 

§ 4 
Datengeheimnis

(1) Den in Justizvollzugsbehörden beschäftigten 
Personen ist es untersagt, personenbezogene Da-
ten unbefugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). Per-
sonen, die nicht Amtsträger im Sinne des § 11 Ab-
satz 1 Nummer 2 StGB sind, sind vor der Auf-
nahme ihrer Tätigkeit über die zu beachtenden 
Bestimmungen zu unterrichten und auf deren Ein-
haltung förmlich zu verpflichten.

(2) Das Datengeheimnis und die hieraus entstehen-
den Pflichten bestehen auch nach Beendigung der 
Tätigkeit fort.

Abschnitt 2 
Erhebung

§ 5 
Zulässigkeit der Datenerhebung

(1) Die Justizvollzugsbehörden dürfen personenbe-
zogene Daten erheben, soweit dies für die Erfül-
lung der Aufgaben des Vollzuges erforderlich ist.

(2) Besondere Arten personenbezogener Daten 
dürfen ohne Einwilligung der Betroffenen nur erho-
ben werden, soweit

1.	eine Rechtsvorschrift, die auf dieses Gesetz Be-
zug nimmt, dies vorsieht,

2.	dies für die Erfüllung der Aufgaben des Vollzu-
ges unerlässlich ist,

3.	dies auch unter Berücksichtigung der Interessen 
der oder des Gefangenen an der Geheimhaltung 
der personenbezogenen Daten erforderlich ist 
zur Abwehr 

a)	 einer Gefahr für das Leben eines Menschen, 
insbesondere zur Verhütung von Suiziden, 

b)	 einer erheblichen Gefahr für die Gesundheit 
eines Menschen oder 

c)	 der Gefahr erheblicher Straftaten,

4.	dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder sonst unmittelbar drohender 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit erforder-
lich ist oder

5.	die Daten von den Betroffenen offenkundig öf-
fentlich gemacht wurden.

§ 6 
Erhebung bei den Betroffenen

(1) Personenbezogene Daten sind grundsätzlich bei 
den Betroffenen und mit deren Kenntnis zu erheben.

(2) Werden personenbezogene Daten bei Betroffe-
nen mit deren Kenntnis erhoben, sind sie in geeig-
neter Weise über den Zweck der Datenerhebung 
und das Bestehen von Auskunfts- und Berichti-
gungsrechten aufzuklären. Werden die personenbe-
zogenen Daten aufgrund einer Rechtsvorschrift er-
hoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die 
Erteilung der Auskunft Voraussetzung für die Ge-
währung von Rechtsvorteilen, sind die Betroffenen 
hierauf, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben 
hinzuweisen. Sind die Angaben für die Gewährung 
einer Leistung erforderlich, sind die Betroffenen 
über die möglichen Folgen einer Nichtbeantwor-
tung aufzuklären.

(3) Eine Erhebung personenbezogener Daten bei 
den Betroffenen ohne deren Kenntnis ist zulässig, 
wenn keine Anhaltspunkte vorliegen, dass über-
wiegende schutzwürdige Interessen der Betroffe-
nen entgegenstehen.

§ 7 
Erhebung von Daten über Gefangene bei Dritten

(1) Soweit die Erhebung personenbezogener Daten 
über Gefangene bei den Betroffenen zulässig ist  
(§ 6), dürfen sie auch bei Dritten ohne Kenntnis 
und ohne Mitwirkung erhoben werden, wenn

1.	Angaben der Betroffenen überprüft werden 
müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für de-
ren Unrichtigkeit bestehen,

2.	dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder einer sonst unmittelbar dro-
henden Gefahr für die öffentliche Sicherheit er-
forderlich ist,

3.	dies zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung der Rechte einer anderen Person er-
forderlich ist,

4.	sich die Erhebung auf Daten aus Akten der ge-
richtlichen Verfahren bezieht, die der Vollstre-
ckung der gegenwärtigen Freiheitsentziehung 
zugrunde liegen oder diese sonst betreffen oder
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5.	keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass über-
wiegende schutzwürdige Interessen der Betrof-
fenen einer Erhebung ohne ihre Mitwirkung ent-
gegenstehen und

a)	 die Betroffenen einer durch Rechtsvorschrift 
festgelegten Auskunftspflicht nicht nachge-
kommen und über die beabsichtigte Erhe-
bung bei Dritten unterrichtet worden sind,

b)	 die Erhebung bei den Betroffenen einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
oder

c)	 die Daten allgemein zugänglich sind.

(2) Soweit die Erhebung personenbezogener Daten 
über Gefangene bei den Betroffenen zulässig ist  
(§ 6) und diese nicht die für eine Einwilligung not-
wendige Einsichtsfähigkeit besitzen, können perso-
nenbezogene Daten ohne deren Kenntnis auch bei 
deren gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern 
erhoben werden.

(3) Nichtöffentliche Stellen sind auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, ansonsten 
auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

§ 8 
Erhebung von Daten über Personen, 

die nicht Gefangene sind

(1) Daten über Personen, die nicht Gefangene sind, 
können ohne deren Kenntnis bei Gefangenen oder 
sonstigen Dritten erhoben werden, soweit dies für 
die Erfüllung der Aufgaben des Vollzuges unerläss-
lich ist und schutzwürdige Interessen der Betroffe-
nen hierdurch nicht beeinträchtigt werden.

(2) Nichtöffentliche Stellen sind auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, ansonsten 
auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

Abschnitt 3 
Speicherung und Nutzung, elektronische Aktenführung

§ 9 
Speicherung und Nutzung

(1) Die Justizvollzugsbehörden dürfen personenbezo-
gene Daten, die sie zulässig erhoben haben, für die 
erhobenen Zwecke speichern und nutzen, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Justizvollzugsbehörden dürfen personenbe-
zogene Daten, die sie zulässig erhoben haben, 
ohne Einwilligung der Betroffenen zu Zwecken, zu 
denen sie nicht erhoben wurden, nur speichern 
und nutzen, soweit 

1.	die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhe-
bung von Daten nach § 7 oder § 8 bei Dritten 
zulassen; soweit andere Gefangene als diejeni-
gen, deren Freiheitsentziehung ursprünglicher 
Anlass der Erhebung war, von der anderweiti-
gen Verarbeitung betroffen sind, können die 
personenbezogenen Daten nur zu einem ande-

ren Zweck gespeichert oder genutzt werden, 
wenn diese Gefangenen zuvor unter Angabe der 
beabsichtigten Datenverarbeitung angehört 
wurden und sich hieraus kein überwiegendes 
schutzwürdiges Interesse an einem Ausschluss 
der Verarbeitung der sie betreffenden personen-
bezogenen Daten ergeben hat,

2.	dies dem gerichtlichen Rechtsschutz im Vollzug, 
der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontroll-
befugnissen, der Automatisierung des Berichts-
wesens, der Rechnungsprüfung, der Durchfüh-
rung von Organisationsuntersuchungen oder 
statistischen Zwecken der Justizvollzugsbehör-
den dient und überwiegende schutzwürdige In-
teressen der Betroffenen nicht entgegenstehen,

3.	dies erforderlich ist zur Abwehr von sicherheits-
gefährdenden oder geheimdienstlichen Tätigkei-
ten für eine fremde Macht oder von Bestrebun-
gen in der Bundesrepublik Deutschland, die 
durch Anwendung von Gewalt oder darauf ge-
richtete Vorbereitungshandlungen

a)	 gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung, den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes gerichtet sind,

b)	 eine ungesetzliche Beeinträchtigung der 
Amtsführung der Verfassungsorgane des 
Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglie-
der zum Ziele haben oder

c)	 auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden,

4.	dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 
Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit erforderlich ist,

5.	dies zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung der Rechte einer anderen Person er-
forderlich ist,

6.	dies zur Verhinderung oder Verfolgung von 
Straftaten sowie zur Verhinderung oder Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten, durch welche 
die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefähr-
det werden, erforderlich ist oder

7.	dies für Maßnahmen der Strafvollstreckung 
oder strafvollstreckungsrechtliche Entscheidun-
gen hinsichtlich der Betroffenen erforderlich ist.

(3) Das Speichern oder Nutzen von zulässig erho-
benen besonderen Arten personenbezogener Daten 
für Zwecke, zu denen sie nicht erhoben wurden, ist 
ohne Einwilligung der Betroffenen nur zulässig, 
wenn

1.	 ihre Erhebung auch zu diesen Zwecken zulässig 
wäre,

2.	dies zur Verhinderung oder Verfolgung von 
Straftaten sowie zur Vollstreckung von Strafen 
oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Absatz 1 
Nummer 8 StGB erforderlich ist oder
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3.	dies zur Verhinderung oder Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten oder zur Vollstreckung von 
Bußgeldentscheidungen erforderlich ist.

Soweit die erhobenen besonderen Arten personen-
bezogener Daten einem Amts- oder Berufsgeheim-
nis unterliegen und von der zur Verschwiegenheit 
verpflichteten Stelle in Ausübung ihrer Amts- oder 
Berufspflicht erlangt wurden, dürfen sie, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, nur für 
den Zweck gespeichert oder genutzt werden, für 
den die verantwortliche Stelle sie erhalten hat.

(4) Personenbezogene Daten, die nach § 8 über 
Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben wur-
den, dürfen nur unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 oder des Absatzes 2 Nummer 3 bis 5 
sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von erheb-
lichen Straftaten gespeichert und genutzt werden.

(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 verarbeitet werden dürfen, 
weitere personenbezogene Daten von Betroffenen 
oder von Dritten in Akten so verbunden, dass eine 
Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Auf-
wand möglich ist, ist die Speicherung auch dieser 
Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen 
von Betroffenen oder Dritten an deren Geheimhal-
tung offensichtlich überwiegen. Eine Nutzung die-
ser Daten ist unzulässig.

(6) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu 
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensi-
cherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsge-
mäßen Betriebs einer Datenverarbeitungsanlage 
gespeichert oder genutzt werden, dürfen für an-
dere Zwecke nur insoweit genutzt werden, als dies 
zur Abwehr erheblicher Gefährdungen der öffentli-
chen Sicherheit, insbesondere für Leben, Gesund-
heit oder Freiheit, erforderlich ist. 

§ 10 
Elektronische Aktenführung

Die Vollzugsbehörden können ihre Akten auch elek-
tronisch führen. Das für Justizvollzug zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, Regelungen für die 
elektronische Führung von Akten durch Rechtsver-
ordnung zu treffen.

Abschnitt 4 
Übermittlung

§ 11 
Übermittlung an öffentliche 
und nichtöffentliche Stellen

(1) Die Justizvollzugsbehörden dürfen personenbe-
zogene Daten, die sie zulässig erhoben haben, 
übermitteln, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlich ist.

(2) Nichtöffentlichen Stellen dürfen die Justizvoll-
zugsbehörden zulässig erhobene personenbezo-

gene Daten für Zwecke, zu denen sie erhoben wur-
den, übermitteln, soweit 

1.	sich die Justizvollzugsbehörden zur Erfüllung 
oder Unterstützung einzelner Aufgaben in zuläs-
siger Weise der Mitwirkung nichtöffentlicher 
Stellen bedienen und diese Mitwirkung ohne die 
Verarbeitung der durch Justizvollzugsbehörden 
übermittelten personenbezogenen Daten un-
möglich oder wesentlich erschwert wäre,

2.	es dazu erforderlich ist, Gefangenen

a)	 den Besuch von Behandlungs-, Beratungs-, 
Trainings- und Bildungsmaßnahmen sowie 
die Beschäftigung innerhalb und außerhalb 
von Anstalten,

b)	 die Inanspruchnahme von Leistungen der Be-
rufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheim-
nisträger (§ 33 Absatz 2) und deren Hilfsper-
sonen,

c)	 den Einkauf oder

d)	 die Inanspruchnahme von Telekommunika-
tions- und Mediendienstleistungen,

zu ermöglichen.

(3) Zuständigen öffentlichen Stellen dürfen die 
Justizvollzugsbehörden zulässig erhobene perso-
nenbezogene Daten für Zwecke, zu denen sie nicht 
erhoben wurden, übermitteln, soweit

1.	eine andere gesetzliche Bestimmung dies für 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes ausdrück-
lich erlaubt oder anordnet oder

2.	dies erforderlich ist für

a)	 die Erfüllung der Aufgaben der Gerichtshilfe, 
Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe oder 
Führungsaufsicht,

b)	 Entscheidungen in Gnadensachen,

c)	 gesetzlich angeordnete Statistiken der 
Rechtspflege,

d)	 die Erfüllung von Aufgaben, die den für Sozi-
alleistungen zuständigen Leistungsträgern 
durch Rechtsvorschrift übertragen worden 
sind,

e)	 die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für An-
gehörige (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 StGB) 
der Gefangenen,

f)	 dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im 
Zusammenhang mit der Aufnahme und Ent-
lassung von Soldatinnen und Soldaten,

g)	 ausländerrechtliche Maßnahmen,

h)	 die Durchführung der Besteuerung oder

i)	 die Erfüllung der in § 9 Absatz 2 Nummer 2 
bis 7 genannten Zwecke.

(4) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Frei-
heitsentziehungen nach § 1 Absatz 2 Satz 2 unter-
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bleiben Übermittlungen nach Absatz 3 Nummer 2, 
wenn die Gefangenen unter Berücksichtigung der 
Art der Information und ihrer Rechtsstellung nach 
§ 4 des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes 
(UVollzG) vom 16. Dezember 2011 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 322) ein schutzwürdiges Interesse an dem Aus-
schluss der Übermittlung haben.

(5) Nichtöffentlichen Stellen dürfen die Justizvoll-
zugsbehörden zulässig erhobene personenbezo-
gene Daten für Zwecke, zu denen sie nicht erhoben 
wurden, ohne Einwilligung der Betroffenen nur un-
ter den Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Num-
mer 2 bis 7 übermitteln.

(6) Die Übermittlung von zulässig erhobenen be-
sonderen Arten personenbezogener Daten darf 
ohne Einwilligung der Betroffenen

1.	an öffentliche Stellen nur unter den Vorausset-
zungen des § 9 Absatz 3 und

2.	an nichtöffentliche Stellen nur unter den Vor-
aussetzungen des § 5 Absatz 2

erfolgen.

(7) Personenbezogene Daten, die nach § 8 über 
Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben wur-
den, dürfen nur unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 oder für die in § 9 Absatz 2 Nummer 3 
bis 5 aufgeführten Zwecke sowie zur Verhinderung 
oder Verfolgung von erheblichen Straftaten über-
mittelt werden. Sie dürfen auch übermittelt wer-
den, soweit dies für Zwecke der Fahndung und 
Festnahme der entwichenen oder sich sonst ohne 
Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhaltenden Ge-
fangenen erforderlich ist.

(8) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach 
den Absätzen 1, 3 oder 4 übermittelt werden dür-
fen, weitere personenbezogene Daten von Betrof-
fenen oder von Dritten in Akten so verbunden, 
dass eine Trennung, Anonymisierung oder Pseudo-
nymisierung nicht oder nur mit unvertretbarem 
Aufwand möglich ist, ist die Übermittlung auch 
dieser Daten zulässig, soweit nicht schutzwürdige 
Interessen von Betroffenen oder Dritten an deren 
Geheimhaltung offensichtlich überwiegen. Soweit 
es sich um besondere Arten personenbezogener 
Daten handelt, ist regelmäßig von einem überwie-
genden berechtigten Interesse der Betroffenen aus-
zugehen. Eine Speicherung, Nutzung und Über-
mittlung dieser Daten durch die empfangende 
Stelle ist unzulässig.

(9) Soweit nichts anderes bestimmt ist, unterbleibt 
die Übermittlung personenbezogener Daten, die

1.	der Justizvollzugsbehörde durch Geheimnisträ-
gerinnen und Geheimnisträger im Sinne des  
§ 33 Absatz 1 bekannt wurden oder

2.	gesperrt oder unrichtig sind. 

§ 12 
Verantwortung für die Datenübermittlung

Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde Justizvollzugsbe-
hörde. Soll die Übermittlung auf Ersuchen einer 
Stelle erfolgen, hat diese die hierfür erforderlichen 
Angaben zu machen, insbesondere die Rechts-
grundlage für die Übermittlung anzugeben. Die 
übermittelnde Stelle prüft die Schlüssigkeit der An-
frage. Bestehen im Einzelfall Zweifel, prüft sie auch 
die Rechtmäßigkeit des Ersuchens.

§ 13 
Pseudonymisierung

(1) Personenbezogene Daten, die an nichtöffentli-
che Stellen übermittelt werden sollen, sind vor der 
Übermittlung zu pseudonymisieren, soweit nicht 
der Personenbezug für die Erfüllung des Übermitt-
lungszweckes erforderlich ist. Dabei ist die Gefan-
genenbuchnummer als Pseudonym zu verwenden, 
wenn nicht besondere Gründe entgegenstehen.

(2) Für die Verarbeitung von Daten im Auftrag  
(§ 17 LDSG) gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Bei der Inanspruchnahme von Telekommunika-
tions- und Mediendienstleistungen bei nichtöffentli-
chen Stellen (§ 11 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d) 
sind die Daten zu pseudonymisieren.

§ 14 
Regelmäßige Verpflichtung Dritter

(1) Personen, die für eine nichtöffentliche Stelle 
Kenntnis von personenbezogenen Daten erlangen 
sollen, die von Justizvollzugsbehörden übermittelt 
wurden, sind vor Aufnahme ihrer Tätigkeit gemäß 
§ 1 Verpflichtungsgesetz förmlich zu verpflichten.

(2) Personen, die nicht nach Absatz 1 förmlich ver-
pflichtet wurden, dürfen von personenbezogenen 
Daten nur Kenntnis erlangen, wenn

1.	die übermittelten Daten vor ihrer Übermittlung 
pseudonymisiert wurden,

2.	die förmliche Verpflichtung vor Kenntniserlan-
gung Leib oder Leben eines Menschen oder be-
deutende Sachwerte gefährden würde und die 
Verpflichtung veranlasst und unverzüglich nach-
geholt wird; erfolgt die Übermittlung der Daten 
nicht durch die Justizvollzugsbehörden, sind sie 
unverzüglich unter Angabe der Personalien der 
Kenntniserlangenden von der Übermittlung zu 
unterrichten oder

3.	sie Amtsträger im Sinne des § 11 Absatz 1 
Nummer 2 StGB sind.

(3) Die Justizvollzugsbehörden stellen auf geeig-
nete Weise sicher, dass bei nichtöffentlichen Stel-
len nur solche Personen Kenntnis von übermittelten 
personenbezogenen Daten erlangen, die zuvor 
nach Absatz 1 verpflichtet wurden oder die nach 
Absatz 2 auch ohne förmliche Verpflichtung Kennt-
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nis von übermittelten personenbezogenen Daten 
erlangen dürfen.

(4) Für die Verarbeitung von Daten im Auftrag gel-
ten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.

§ 15 
Mitteilung über Haftverhältnisse

(1) Die Justizvollzugsbehörden dürfen auf schriftli-
chen Antrag mitteilen, ob und gegebenenfalls in 
welcher Anstalt sich eine Person in Haft befindet, 
ob ihre Entlassung voraussichtlich innerhalb eines 
Jahres bevorsteht sowie, falls die Entlassung inner-
halb eines Jahres bevorsteht, den vorgesehenen 
Entlassungstermin, soweit

1.	die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit der anfragenden öffentlichen Stelle liegen-
den Aufgaben erforderlich ist oder

2.	von nichtöffentlichen Stellen ein berechtigtes 
Interesse an dieser Mitteilung glaubhaft darge-
legt wird und die betroffenen Gefangenen kein 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss 
der Übermittlung haben.

(2) Verletzten einer Straftat sowie deren Rechts-
nachfolgerinnen und Rechtsnachfolgern können 
über Absatz 1 hinaus auf schriftlichen Antrag Aus-
künfte erteilt werden über

1.	die Entlassungsadresse oder die Vermögensver-
hältnisse von Gefangenen, wenn die Erteilung 
zur Feststellung oder Durchsetzung von Rechts-
ansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat 
erforderlich ist, oder

2.	die Gewährung erstmaliger Lockerungen, wenn 
sie ein berechtigtes Interesse darlegen und kein 
schutzwürdiges Interesse der Gefangenen am 
Ausschluss der Mitteilung vorliegt, oder 

3.	dem Verurteilten erneut gewährte Vollzugslo-
ckerungen, wenn dafür ein berechtigtes Inter-
esse dargelegt oder ersichtlich ist und kein 
überwiegendes schutzwürdiges Interesse des 
Verurteilten am Ausschluss der Mitteilung vor-
liegt. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2 bedarf 
es der Darlegung eines berechtigten Interesses 
nicht, wenn die Antragstellerin oder der Antrag-
steller Verletzte oder Verletzter einer Straftat nach

1.	den §§ 174 bis 182 StGB,

2.	den §§ 211 und 212 StGB, die versucht wurde,

3.	den §§ 221, 223 bis 226 und 340 StGB,

4.	den §§ 232 bis 238, § 239 Absatz 3 und den 
§§ 239 a und 239 b StGB oder

5.	§ 4 des Gewaltschutzgesetzes vom 11. Dezem-
ber 2001 (BGBl. I S.3513)

ist. Satz 1 gilt entsprechend in den Fällen des § 395 
Absatz 3 StPO, wenn die Antragstellerin oder der 
Antragsteller zur Nebenklage zugelassen wurde.

(4) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Frei-
heitsentziehungen nach § 1 Absatz 2 Satz 2 be-
steht die zulässige Mitteilung nach den Absätzen 1 
und 2 in der Angabe, ob sich eine Person in der 
Anstalt in Untersuchungshaft oder der Freiheitsent-
ziehung befindet. Eine Übermittlung unterbleibt, 
wenn die Gefangenen unter Berücksichtigung der 
Art der Information und ihrer Rechtsstellung nach 
§ 4 UVollzG ein schutzwürdiges Interesse an dem 
Ausschluss der Übermittlung haben.

(5) Die betroffenen Gefangenen werden vor der 
Mitteilung gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, 
dass dadurch die Interessen der Antragstellerin 
oder des Antragstellers vereitelt oder wesentlich 
erschwert werden würden, und eine Abwägung er-
gibt, dass diese Interessen das Interesse der Ge-
fangenen an ihrer vorherigen Anhörung überwie-
gen. Ist die Anhörung unterblieben, werden die be-
troffenen Gefangenen über die Mitteilung unter 
Angabe des Inhalts nachträglich unterrichtet.

(6) Bei Anhörung und Unterrichtung Gefangener 
nach Absatz 5 ist auf die berechtigten Interessen 
nichtöffentlicher Empfängerinnen oder Empfänger 
an der Geheimhaltung ihrer Lebensumstände in be-
sonderer Weise Rücksicht zu nehmen. Die An-
schrift der Empfängerinnen oder Empfänger darf 
den Gefangenen nicht übermittelt werden.

(7) Erfolgte Mitteilungen sind in den Gefangenen-
personalakten der betroffenen Gefangenen zu do-
kumentieren. 

§ 16 
Aktenüberlassung

(1) Soweit die Übermittlung der darin enthaltenen 
Daten zulässig ist, dürfen Akten mit personenbezo-
genen Daten nur

1.	anderen inländischen Justizvollzugsbehörden,

2.	Stellen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, 
Bewährungshilfe oder Führungsaufsicht,

3.	den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und 
strafrechtliche Entscheidungen zuständigen Ge-
richten,

4.	den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungs-
behörden,

5.	den von Justizvollzugs-, Strafverfolgungs- oder 
Strafvollstreckungsbehörden oder von einem Ge-
richt mit Gutachten beauftragten Stellen sowie

6.	sonstigen öffentlichen Stellen, wenn die Ertei-
lung einer Auskunft entweder einen unvertret-
baren Aufwand erfordern würde oder nach Dar-
legung der die Akteneinsicht begehrenden Stelle 
die Erteilung einer Auskunft für die Erfüllung ih-
rer Aufgaben nicht ausreicht,



650	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2016; Ausgabe 25. August 2016	 Nr. 13

überlassen oder im Falle elektronischer Aktenfüh-
rung in Form von Duplikaten übermittelt werden. 

(2) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach  
§ 11 Absatz 1, 3 oder 5 übermittelt werden dürfen, 
weitere personenbezogene Daten von Betroffenen 
oder von Dritten in Akten so verbunden, dass eine 
Trennung, Anonymisierung oder Pseudonymisie-
rung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich ist, ist die Übermittlung nach Absatz 1 zu-
lässig, soweit nicht berechtigte Interessen von Be-
troffenen oder Dritten an deren Geheimhaltung of-
fensichtlich überwiegen. Soweit es sich um beson-
dere Arten personenbezogener Daten handelt, ist 
regelmäßig von einem überwiegenden berechtigten 
Interesse der Betroffenen auszugehen. Eine Spei-
cherung, Nutzung und Übermittlung der weiteren 
personenbezogenen Daten nach Satz 1 durch die 
empfangende Stelle ist unzulässig. 

§ 17 
Auskunft und Akteneinsicht 

für wissenschaftliche Zwecke

(1) Für die Übermittlung personenbezogener Daten 
in Akten an Hochschulen, andere Einrichtungen, 
die wissenschaftliche Forschung betreiben, und öf-
fentliche Stellen für wissenschaftliche Zwecke gilt 
§ 476 StPO entsprechend mit der Maßgabe, dass 
auch elektronisch gespeicherte personenbezogene 
Daten übermittelt werden können. Die Übermitt-
lung kann auch auf elektronischem Wege erfolgen.

(2) Im Vollzug der Untersuchungshaft und der Frei-
heitsentziehungen nach § 1 Absatz 2 Satz 2 unter-
bleiben Übermittlungen nach Absatz 1, wenn für 
die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass die Ge-
fangenen unter Berücksichtigung der Art der Infor-
mation und ihrer Rechtsstellung ein schutzwürdi-
ges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung 
haben.

Abschnitt 5 
Besondere Formen der Datenverarbeitung

§ 18 
Verarbeitung personenbezogener 

Daten im Auftrag, Wartung

(1) Lässt eine Vollzugsbehörde personenbezogene 
Daten in ihrem Auftrag verarbeiten, bleibt sie für 
die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes 
und anderer Vorschriften über den Datenschutz 
verantwortlich. Rechte der Betroffenen sind ihr ge-
genüber geltend zu machen. Die Weitergabe der 
Daten von der datenverarbeitenden Stelle an die 
Auftragnehmer gilt nicht als Übermittlung im Sinne 
von § 2 Absatz 2 Nummer 3 LDSG.

(2) Werden bei automatisierter Datenverarbeitung 
Verantwortlichkeiten auf eine zentrale Stelle über-
tragen, gilt § 8 Absatz 2 LDSG entsprechend. Die 
zentrale Stelle übernimmt die Verantwortung für 
die Rechtmäßigkeit der Einrichtung und die Ord-

nungsmäßigkeit des automatisierten Verfahrens 
nach Absatz 1 Satz 1.

(3) Die verantwortliche Stelle hat dafür Sorge zu tra-
gen, dass personenbezogene Daten nur im Rahmen 
ihrer Weisungen verarbeitet werden. Sie hat die er-
forderlichen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zu treffen, um dies sicherzustellen. Sie 
hat Auftragnehmende unter besonderer Berücksich-
tigung ihrer Eignung für die Gewährleistung der 
nach §§ 5 und 6 LDSG notwendigen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen sorgfältig auszu-
wählen. Aufträge, ergänzende Weisungen zu techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen und die 
etwaige Zulässigkeit von Unterauftragsverhältnissen 
sind schriftlich festzulegen.

(4) Sofern die Vorschriften dieses Gesetzes und 
des LDSG auf Auftragnehmende keine Anwendung 
finden, hat die datenverarbeitende Stelle diese zu 
verpflichten, jederzeit von ihr veranlasste Kontrol-
len zu ermöglichen.

(5) Bei der Erbringung von Wartungsarbeiten oder 
von vergleichbaren Unterstützungstätigkeiten bei 
der Datenverarbeitung durch Stellen oder Personen 
außerhalb der datenverarbeitenden Stelle gelten 
die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(6) Zur Durchführung von beratenden oder begut-
achtenden Tätigkeiten im Auftrag der Vollzugs-
börde ist die Übermittlung personenbezogener Da-
ten zulässig, wenn die übermittelnde Stelle die be-
auftragten Personen verpflichtet,

1.	die Daten nur zu dem Zweck zu verarbeiten, zu 
dem sie ihnen überlassen worden sind und

2.	nach Erledigung des Auftrags die ihnen von der 
datenverarbeitenden Stelle überlassenen Daten-
träger zurückzugeben und die bei Ihnen gespei-
cherten Daten zu löschen, soweit nicht andere 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. 

Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

§ 19 
Zentrale Datei, Einrichtung 

automatisierter Übermittlungsverfahren

(1) Die nach §§ 5 bis 8 erhobenen Daten können 
für die Vollzugsbehörden in einer zentralen Datei 
gespeichert werden.

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Verfah-
rens, das die Übermittlung personenbezogener Da-
ten aus der zentralen Datei nach § 11 Absatz 3 er-
möglicht, ist zulässig, soweit diese Form der Da-
tenübermittlung unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Belange der betroffenen Personen 
und der Erfüllung des Zwecks der Übermittlung an-
gemessen ist.

(3) Die speichernde Stelle hat zu gewährleisten, 
dass die Anfrage und die Übermittlung protokolliert 
werden. § 8 Absatz 4 LDSG gilt entsprechend.
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(4) Das für den Justizvollzug zuständige Ministe-
rium bestimmt durch Rechtsverordnung die Einzel-
heiten der Einrichtung automatisierter Übermitt-
lungsverfahren. Das Unabhängige Landeszentrum 
für Datenschutz Schleswig-Holstein ist vorher zu 
hören. Die Rechtsverordnung hat die Datenempfän-
gerin oder den Datenempfänger, die Datenart und 
den Zweck der Übermittlung festzulegen. Sie hat 
Maßnahmen der Datensicherung und Kontrolle vor-
zusehen, die in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem angestrebten Schutzzweck stehen.

(5) Das für den Justizvollzug zuständige Ministe-
rium kann mit anderen Ländern und dem Bund ei-
nen Datenverbund vereinbaren, der eine automati-
sierte Datenübertragung ermöglicht. 

§ 20 
Erkennungsdienstliche Maßnahmen

(1) Die Erhebung erkennungsdienstlicher Daten mit 
Kenntnis der Gefangenen durch die

1.	Feststellung und Messung äußerlicher körperli-
cher Merkmale, 

2.	Aufnahme von Lichtbildern,

3.	Abnahme von Finger- und Handflächenabdrü-
cken sowie

4.	biometrische Erfassung von Merkmalen des Ge-
sichts, der Augen, der Hände, der Stimme oder 
der Unterschrift

ist nur zulässig, soweit dies zur Erfüllung der Auf-
gaben des Vollzuges erforderlich ist.

(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen Unter-
lagen werden zu den Gefangenenpersonalakten ge-
nommen oder in personenbezogenen Dateien ge-
speichert. Soweit sie nicht in Form von Dateien 
gespeichert werden, sind sie getrennt vom übrigen 
Inhalt der Akten zu verwahren. Sie sind so zu si-
chern, dass eine Kenntnisnahme nur zu den in den 
Absätzen 3 und 4 genannten Zwecken möglich ist.

(3) Nach Absatz 1 erhobene Daten dürfen nur ge-
nutzt werden

1.	 für die Zwecke, zu denen sie erhoben wurden,

2.	zur Identifikation Gefangener, soweit dies für 
Zwecke der Fahndung und Festnahme der ent-
wichenen oder sich sonst ohne Erlaubnis außer-
halb der Anstalt aufhaltenden Gefangenen er-
forderlich ist oder

3.	 für die in § 9 Absatz 2 Nummer 6 genannten 
Zwecke. 

(4) Nach Absatz 1 erhobene Daten dürfen nur 
übermittelt werden an

1.	die Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbehör-
den, soweit dies für Zwecke der Fahndung nach 
und Festnahme von entwichenen oder sich 
sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Anstalt auf-
haltenden Gefangenen erforderlich ist,

2.	die Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der 
Länder, soweit dies zur Abwehr einer gegenwär-
tigen innerhalb der Anstalt drohenden Gefahr für 
erhebliche Sachwerte oder für Leib, Leben oder 
Freiheit von Personen erforderlich ist, sowie

3.	öffentliche Stellen auf deren Ersuchen, soweit 
die Betroffenen verpflichtet wären, eine unmit-
telbare Erhebung der zu übermittelnden Daten 
durch die empfangende Stelle zu dulden oder an 
einer solchen Erhebung mitzuwirken; die ersu-
chende Stelle hat in ihrem Ersuchen die Rechts-
grundlage der Mitwirkungs- oder Duldungs-
pflicht mitzuteilen; beruht diese Pflicht auf einer 
Regelung gegenüber den Betroffenen im Einzel-
fall, weist die ersuchende Stelle zugleich nach, 
dass eine entsprechende Regelung ergangen 
und vollziehbar ist.

(5) Nach Absatz 1 erhobene Daten sind nach der 
Entlassung der Gefangenen unverzüglich zu lö-
schen; die Löschung ist in den Gefangenenperso-
nalakten zu dokumentieren. 

§ 21 
Einsatz optisch-elektronischer Einrichtungen

(1) Die Anstalt darf Räume und Freiflächen mittels 
optisch-elektronischer Einrichtungen nur beobach-
ten, soweit eine gesetzliche Bestimmung dies aus-
drücklich für die Aufrechterhaltung der Sicherheit 
gestattet.

(2) Jede Anstalt, die optisch-elektronische Einrich-
tungen einsetzt, hat ein einheitliches Konzept zur 
optisch-elektronischen Beobachtung der baulichen 
Anlagen zu erstellen. Das Konzept hat alle betriebs-
fähigen Einrichtungen sowie die von ihnen erfass-
ten Bereiche in kartenmäßiger Darstellung zu ent-
halten und ist laufend fortzuschreiben. § 9 LDSG 
bleibt unberührt. 

(3) Bei der Planung optisch-elektronischer Einrich-
tungen ist sicherzustellen, dass

1.	die Beobachtung nur insoweit erfolgt, als dies für 
die Aufrechterhaltung der Sicherheit erforderlich 
ist, insbesondere um das Betreten bestimmter 
Zonen durch Unbefugte zu verhindern und

2.	den Gefangenen in der Anstalt angemessene 
Bereiche verbleiben, in denen sie nicht mittels 
optisch-elektronischer Einrichtungen beobach-
tet werden.

(4) Die Beobachtung mittels optisch-elektronischer 
Einrichtungen (Monitoring) von Räumen und Frei-
flächen ist durch sprachliche und nicht sprachliche 
Zeichen auf eine Weise kenntlich zu machen, die 
die Tatsache und die Reichweite der Beobachtung 
jederzeit eindeutig erkennbar macht.

(5) Bei Sammeltransporten ist im Einzelfall die 
Überwachung einzelner Bereiche im Transportfahr-
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zeug zulässig, wenn eine unmittelbare Beaufsichti-
gung nicht möglich ist. Absatz 4 gilt entsprechend.

§ 22 
Optisch-elektronische Einrichtungen im Umfeld 

der Anstalt

Die Beobachtung öffentlich frei zugänglichen Rau-
mes außerhalb der Grenzen der Anstalt mittels op-
tisch-elektronischer Einrichtungen ist nur und so-
weit zulässig, wie dies aufgrund der örtlichen Ge-
gebenheiten zur Wahrnehmung des Hausrechts 
oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der An-
stalt auch unter Berücksichtigung der Belange Drit-
ter unerlässlich ist, insbesondere um Fluchtversu-
che sowie Überwürfe von Gegenständen auf das 
Anstaltsgelände zu verhindern.

§ 23 
Optisch-elektronische Einrichtungen 

innerhalb der Anstalt

Die Beobachtung von Räumen und Freiflächen in-
nerhalb der Anstalt mittels optisch-elektronischer 
Einrichtungen ist zulässig, soweit dies aus Gründen 
der Sicherheit erforderlich ist, insbesondere um die 
Gefangenen zu beaufsichtigen und das Betreten 
bestimmter Zonen durch Unbefugte zu verhindern, 
und § 24 nichts anderes bestimmt.

§ 24 
Optisch-elektronische Einrichtungen 

innerhalb von Hafträumen und Zimmern

(1) Die Beobachtung innerhalb von Hafträumen 
und Zimmern mittels optisch-elektronischer Ein-
richtungen ist ausgeschlossen, soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Im Rahmen einer Beobachtung (§ 108 Absatz 2 
Nummer 2 LStVollzG, § 49 Absatz 2 Nummer 2 
UVollzG, § 70 Absatz 2 Nummer 2 Jugendstraf-
vollzugsgesetz (JStVollzG), § 87 Absatz 2 Num- 
mer 2 SVVollzG) ist die optisch-elektronische Be-
obachtung zulässig, soweit dies zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben der be-
troffenen Gefangenen erforderlich ist. Soweit die 
Erforderlichkeit entfällt, ist die optisch-elektroni-
sche Beobachtung unverzüglich zu beenden. Die 
optisch-elektronische Beobachtung ist im Rahmen 
der Anordnung der Beobachtung (§ 109 LStVollzG, 
§ 52 UVollzG, § 73 JStVollzG, § 88 SVVollzG) 
ausdrücklich schriftlich anzuordnen und zu begrün-
den; in der Anordnung ist der Umfang der Beob-
achtung zu bestimmen. Sie ist spätestens nach 72 
Stunden zu beenden, sofern sie nicht durch eine 
neue Anordnung verlängert wird. 

(3) Während der Dauer der optisch-elektronischen 
Beobachtung ist diese für die Gefangenen kennt-
lich zu machen.

(4) Bei der Gestaltung und Beobachtung optisch-
elektronisch beobachteter Hafträume und Zimmer 
ist grundsätzlich auf die elementaren Bedürfnisse 

der Gefangenen nach Wahrung ihrer Intimsphäre 
angemessen Rücksicht zu nehmen, insbesondere 
sind sanitäre Einrichtungen von der Beobachtung 
auszunehmen; hilfsweise ist die Erkennbarkeit die-
ser Bereiche durch technische Maßnahmen auszu-
schließen. Bei akuter Selbstverletzungs- oder Sui-
zidgefahr ist im Einzelfall eine uneingeschränkte 
Überwachung zulässig. Die Beobachtung weibli-
cher Gefangener soll durch weibliche Bedienstete, 
die Beobachtung männlicher Gefangener durch 
männliche Bedienstete erfolgen. 

(5) Die optisch-elektronische Beobachtung ist zu 
unterbrechen, wenn sie im Einzelfall vorübergehend 
nicht erforderlich oder die Beaufsichtigung gesetz-
lich ausgeschlossen ist. 

§ 25 
Speicherung und Dokumentation mittels optischer 
oder akustischer Einrichtungen erhobener Daten

(1) Die mittels optisch-elektronischer Einrichtungen 
zulässig erhobenen Daten dürfen nur gespeichert 
werden (Videoaufzeichnung), wenn dies zur Errei-
chung des die Erhebung gestattenden Zwecks er-
forderlich ist. Sobald dieser Zweck entfällt, sind die 
Daten unverzüglich, spätestens nach 48 Stunden 
zu löschen. Eine Speicherung darüber hinaus ist 
nur zulässig, soweit und solange dies zur Verfol-
gung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit erfor-
derlich ist.

(2) Für die Verarbeitung der mittels akustisch-elek
tronischer Einrichtungen zulässig erhobenen Daten 
gilt Absatz 1 entsprechend. Darüber hinaus ist eine 
Speicherung auch zulässig, soweit und solange 
dies zur Übermittlung der erhobenen Daten an das 
Gericht, das die inhaltliche Überwachung der Ge-
spräche angeordnet hat, erforderlich ist.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 dürfen 
die gemäß § 24 Absatz 2 erhobenen Daten nicht 
gespeichert werden.

(4) Mittels optisch-elektronischer oder akustisch-
elektronischer Einrichtungen erhobene Daten dür-
fen nicht weiter verarbeitet werden, soweit sie dem 
Kernbereich der privaten Lebensgestaltung unter-
fallen. Durch geeignete Maßnahmen und Prüfun-
gen ist sicherzustellen, dass keine weitere Verar-
beitung dieser Daten erfolgt. Dennoch gespeicherte 
Daten sind unverzüglich zu löschen. Nicht erfasst 
sind Gespräche über Straftaten oder Gespräche, 
durch die Straftaten begangen werden.

(5) Die Verarbeitung der mittels optisch-elektroni-
scher oder akustisch-elektronischer Einrichtungen er-
hobenen Daten ist zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation darf ausschließlich für Zwecke der Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. Sie ist zu löschen, 
wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erforderlich 
ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, 
das dem Jahr der Dokumentation folgt. 
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§ 26 
Auslesen von Datenspeichern, 

Verarbeitung, Löschung

(1) Elektronische Datenspeicher sowie elektroni-
sche Geräte mit Datenspeicher, die ohne Erlaubnis 
in die Anstalt eingebracht wurden, dürfen auf 
schriftliche Anordnung der Anstaltsleiterin oder 
des Anstaltsleiters ausgelesen werden, soweit kon-
krete Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, 
dass dies für die Erfüllung der Aufgaben des Vollzu-
ges erforderlich ist. Die Gründe sind in der Anord-
nung festzuhalten. Sind die Betroffenen bekannt, 
sind ihnen die Gründe vor dem Auslesen mitzutei-
len. Beim Auslesen sind ihre schutzwürdigen Inter-
essen zu berücksichtigen, insbesondere der Kern-
bereich privater Lebensgestaltung. Das Auslesen 
ist möglichst auf die Inhalte zu beschränken, die 
zur Erreichung der die Anordnung begründenden 
Zwecke erforderlich sind.

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen ver-
arbeitet werden, soweit dies aus den in der Anord-
nung genannten Gründen erforderlich ist. Aus an-
deren Gründen ist die Verarbeitung der Daten nur 
zulässig, soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben 
des Vollzuges zwingend erforderlich ist und schutz-
würdige Interessen der Betroffenen dem nicht ent-
gegenstehen.

(3) Die Verarbeitung der nach Absatz 1 erhobenen 
Daten ist unzulässig, soweit sie dem Kernbereich 
der privaten Lebensgestaltung Gefangener oder Drit-
ter unterfallen. Diese Daten sind unverzüglich zu lö-
schen. Die Tatsachen der Erfassung und der Lö-
schung der Daten sind zu dokumentieren. Die Doku-
mentation darf ausschließlich für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist zu 
löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr er-
forderlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalen-
derjahres, das dem Jahr der Dokumentation folgt.

(4) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die 
Möglichkeit des Auslesens von nicht gestatteten 
Datenspeichern zu belehren.

§ 27 
Identifikation vollzugsfremder Personen

(1) Das Betreten der Anstalt durch vollzugsfremde 
Personen kann davon abhängig gemacht werden, 
dass diese zur Identitätsfeststellung

1.	 ihren Vornamen, ihren Namen und ihre Anschrift 
angeben und durch amtliche Ausweise nach-
weisen und

2.	die biometrische Erfassung von Merkmalen des 
Gesichts, der Augen, der Hände, der Stimme 
oder der Unterschrift dulden, soweit dies erfor-
derlich ist, um im Einzelfall den Austausch von 
Gefangenen zu verhindern.

(2) Eine Verarbeitung der nach Absatz 1 erhobenen 
Identifikationsmerkmale ist nur zulässig, soweit 
dies erforderlich ist zur

1.	 Identitätsüberprüfung beim Verlassen der An-
stalt oder

2.	Verfolgung von Straftaten, bei denen der Ver-
dacht besteht, dass sie bei Gelegenheit des 
Aufenthalts in der Anstalt begangen wurden; 
die zur Strafverfolgung erforderlichen Daten 
können hierzu der zuständigen Strafverfol-
gungsbehörde übermittelt werden.

(3) Die nach Absatz 1 erhobenen Identifikations-
merkmale sind spätestens 24 Stunden nach ihrer 
Erhebung zu löschen, soweit sie nicht nach Absatz 
2 Nummer 2 übermittelt werden dürfen; in diesem 
Fall sind sie unverzüglich zu übermitteln und da-
nach zu löschen.

§ 28 
Lichtbildausweise

(1) Die Anstalt kann die Gefangenen verpflichten, 
einen Lichtbildausweis mit sich zu führen, wenn 
dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt erforderlich ist. Dabei ist sicherzustellen, 
dass der Ausweis nur die zur Erreichung dieser 
Zwecke notwendigen Daten enthält.

(2) Der Ausweis ist bei der Entlassung oder bei der 
Verlegung in eine andere Anstalt einzuziehen und 
unverzüglich zu vernichten.

Abschnitt 6 
Schutzanforderungen

§ 29 
Zweckbindung

Empfangende Stellen dürfen von Justizvollzugsbe-
hörden erhaltene personenbezogene Daten nur zu 
dem Zweck speichern, nutzen und übermitteln, zu 
dessen Erfüllung sie übermittelt wurden. Die emp-
fangende Stelle darf diese Daten für andere Zwe-
cke nur speichern, nutzen und übermitteln, soweit 
sie ihr auch für diese Zwecke hätten überlassen 
werden dürfen und wenn im Fall einer Übermittlung 
an eine nichtöffentliche Stelle die übermittelnde 
Justizvollzugsbehörde zugestimmt hat. Die über-
mittelnde Justizvollzugsbehörde hat empfangende 
nichtöffentliche Stellen auf die Zweckbindung nach 
Satz 1 hinzuweisen.

§ 30 
Schutzvorkehrungen

(1) Personenbezogene Daten in Akten und Dateien 
sind durch die erforderlichen technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen gegen unbefugten Zu-
gang und unbefugten Gebrauch zu schützen. Für 
Art und Umfang der Schutzvorkehrungen gelten 
insbesondere die §§ 5, 6, 7 und 9 des LDSG.

(2) Soweit nichts anderes geregelt ist, dürfen sich 
die Bediensteten von personenbezogenen Daten 
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nur Kenntnis verschaffen, wenn dies zur Erfüllung 
der ihnen obliegenden Aufgaben oder sonst zur Er-
reichung des Vollzugsziels erforderlich ist.

(3) Gesundheitsakten, Krankenblätter und Thera-
pieakten sind getrennt von anderen Unterlagen zu 
führen und besonders zu sichern. Die Gefangenen-
personalakte soll zur Umsetzung von Absatz 2 in 
Teilakten geführt werden. Das Nähere regelt die 
Aufsichtsbehörde durch Erlass.

§ 31 
Kenntlichmachung innerhalb der Anstalt

(1) Personenbezogene Daten von Gefangenen dür-
fen innerhalb der Anstalt nur kenntlich gemacht 
werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammen-
leben in der Anstalt erforderlich ist und Beschrän-
kungen der Verarbeitung nicht entgegenstehen.

(2) Besondere Arten personenbezogener Daten  
(§ 11 Absatz 3 LDSG) von Gefangenen dürfen in der 
Anstalt nicht allgemein kenntlich gemacht werden.

§ 32 
Erkenntnisse aus Beaufsichtigungs-,  

Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen

(1) Die bei der Beaufsichtigung oder der Überwa-
chung der Besuche, der Überwachung der Telekom-
munikation, der Sichtkontrolle oder der Überwa-
chung des Schriftwechsels oder der Kontrolle des 
Inhalts von Paketen in zulässiger Weise bekannt 
gewordenen personenbezogenen Daten sind in Ak-
ten und Dateien des Vollzuges sowie bei einer 
Übermittlung an externe Stellen eindeutig als sol-
che zu kennzeichnen. Sie dürfen nur verarbeitet 
werden

1.	mit Einwilligung der Gefangenen für Zwecke ei-
ner Behandlung,

2.	zur Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt oder

3.	 für die in § 9 Absatz 2 Nummer 2 bis 7 genann-
ten Zwecke.

(2) Die nach Absatz 1 Satz 1 zulässig bekannt ge-
wordenen Daten dürfen im Vollzug der Untersu-
chungshaft und der Freiheitsentziehungen nach  
§ 1 Absatz 2 Satz 2 über die in Absatz 1 Satz 2 
bezeichneten Zwecke hinaus auch verarbeitet wer-
den zur

1.	Abwehr von Gefährdungen der Aufgabe des 
Vollzuges der Untersuchungshaft oder

2.	Umsetzung einer Anordnung nach § 119 StPO.

(3) Soweit die in Absatz 1 bezeichneten Daten dem 
Kernbereich der privaten Lebensgestaltung unter-
fallen, dürfen sie nicht aufgezeichnet, protokolliert 
oder sonst gespeichert und nicht auf andere Art 
verarbeitet werden. Dennoch gespeicherte Daten 
sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Er-
fassung und der Löschung der Daten sind zu doku-

mentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich 
für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet 
werden. Sie ist zu löschen, wenn sie für diese 
Zwecke nicht mehr erforderlich ist, spätestens je-
doch am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr 
der Dokumentation folgt.

Abschnitt 7 
Schutz von Geheimnisträgerinnen 

und Geheimnisträgern

§ 33 
Geheimnisträgerinnen und Geheimnisträger

(1) Die im Vollzug tätigen oder außerhalb des Voll-
zuges mit der Untersuchung, Behandlung oder Be-
ratung von Gefangenen beauftragten

1.	Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte, Apothekerinnen und Apotheker oder An-
gehörige eines anderen Heilberufs, der für die 
Berufsausübung oder die Führung der Berufsbe-
zeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 
erfordert,

2.	 Diplom-Psychologinnen und Diplom-Psychologen,

3.	staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter oder staatlich anerkannten Sozial-
pädagoginnen und Sozialpädagogen sowie

4.	Seelsorgerinnen und Seelsorger

unterliegen hinsichtlich der ihnen in der ausgeüb-
ten Funktion von Gefangenen anvertrauten oder 
sonst über Gefangene bekannt gewordenen Ge-
heimnisse untereinander sowie gegenüber der An-
stalt und der Aufsichtsbehörde der Schweige-
pflicht, soweit nichts anderes bestimmt ist. Dies 
gilt entsprechend für ihre berufsmäßig tätigen Ge-
hilfinnen und Gehilfen und die Personen, die bei ih-
nen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind, nicht 
aber gegenüber der Berufsträgerin oder dem Be-
rufsträger.

(2) Die Anstalt weist externe Geheimnisträgerinnen 
und Geheimnisträger nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 (Berufsgeheimnisträgerinnen und Be-
rufsgeheimnisträger) auf die Offenbarungspflichten 
und -befugnisse hin.

§ 34 
Offenbarungspflicht

(1) Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheim-
nisträger haben der Anstaltsleiterin oder dem An-
staltsleiter ihnen bekannte personenbezogene Da-
ten von sich aus oder auf Befragen zu offenbaren, 
auch wenn sie ihnen im Rahmen des beruflichen 
Vertrauensverhältnisses anvertraut wurden oder 
sonst bekannt geworden sind, soweit dies auch un-
ter Berücksichtigung der Interessen der Gefange-
nen an der Geheimhaltung der personenbezogenen 
Daten erforderlich ist zur Abwehr

1.	einer Gefahr für das Leben eines Menschen, ins-
besondere zur Verhütung von Suiziden,
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2.	einer erheblichen Gefahr für Körper oder Ge-
sundheit eines Menschen oder

3.	der Gefahr von Straftaten von erheblicher Be-
deutung.

 (2) Sozialarbeiterinnen, Sozialarbeiter, Sozialpäda-
goginnen und Sozialpädagogen, die als Bedienstete 
im Vollzug tätig sind, haben der Anstaltsleiterin 
oder dem Anstaltsleiter ihnen bekannte personen-
bezogene Daten von sich aus oder auf Befragen zu 
offenbaren, soweit dies für die Erfüllung der Aufga-
ben des Vollzuges erforderlich ist. Soweit sie im 
Rahmen von besonderen Behandlungsangeboten 
tätig sind, gilt Absatz 1.

(3) Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheim-
nisträger außerhalb des Vollzuges können die Ver-
pflichtung nach Absatz 1 auch gegenüber in der 
Anstalt beschäftigten Berufsgeheimnisträgerinnen 
oder Berufsgeheimnisträgern erfüllen.

§ 35 
Offenbarungsbefugnis

(1) Die Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsge-
heimnisträger sind befugt, die ihnen im Rahmen 
des beruflichen Vertrauensverhältnisses anvertrau-
ten oder sonst bekannt gewordenen personenbezo-
genen Daten gegenüber der Anstaltsleiterin oder 
dem Anstaltsleiter zu offenbaren, soweit 

1.	die Gefangenen einwilligen oder

2.	dies aus ihrer Sicht für die Erfüllung der Aufga-
ben des Vollzuges unerlässlich ist und das Inter-
esse der Gefangenen an der Geheimhaltung 
nicht überwiegt.

(2) Behandeln Berufsgeheimnisträgerinnen oder Be-
rufsgeheimnisträger gleichzeitig oder nacheinander 
dieselben Gefangenen, unterliegen sie im Verhältnis 
zueinander nicht der Schweigepflicht und sind zur 
umfassenden gegenseitigen Information und Aus-
kunft befugt, wenn eine wirksame Einwilligung der 
Gefangenen vorliegt, dies zum Zwecke einer zielge-
richteten gemeinsamen Behandlung erforderlich ist 
und sie in Bezug auf die betreffenden Gefangenen 
nicht mit anderen Aufgaben im Vollzug betraut sind.

§ 36 
Benachrichtigung der Gefangenen 

über Offenbarungen

(1) Vor der Erhebung personenbezogener Daten 
sind die Gefangenen durch die Berufsgeheimnisträ-
gerinnen oder Berufsgeheimnisträger schriftlich 
über die nach diesem Gesetz bestehenden Offen-
barungspflichten und Offenbarungsbefugnisse zu 
unterrichten. Bei Einschaltung von Berufsgeheim-
nisträgerinnen oder Berufsgeheimnisträgern außer-
halb der Anstalt erfolgt die Unterrichtung nach 
Satz 1 durch die Anstalt.

(2) Die Betroffenen sind über eine Offenbarung ge-
mäß § 34 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 und  

§ 35 zu benachrichtigen. Eine Pflicht zur Benachrich-
tigung besteht nicht, sofern die Betroffenen auf an-
dere Weise Kenntnis von der Offenbarung erlangt ha-
ben. Die Benachrichtigung kann unterbleiben, so-
lange durch sie der Zweck der Maßnahme vereitelt 
würde. Die Benachrichtigung ist unverzüglich nachzu-
holen, sobald der Zweck der Maßnahme entfallen ist. 

§ 37 
Zweckbindung offenbarter personenbezogener 

Daten, Zulassung von Offenbarungsempfängern

(1) Die nach den § 34 und § 35 offenbarten perso-
nenbezogenen Daten dürfen nur für den Zweck, für 
den sie offenbart wurden oder für den eine Offen-
barung zulässig gewesen wäre, und nur unter den-
selben Voraussetzungen gespeichert, genutzt und 
übermittelt werden, unter denen Berufsgeheimnis-
trägerinnen und Berufsgeheimnisträger selbst 
hierzu befugt wären.

(2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann 
unter diesen Voraussetzungen die unmittelbare Of-
fenbarung gegenüber bestimmten Bediensteten all-
gemein zulassen. 

§ 38 
Zugriff auf Daten in Notfällen

(1) Alle im Vollzug tätigen Personen dürfen sich 
Kenntnis auch von besonderen Arten personenbe-
zogener Daten zu dem Zweck verschaffen, diese 
Daten unmittelbar und unverzüglich den zur Not-
fallrettung eingesetzten Personen zu übermitteln, 
soweit die Gefangene oder der Gefangene

1.	einwilligt oder

2.	zur Einwilligung unfähig ist und die Kenntnisver-
schaffung zur Abwehr einer gegenwärtigen Ge-
fahr für das Leben eines Menschen oder einer 
gegenwärtigen erheblichen Gefahr für die Ge-
sundheit eines Menschen erforderlich ist. 

(2) Soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Ge-
fahr für das Leben oder einer gegenwärtigen erhebli-
chen Gefahr für die Gesundheit eines Menschen er-
forderlich ist, dürfen sich im Vollzug tätige Personen 
Kenntnis von personenbezogenen Daten verschaf-
fen, die von Berufsgeheimnisträgerinnen oder Be-
rufsgeheimnisträgern erhobenen worden sind.

(3) Die anderweitige Verarbeitung der so erlangten 
Daten ist unzulässig. Die Kenntnisnahme ist in den 
Gefangenenpersonalakten zu dokumentieren.

Abschnitt 8 
Unterrichtung über Datenerhebung und 

Akteneinsicht der Gefangenen

§ 39 
Unterrichtung der Gefangenen  

über Datenerhebung

(1) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene 
Erhebung personenbezogener Daten werden die 
Gefangenen unter Angabe dieser Daten unterrich-
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tet, soweit und sobald die Erfüllung den Aufgaben 
des Vollzuges nicht entgegensteht.

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene Da-
ten, die nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf-
grund gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertragli-
cher Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht 
werden dürfen oder ausschließlich Zwecken der 
Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle die-
nen und eine Auskunftserteilung einen unverhält-
nismäßigen Aufwand erfordern würde.

§ 40 
Auskunft an die Gefangenen

(1) Den Gefangenen ist auf Antrag Auskunft zu er-
teilen über

1.	die zu ihrer Person gespeicherten Daten, auch 
soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten 
bezieht,

2.	die empfangenden Stellen oder Kategorien von 
empfangenden Stellen, an die die Daten weiter-
gegeben werden, und

3.	den Zweck der Speicherung.

Die Gefangen sollen die Art der personenbezoge-
nen Daten, über die Auskunft verlangt wird, näher 
bezeichnen. Die Justizvollzugsbehörde bestimmt 
das Verfahren, insbesondere die Form der Aus-
kunftserteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) Die Auskunft kann auch durch die Gewährung 
von Akteneinsicht oder die Aushändigung von Ko-
pien oder Ausdrucken erteilt werden. Dabei ist das 
Interesse der oder des Gefangenen an einer be-
stimmten Form der Auskunftserteilung zu berück-
sichtigen.

(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die 
Übermittlung personenbezogener Daten an die Ver-
fassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichten-
dienst, den Militärischen Abschirmdienst und, so-
weit die Sicherheit des Bundes berührt wird, an-
dere Behörden des Bundesministeriums der 
Verteidigung, ist sie nur mit Zustimmung dieser 
Stellen zulässig. 

(4) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1.	die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der 
in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle 
liegenden Aufgaben gefährden würde,

2.	die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährden oder sonst dem Wohl des 
Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde oder

3.	die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung 
nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen 
nach, insbesondere wegen der überwiegenden 
berechtigten Interessen Dritter, geheim gehalten 
werden müssen

und deswegen das Interesse der Gefangenen an 
der Auskunftserteilung zurücktreten muss.

(5) Soweit im Vollzug der Untersuchungshaft und 
einer der Freiheitsentziehungen nach § 1 Absatz 2 
Satz 2 Erkenntnisse aus dem Ermittlungsverfahren 
zur Gefangenenpersonalakte gelangt sind, ist die 
Staatsanwaltschaft vor der Auskunftserteilung zu 
hören. Teilt die Staatsanwaltschaft mit, dass die 
Auskunft die Aufgabe des Vollzuges der Untersu-
chungshaft gefährden würde, darf insoweit keine 
Auskunft erteilt werden.

(6) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf 
keiner Begründung, soweit durch die Mitteilung der 
tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf welche 
die Entscheidung gestützt wird, der mit der Aus-
kunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet 
würde. In diesen Fällen sind die Gefangenen darauf 
hinzuweisen, dass sie sich an das Unabhängige 
Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Hol-
stein wenden können.

(7) Wird den Gefangenen keine Auskunft erteilt, ist 
die Auskunft auf Verlangen der Gefangenen dem 
Unabhängigen Landeszentrum für Datenschutz 
Schleswig-Holstein zu erteilen, soweit nicht die 
Aufsichtsbehörde im Einzelfall feststellt, dass da-
durch die Sicherheit des Landes Schleswig-Hol-
stein, eines anderen Landes oder des Bundes ge-
fährdet würde. Die Mitteilung des Unabhängigen 
Landeszentrums für Datenschutz Schleswig-Hol-
stein an die Gefangenen darf keine Rückschlüsse 
auf den Erkenntnisstand der speichernden Stelle 
zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden 
Auskunft zustimmt.

(8) Sofern dem Gefangenen Akteneinsicht gewährt 
wird, gilt § 41 Absatz 3 entsprechend.

(9) Die Anstalt hat sicher zu stellen, dass Informa-
tions-, Einsichts- und Auskunftsrechte des Gefan-
genen auch dann erfüllt werden, wenn sie zur Er-
füllung ihrer Aufgaben externe Dienstleister heran-
zieht.

(10) Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 41 
Akteneinsichtsrecht der Gefangenen

(1) Ist den Gefangenen Auskunft zu gewähren, er-
halten sie auf Antrag Akteneinsicht, soweit eine 
Auskunft für die Wahrnehmung ihrer rechtlichen In-
teressen nicht ausreicht und sie hierfür auf die Ein-
sichtnahme angewiesen sind. § 40 Absatz 3 bis 10 
gilt entsprechend. Im Vollzug der Untersuchungs-
haft und der Freiheitsentziehungen nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 2 gilt § 40 Absatz 5 entsprechend.

(2) Die Gefangenen können auf eigene Kosten bei 
einer Einsicht hinzuziehen

1.	eine Person aus dem Kreis

a)	 der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte,
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b)	 der Notarinnen und Notare,

c)	 der gewählten Verteidigerinnen und Verteidi-
ger (§ 138 Absatz 1 und 2 StPO),

d)	 der durch richterliche Entscheidung nach  
§ 149 Absatz 1 oder 3 StPO zugelassenen 
Beistände oder

e)	 der Beistände nach § 69 JGG,

2.	Personensorgeberechtigte sowie

3.	eine für das Gebiet des Landes Schleswig-Hol-
stein allgemein beeidigte Dolmetscherin oder ei-
nen für das Gebiet des Landes Schleswig-Hol-
stein allgemein beeidigten Dolmetscher.

Die Gefangenen können ihr Akteneinsichtsrecht 
auch durch eine Person aus dem in Satz 1 Nummer 1 
und 2 genannten Personenkreis allein ausüben las-
sen (Akteneinsicht durch Beauftragte). Eine Beglei-
tung durch andere Gefangene ist unzulässig, auch 
wenn diese zu dem in Satz 1 genannten Personen-
kreis gehören.

(3) Die Akteneinsicht ist kostenlos. Bei einer Ein-
sicht haben die Gefangenen das Recht, sich aus 
den Akten Notizen zu machen. Soll die Aktenein-
sicht durch eine beauftragte Rechtsanwältin, Nota-
rin oder Verteidigerin oder einen beauftragten 
Rechtsanwalt, Notar oder Verteidiger wahrgenom-
men werden, kann die Akte an deren oder dessen 
Geschäftsräume versandt werden.

(4) Den Gefangenen sind aus den über sie geführ-
ten Akten auf schriftlichen Antrag Ablichtungen 
einzelner Dokumente oder aus automatisierten Da-
teien Ausdrucke eines Teilbestands der Daten zu 
fertigen, soweit die Akten der Einsicht unterliegen 
und ein nachvollziehbarer Grund vorliegt. Ein sol-
cher Grund ist insbesondere anzunehmen, wenn 
die Gefangenen zur Geltendmachung von Rechten 
gegenüber Gerichten und Behörden auf Ablichtun-
gen oder Ausdrucke angewiesen sind.

(5) Die Fertigung von Ablichtungen und Ausdru-
cken ist gebührenpflichtig. Die zu erwartenden 
Kosten sind im Voraus zu entrichten.

(6) Die Justizvollzugsbehörden können Auskunfts-
anträge als Akteneinsichtsersuchen behandeln. 

§ 42 
Sperrvermerke

(1) Soweit Aktenbestandteile mit einem Sperrver-
merk versehen sind, unterliegen sie nicht der 
Akteneinsicht. Sperrvermerke dürfen nur ange-
bracht werden, soweit dies

1.	aus medizinischen Gründen allein zum Wohl der 
Gefangenen,

2.	zum Schutz überwiegender schutzwürdiger In-
teressen sowie von Leib oder Leben Dritter oder

3.	aufgrund einer Rechtsvorschrift, die zur Ge-
heimhaltung verpflichtet,

und auch unter Berücksichtigung des Informations-
interesses der Gefangenen zwingend erforderlich 
ist. Der Sperrvermerk gemäß Satz 1 Nummer 1 
wird von den Berufsgeheimnisträgerinnen und Be-
rufsgeheimnisträgern angebracht, die die zu sper-
renden Aktenbestandteile zur Akte verfügt haben; 
die übrigen Sperrvermerke bringt die Anstaltsleite-
rin oder der Anstaltsleiter an.

(2) Der Grund und der Umfang der Sperrung sind in 
der Akte zu vermerken. Dieser Vermerk nimmt an 
der Sperrung teil. Gesperrte Aktenbestandteile sind 
gesondert von den übrigen Akten zu verwahren, 
soweit die Akten in Papierform geführt werden; im 
Übrigen sind sie besonders zu sichern.

(3) Über gespeicherte und vom Sperrvermerk um-
fasste eigene personenbezogene Daten ist den Ge-
fangenen auf gesonderten Antrag Auskunft zu er-
teilen, soweit ihre Auskunftsansprüche nicht hinter 
den in Absatz 1 genannten Interessen an der Ge-
heimhaltung oder dort genannten überwiegenden 
Geheimhaltungsinteressen Dritter aus zwingenden 
Gründen zurücktreten müssen. Die wesentlichen 
Gründe sind den Gefangenen im Einzelnen mitzu-
teilen.

Abschnitt 9 
Löschung, Sperrung und Berichtigung

§ 43 
Löschung, Sperrung und Berichtigung

(1) Personenbezogene Daten sind zu löschen, so-
weit ihre weitere Speicherung nicht mehr zulässig 
oder aus anderem Grund

1.	 für die Erfüllung der Aufgaben des Vollzuges,

2.	zur Verfolgung von Straftaten,

3.	 für die Durchführung wissenschaftlicher For-
schungsvorhaben gemäß § 17 sowie

4.	zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr 
von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit 
dem Vollzug

nicht erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten sind spätestens zwei 
Jahre nach der Entlassung der Gefangenen oder 
der Verlegung der Gefangenen in eine andere An-
stalt zu löschen. Hiervon können bis zum Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist für die Gefangenenperso-
nalakte die Angaben über Familienname, Vorname, 
Geburtsname, Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- 
und Austrittsdatum der Gefangenen ausgenommen 
werden, soweit dies für das Auffinden der Gefan-
genenpersonalakte erforderlich ist.

(3) Soweit die Anstalt im Vollzug der Untersu-
chungshaft und einer der Freiheitsentziehungen 
nach § 1 Absatz 2 Satz 2 von einer nicht nur vor-
läufigen Einstellung des Verfahrens, einer unan-
fechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptver-
fahrens oder einem rechtskräftigen Freispruch 
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Kenntnis erlangt, hat sie die personenbezogenen 
Daten der Gefangenen unverzüglich zu löschen. 
Darüber hinaus sind in diesen Fällen auf Antrag der 
Gefangenen die Stellen, die eine Mitteilung nach  
§ 15 erhalten haben, über den Verfahrensausgang 
in Kenntnis zu setzen. Die Gefangenen sind auf ihr 
Antragsrecht bei der Anhörung oder der nachträgli-
chen Unterrichtung (§ 15 Absatz 5) hinzuweisen.

(4) Für die Gefangenenpersonalakte, auch in elekt-
ronischer Form (§ 10), gelten die Aufbewahrungs-
fristen nach dem Justizschriftgutaufbewahrungs-
gesetz vom 30. Juli 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 503) 
und hierzu ergangenen Verordnungen.

(5) Statt die gespeicherten personenbezogenen Da-
ten zu löschen, sind sie zu sperren, wenn

1.	 die Richtigkeit personenbezogener Daten von den 
Betroffenen bestritten wird und sich weder die 
Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen lässt,

2.	einer Löschung nach den Absätzen 1 bis 3 die 
Aufbewahrungsfrist einer anderen Rechtsnorm 
entgegensteht,

3.	Grund zu der Annahme besteht, dass durch die 
Löschung schutzwürdige Interessen der Betroffe-
nen oder Dritter beeinträchtigt werden können,

4.	eine Löschung wegen der besonderen Art der 
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßig hohem Aufwand möglich ist oder

5.	die Daten nur zu Zwecken der Datensicherung 
oder Datenschutzkontrolle gespeichert sind. 

(6) Gesperrte personenbezogene Daten sind geson-
dert aufzubewahren. Ist dies mit einem vertretba-
ren Aufwand nicht möglich, sind sie besonders zu 
kennzeichnen.

(7) Gesperrte personenbezogene Daten dürfen nur 
genutzt und übermittelt werden, soweit dies ohne 
Sperrung nach diesem Gesetz zulässig wäre und

1.	zur Verfolgung von Straftaten,

2.	 für die Durchführung wissenschaftlicher For-
schungsvorhaben gemäß § 17,

3.	zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder

4.	zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr 
von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit 
dem Vollzug

unerlässlich ist. Die Nutzung und Übermittlung ist 
unter Angabe des Nutzungszwecks oder Übermitt-
lungsgrundes sowie der Empfängerinnen und Emp-
fänger zu dokumentieren.

(8) Die Verarbeitungsbeschränkungen gemäß Ab-
satz 7 enden und die Sperre ist aufzuheben, wenn

1.	die Betroffenen eingewilligt haben oder

2.	die Gefangenen erneut in den Vollzug aufge-
nommen werden und die Daten nicht bereits ge-
löscht sein müssten.

(9) Nach Absatz 5 gesperrte Daten dürfen in Gefan-
genenpersonalakten, Gesundheitsakten, Krankenblät-
tern und Therapieakten sowie Gefangenenbüchern 
nicht über zehn Jahre hinaus aufbewahrt werden. Für 
die Speicherung vergleichbarer Dateien gilt Satz 1 
entsprechend. Dies gilt nicht, wenn aufgrund be-
stimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die Aufbe-
wahrung für die in Absatz 7 genannten Zwecke wei-
terhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungsfrist be-
ginnt mit dem auf das Jahr der aktenmäßigen 
Weglegung folgenden Kalenderjahr. Die Bestimmun-
gen des Landesarchivgesetzes vom 11. August 1992 
(GVOBl. Schl.-H. S. 444, ber. S. 498), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 3. Januar 2005 (GOVBl. 
Schl.-H. S. 21), Zuständigkeiten und Ressortbezeich-
nungen zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 4. April 
2013 (GVOBl. Schl.-H. S.143), bleiben unberührt.

(10) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, 
wenn sie unrichtig sind. In Akten genügt es, in ge-
eigneter Weise kenntlich zu machen, zu welchem 
Zeitpunkt oder aus welchem Grund sie unrichtig 
waren oder unrichtig geworden sind. Die personen-
bezogenen Daten sind zu ergänzen, wenn der 
Zweck der Speicherung oder berechtigte Interes-
sen der Betroffenen dies erfordern.

(11) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der 
Sperrung bestrittener Daten sowie der Löschung 
oder Sperrung wegen Unzulässigkeit der Speiche-
rung sind die Stellen zu unterrichten, denen diese 
Daten übermittelt oder innerhalb der verantwortli-
chen Stelle weitergegeben worden sind. Die Unter-
richtung kann unterbleiben, wenn sie einen unver-
hältnismäßigen Aufwand erfordern würde und kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen beein-
trächtigt werden.

Abschnitt 10 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 44 
Übergangsvorschriften zu Löschung 

und Sperrung

Daten, die nach diesem Gesetz zu löschen oder zu 
sperren sind, nach dem bis zum 1. Juni 2016 gel-
tenden Recht jedoch gespeichert werden durften 
und nicht gesperrt werden brauchten, sind spätes-
tens zum 1. Juni 2018 zu löschen.

Artikel 3 
Änderung des Jugendstrafvollzugsgesetzes 1)

Das Jugendstrafvollzugsgesetz vom 19. Dezember 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 563), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Mai 2013 
(GVOBl. S. 169), wird wie folgt geändert:

1.	 In der Inhaltsübersicht werden die Angabe

a)	 der §§ 66 und 67,

b)	 des Abschnitt XIV – Datenschutz sowie 
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c)	 der §§ 88 bis 96 

gestrichen.

2.	Die §§ 66 und 67 werden gestrichen.

3.	 Der Abschnitt XIV (Datenschutz) wird gestrichen.

4.	 In § 97 Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.

Artikel 4 
Änderung des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes 2)

Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz vom 16. De-
zember 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 322) wird wie 
folgt geändert:

1.	 In der Inhaltsübersicht werden die Angabe

a)	 der §§ 45 und 46,

b)	 des Abschnitt XIV – Datenschutz sowie 

c)	 der §§ 88 bis 97 

gestrichen.

2.	Die §§ 45 und 46 werden gestrichen.

3.	 Der Abschnitt XIV (Datenschutz) wird gestrichen.

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über den Vollzug der 

Sicherungsverwahrung in Schleswig-Holstein 3)

Das Gesetz über den Vollzug der Sicherungsver-
wahrung in Schleswig-Holstein vom 15. Mai 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 169) wird wie folgt geändert:

1.	 In der Inhaltsübersicht werden die Angabe

a)	 des Abschnitt XX – Datenschutz sowie 

b)	 der §§ 114 bis 125 

gestrichen.

2.	Der Abschnitt XX (Datenschutz) wird gestrichen.

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Das Gesetz tritt am 1. September 2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz über den Vollzug der 
Freiheitsstrafe bei Gefangenen mit angeordneter 
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung in 
Schleswig-Holstein vom 15. Mai 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 169)4) außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 21. Juli 2016

	 T o r s t e n  A l b i g 	 A n k e  S p o o r e n d o n k
	 Ministerpräsident	 Ministerin
		  für Justiz, Kultur und Europa

1694/2016
Gesetz 

zur Änderung des Landesverwaltungsgesetzes *)
Vom 21. Juli 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesverwaltungsgesetzes

Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-
H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 1. September 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 322), wird wie folgt geändert: 

In § 52 LVwG wird nach Satz 3 folgender Satz 4 
eingefügt:

„Satz 3 gilt nicht für die Investitionsbank Schles-
wig-Holstein.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 21. Juli 2016

T o r s t e n  A l b i g
Ministerpräsident

	 S t e f a n  S t u d t	 M o n i k a  H e i n o l d
	 Minister	 Finanzministerin
	 für Inneres und Bundesangelegenheiten

1)	 Ändert Ges. vom 19. Dezember 2007, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 312-12
2)	 Ändert Ges. vom 16. Dezember 2011, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 312-16
3)	 Ändert Ges. vom 15. Mai 2013, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 450-5
4)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 312-17

*)	 Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 2. Juni 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 20-1
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Landesverordnung 
über die zentrale Stelle nach Landesdatenschutzgesetz für das automatisierte Verfahren,  

das zur administrativen Umsetzung des BaföG betrieben wird (BafSys) 
(VOzS BaföG)

Vom 1. Juni 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 204-4-11

Aufgrund des § 8 Absatz 2 des Landesdaten-
schutzgesetzes vom 9. Februar 2000 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 169), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 19. Juni 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 105), Res-
sortbezeichnungen ersetzt durch Artikel 8 der Ver-
ordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 96), verordnet das Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit, Wissenschaft und Gleichstellung: 

Inhaltsübersicht: 

§ 1 Zentrale Stelle

§ 2 Aufgaben der zentralen Stelle

§ 3 Beteiligte Stellen

§ 4 Nutzung des Verfahrens

§ 5 Inkrafttreten 

§ 1 
Zentrale Stelle

Zentrale Stelle nach § 8 Absatz 2 Landesdaten-
schutzgesetz für das automatisierte Verfahren zur 
administrativen Umsetzung des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes (BaföG) ist das für die 
Hochschulen zuständige Ministerium. 

§ 2 
Aufgaben der zentralen Stelle

(1) Die zentrale Stelle gewährleistet die Ordnungs-
mäßigkeit der automatisierten Verfahren wie folgt: 

1.	Sie gewährleistet die Maßnahmen zur Datensi-
cherheit insbesondere nach den §§ 5 und 6 
Landesdatenschutzgesetz und der Datenschutz-
verordnung vom 5. Dezember 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 554);

2.	sie stellt im Benehmen mit den beteiligten Stel-
len das Verfahrensverzeichnis nach § 7 Absatz 
1 in Verbindung mit § 8 Absatz 3 Satz 1 Lan-
desdatenschutzgesetze auf und führt es fort; 

3.	sie erstellt die Verfahrensdokumentation nach  
§ 3 Datenschutzverordnung und führt sie fort;

4.	sie erstellt die Sicherheitsdokumentation nach  
§ 4 Datenschutzverordnung;

5.	sie ist federführend verantwortlich für die 
Durchführung der Tests nach § 5 Datenschutz-
verordnung, zu denen sie von ihr ausgewählte 
beteiligte Stellen hinzuzieht, und erteilt die Frei-
gabe mit Wirkung für die beteiligten Stellen; 

6.	sie ist verantwortlich für die Vorabkontrolle nach 
§ 9 Landesdatenschutzgesetz;

7.	sie informiert die beteiligten Stellen über ihr be-
kannt gewordene Verfahrensmängel und die vor-
aussichtliche Dauer der Mängelbeseitigung;

8.	sie ist bei der Auftragsdatenverarbeitung durch 
Dataport verantwortliche Stelle nach § 17 Ab-
satz 1 Landesdatenschutzgesetz;

9.	sie gewährleistet die Erfüllung der Verpflichtun-
gen aus § 8 Absatz 4 und 5 Landesdatenschutz-
gesetz. 

(2) Die zentrale Stelle kann für das Verfahren Nut-
zungsbestimmungen zur ordnungsgemäßen Nut-
zung des Verfahrens durch die beteiligten Stellen 
erlassen. 

(3) Die zentrale Stelle kann ausschließlich zu Zwe-
cken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherheit 
oder zur Sicherung des ordnungsgemäßen Betrie-
bes einer Datenverarbeitungsanlage die im Verfah-
ren gespeicherten personenbezogenen Daten nach 
Maßgabe des § 13 Absatz 6 Landesdatenschutz-
gesetz verwenden. Sie legt in Abstimmung mit den 
Anforderungen der beteiligten Stellen Art und Um-
fang der zur Gewährleistung des befugten Daten-
zugriffs erfolgenden Zugriffsprotokollierung sowie 
die Modalitäten der vom Auftragsdatenverarbeiter 
der zentralen Stelle und/oder den beteiligten Stel-
len zur Verfügung zu stellende Protokolle fest. 

§ 3 
Beteiligte Stellen

Beteiligte Stellen sind Kreise und kreisfeie Städte 
sowie das Studentenwerk Schleswig-Holstein, die 
das Verfahren nutzen. 

§ 4 
Nutzung des Verfahrens 

(1) Im Rahmen der Nutzung sind die beteiligten 
Stellen für die gespeicherten Daten verantwortlich. 

(2) Werden von einer beteiligten Stelle Verfahrens-
mängel bei der Datenverarbeitung festgestellt, hat 
sie die zentrale Stelle unverzüglich darüber zu in-
formieren. 

§ 5 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 
2016 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 1. Juni 2016
K r i s t i n A l h e i t

Ministerin 
für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung
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Landesverordnung 
 über das Beseitigungsverbot von Landschaftselementen

 – Berichtigung – 
In der Landesverordnung über das Beseitigungsverbot 
von Landschaftselementen vom 16. Juli 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 297) wird § 1 wie folgt berichtigt:

Die Angabe „§ 3 Absatz Satz 1“ wird durch die 
Angabe „§ 8 Absatz Satz 1“ ersetzt.

Kiel, 14. Juni 2016
D r.  R o b e r t  H a b e c k

Minister
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume

Änderung 
der Geschäftsordnung des Schleswig-Holsteinischen Landtages *)

Vom 22. Juli 2016
Die Geschäftsordnung des Schleswig-Holsteini-
schen Landtags vom 8. Februar 1991 (GVOBl. 
Schl.-H., S. 85), zuletzt geändert durch Beschluss 
des Landtags vom 12. Dezember 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. 2015 S. 35), wird wie folgt geändert: 

a)	 § 10 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Die Fraktionen können je eine Mitarbeiterin 
oder einen Mitarbeiter benennen, die oder der 
zu den nicht öffentlichen und vertraulichen Sit-
zungen des Unterausschusses Zutritt hat. Die 
Benennung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
der Präsidentin oder dem Präsidenten. Den be-
nannten Personen dürfen vertrauliche Unterla-
gen nur zugänglich gemacht werden und sie 
dürfen Zutritt zu den vertraulichen Sitzungen 
des Unterausschusses nur erhalten, wenn sie 
von der Präsidentin oder dem Präsidenten hierzu 
schriftlich ermächtigt und unter Hinweis auf die 
Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Ge-
heimhaltung förmlich verpflichtet sind.“

b)	 § 16 Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

„(7) Die von den Fraktionen benannten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter haben im Rahmen 
ihrer Aufgaben zu den nicht öffentlichen Sitzun-
gen der Ausschüsse Zutritt. Die Benennung er-
folgt durch Erklärung gegenüber der Präsidentin 
oder dem Präsidenten. Ist für Teile nicht öffentli-
cher Beratungen oder bestimmte Mitteilungen 
in nicht öffentlicher Sitzung nach § 17 Absatz 2 
Satz 1 Vertraulichkeit beschlossen, so können 
die Ausschüsse je einer Mitarbeiterin oder ei-
nem Mitarbeiter der Fraktionen im Rahmen ihrer 
Aufgaben den Zutritt gestatten und vertrauliche 
Unterlagen zugänglich machen, wenn diese von 
der Präsidentin oder dem Präsidenten hierzu 
schriftlich ermächtigt und unter Hinweis auf die 
Strafbarkeit der Geheimnisverletzung zur Ge-
heimhaltung förmlich verpflichtet sind.“

Kiel, 22. Juli 2016
K l aus  Sch l i e

Landtagspräsident

Änderung 
der Geheimschutzordnung des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

Anlage zu § 78 der Geschäftsordnung *)
Vom 22. Juli 2016

Die Geheimschutzordnung des Schleswig-Holstei-
nischen Landtags vom 23. Mai 1991 (GVOBl. 
Schl.-H., S. 319) wird wie folgt geändert: 

Nach § 13 Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
angefügt:

„(3) § 10 Absatz 6 und § 16 Absatz 7 der Ge-
schäftsordnung bleiben unberührt.“ „

Kiel, 22. Juli 2016
K l aus  Sch l i e

Landtagspräsident

*)	 Ändert Geschäftsordnung vom 8. Februar 1991, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1101-7

*) Ändert Gemeinschutzordnung vom 23. Mai 1991, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1101-7-1
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Landesverordnung 
über den finanziellen Ausgleich von Vorgriffsstunden 

(Vorgriffsstundenverordnung - VorgriffsVO)
Vom 26. Juli 2016

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2032-20-9
Aufgrund des § 62 Absatz 3 des Besoldungsgeset-
zes Schleswig-Holstein (SHBesG) verordnet das 
Ministerium für Schule und Berufsbildung im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium:

§ 1  
Anspruchsberechtigter Personenkreis

Der finanzielle Ausgleich wird allen Lehrkräften ge-
währt, die nach der Erteilung von Vorgriffsstunden 
aus den in § 62 Absatz 3 SHBesG genannten 
Gründen gehindert waren, einen zeitlichen Aus-
gleich in dem dafür vorgesehenen Zeitraum in An-
spruch zu nehmen. Dies gilt auch in den Fällen, in 
denen ein Antrag auf finanziellen Ausgleich be-
stands- oder rechtskräftig abgelehnt worden ist.

§ 2  
Höhe der Ausgleichszahlung

(1) Die Ausgleichszahlung in den in § 62 Absatz 3 
SHBesG genannten Fällen bemisst sich nach den 
Sätzen der Mehrarbeitsvergütungsverordnung 
(MVergVO) vom 8. Juni 2010 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 483), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
19. Mai 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 129), die für die 
Mehrarbeit im Schuldienst zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Verordnung gelten. Bei teilzeit-
beschäftigten Lehrkräften findet § 5 Absatz 1 
MVergVO entsprechende Anwendung.

(2) Maßgeblich für die Berechnung des Ausgleichs 
sind die Vorgriffsstunden, die von der Lehrkraft tat-
sächlich geleistet worden sind. Für jedes vollstän-
dig geleistete Jahr wird dabei ein Erbringungszeit-
raum von 52 Kalenderwochen zugrunde gelegt. 
Zeiten einer Erkrankung und Mutterschutzzeiten 

werden in die Berechnung des Ausgleichs mit ein-
bezogen.

§ 3  
Verfahren

(1) Die Ausgleichszahlung wird auf Antrag ge-
währt. Der Antrag ist über die Schule, bei der die 
Lehrkraft zuletzt tätig war, an das für Bildung zu-
ständige Ministerium zu richten. In den Fällen, in 
denen eine Schule aufgelöst worden ist, tritt an de-
ren Stelle das jeweils zuständige Schulamt.

(2) In dem Antrag ist anzugeben, aus welchen 
Gründen die Lehrkraft gehindert war, für die Vor-
griffsstunde einen zeitlichen Ausgleich in Anspruch 
zu nehmen. Das für Bildung zuständige Ministe-
rium kann von der antragstellenden Person die Ver-
sicherung an Eides Statt verlangen, wenn sich die 
anspruchsbegründenden Tatsachen durch andere 
Beweismittel nicht ermitteln lassen.

§ 4  
Verjährung

Die in § 16 SHBesG bestimmte Verjährungsfrist 
beginnt mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung. 
Sind die Voraussetzungen des § 62 Absatz 3 
SHBesG erst zu einem späteren Zeitpunkt erfüllt, 
ist dieser Zeitpunkt für den Beginn der Verjährungs-
frist maßgeblich.

§ 5  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2016 in 
Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. August 2021 au-
ßer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 26. Juli 2016
B r i t t a  E r n s t

Ministerin 
für Schule und Berufsbildung
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Landesverordnung  
über Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen der Investitionsbank Schleswig-Holstein im 

Bereich der Städtebauförderung  
Vom 27. Juli 2016

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 707-4-12
Aufgrund des § 13 Absatz 2 des Investitionsbank-
gesetzes vom 7. Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 206), geändert durch Artikel 16 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 789), 
Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 143), verordnet das Ministerium für In-
neres und Bundesangelegenheiten: 

§ 1
(1) Die Investitionsbank Schleswig-Holstein erhebt 
für Amtshandlungen im Zusammenhang mit der 
Förderung städtebaulicher Planung, Erneuerung 
und Entwicklung Verwaltungsgebühren nach Maß-
gabe der Absätze 2 und 3.
(2) Die Gebühren betragen 2,21 % des an die Ge-
meinde bewilligten Förderungsbetrages

1.	 für als Zuschüsse gewährte Förderungsmittel 
des Programmjahres 2016 sowie

2.	 für im Rahmen der Umschichtung als Zuschüsse 
gewährte Förderungsmittel vorangegangener 
Programmjahre. 

(3) Die Gebühren sind in der Höhe des auf das je-
weilige Haushaltsjahr entfallenden Zuwendungsbe-
trages zu erheben und gleichzeitig mit dem Zuwen-
dungsbescheid durch Gebührenbescheid an die je-
weilige Gemeinde festzusetzen. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 30. Juni 
2017 außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 27. Juli 2016
S t e f a n  S t u d t

Minister
für Inneres und Bundesangelegenhieten 

Landesverordnung 
zur Änderung der Gemeinde- und Kreiswahlordnung *) 

Vom 2. August 2016
Aufgrund des § 59 des Gemeinde- und Kreiswahlge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
März 1997 (GVOBl. Schl.-H. S. 151), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni  
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 362), verordnet das Minis-
terium für Inneres und Bundesangelegenheiten:

Artikel 1 
Änderung der Gemeinde- und Kreiswahlordnung

Die  Gemeinde- und Kreiswahlordnung vom 2. De-
zember 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 747), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 13. Juli 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 420), wird wie folgt geändert: 

1.	Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende neue Überschrift zu § 100 
eingefügt:

„§ 100 Übergangsregelungen“

b)	 Die bisherige Überschrift zu § 100 wird die 
neue Überschrift zu § 101.

2.	Es wird folgender neuer § 100 eingefügt:

„§ 100 
Übergangsregelungen

(1) Auf die Durchführung von Wahlen der haupt-
amtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 
für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geset-
zes zur Änderung wahlrechtlicher Vorschriften vom 
14. Juni 2016 (GVOBI. Schl.-H. S. 362) der Wahl-
tag bereits bestimmt war, finden die vor dem  
22. Juli 2016 geltenden Vorschriften Anwendung.

(2) § 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2, Anlage 1, 
Anlage 1a, Anlage 4, Anlage 5, Anlage 6, Anlage 
7, Anlage 24 und Anlage 25  sind in ihrer ab dem 
22. Juli 2016 geltenden Fassung bei der Durchfüh-
rung von Wahlen der hauptamtlichen Bürger-meis-
terinnen und Bürgermeister erstmalig für Wahlen 
anzuwenden, die am Tag der allgemeinen Ge-
meinde- und Kreiswahlen im Mai 2018 stattfinden.“

3.	Der derzeitige § 100 wird der neue § 101.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung  wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 2. August  2016
S t e f a n  S t u d t

Minister
für Inneres und Bundesangelegenheiten

*)	 Ändert LVO vom 2. Dezember 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2021-1-7
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren *) 

Vom 4. August 2016
Aufgrund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBI. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 (GVOBI. Schl.-
H. S. 89), Ressortbezeichnung zuletzt ersetzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 96), in Verbindung mit § 5 Absatz 1 der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren vom  
15. Oktober 2008 (GVOBI. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert durch Verordnung vom 28. April 2016 (GVOBI. 
Schl.-H. S. 137), verordnet das Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten:

Artikel 1

Der allgemeine Gebührentarif der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert durch Verordnung vom 28. April 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 137), 
wird wie folgt neu gefasst: 

	 „19	 Personenstandsrechtliche Angelegenheiten
	 19.1	 Eheschließung
	 19.1.1	� Prüfung der Ehefähigkeit (§ 13 Absatz 1, § 39 des Personenstandsgesetzes – PStG –  

vom 19. Februar 2007 (BGBl. I S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 20. November 2015 (BGBl. I S. 2010), bei der Anmeldung der Eheschließung,

50

a)	� wenn bei der Prüfung der Ehefähigkeit das Recht eines ausländischen Staates zu be-
rücksichtigen ist,

80

b)	 wenn bei der Prüfung der Ehefähigkeit das Recht eines ausländischen Staates zu beach-
ten ist, der kein anerkennungsfähiges Ehefähigkeitszeugnis ausstellt, zusätzlich je zu be-
achtenden Rechts.

20

	 19.1.2	� Erneute Prüfung der Ehevoraussetzungen (§ 29 Absatz 2 der Personenstandsverordnung 
– PStV – vom 22. November 2008 (BGBl. I S. 2263), wenn
a)	� nur deutsches Recht zu beachten ist 20
b)	 auch ausländisches Recht zu beachten ist 30

	 19.1.3	 Beschaffung eines Ehefähigkeitszeugnisses für eine Ausländerin oder einen Ausländer 40
	 19.1.4	� Vornahme der Eheschließung vor einem anderen als dem für die Anmeldung der Ehe-

schließung zuständigen Standesamt (§§ 11, 12 PStG)
40

	 19.1.5	� Vornahme der Eheschließung außerhalb der üblichen Öffnungszeiten des Standesamtes 
in den Diensträumen des Standesamtes

100

	 19.1.6		� Vornahme der Eheschließung außerhalb der Diensträume des Standesamtes innerhalb 
der üblichen Öffnungszeiten des Standesamtes

150

	 19.1.7		� Vornahme der Eheschließung außerhalb der üblichen Öffnungszeiten des Standesamtes 
und außerhalb der Diensträume des Standesamtes

200

Anmerkung zu den Tarifstellen 19.1.4 bis 19.1.7:
Eine Gebühr wird nicht erhoben, wenn die Amtshandlung bei lebensgefährlicher Erkran-
kung nach § 13 Absatz 3 PStG vorgenommen wird.
Anmerkung zu Tarifstelle 19.1.1:
Die Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses für eine Deutsche oder einen Deutschen ist 
gebührenfrei, wenn dies im Rahmen zwischenstaatlicher Vereinbarungen vorgesehen ist.

	 19.2		  Begründung einer Lebenspartnerschaft
	 19.2.1		� Prüfung der Voraussetzungen für die Begründung einer Lebenspartnerschaft (§ 17 in Ver-

bindung mit § 13 PStG, § 39 a in Verbindung mit § 39 PStG).
50

a)	 Wenn bei der Prüfung der Voraussetzungen für die Begründung einer Lebenspartner-
schaft das Recht eines ausländischen Staates zu berücksichtigen ist, 

80

b)	 wenn bei der Prüfung der Voraussetzungen für die Begründung einer Lebenspartner-
schaft das Recht eines ausländisches Staates zu beachten ist, der keine anerkennungs-
fähige Bescheinigung zur Begründung einer Lebenspartnerschaft ausstellt, zusätzlich je 
zu beachtenden Rechts.

20

	 19.2.2		� Erneute Prüfung der Voraussetzungen für die Begründung einer Lebenspartnerschaft (§ 
30 i.V.m. § 29 Absatz 2 PStV), wenn
a)	 nur deutsches Recht zu beachten ist 20
b)	 auch ausländisches Recht zu beachten ist 30
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	 19.2.3		� Mitwirkung an der Begründung einer Lebenspartnerschaft vor einem anderen als dem für 
die Anmeldung zur Begründung einer Lebenspartnerschaft zuständigen Standesamt  
(§ 17 in Verbindung mit § 13 PStG)

40

	 19.2.4		� Mitwirkung an der Begründung einer Lebenspartnerschaft außerhalb der üblichen Öff-
nungszeiten des Standesamtes in den Diensträumen des Standesamtes 

100

	 19.2.5		� Mitwirkung an der Begründung einer Lebenspartnerschaft außerhalb der Diensträume 
des Standesamtes innerhalb der üblichen Öffnungszeiten des Standesamtes

150

	 19.2.6		� Mitwirkung an der Begründung einer Lebenspartnerschaft außerhalb der üblichen Öff-
nungszeiten des Standesamtes und außerhalb der Amtsräume des Standesamtes

200

Anmerkung zu den Tarifstellen 19.2.3 bis 19.2.6:
Eine Gebühr wird nicht erhoben, wenn die Amtshandlung bei lebensgefährlicher Erkran 
kung nach § 17 in Verbindung mit § 13 Absatz 3 PStG vorgenommen wird.

	 19.3		  Personenstandsurkunden; besondere und familienrechtliche Beurkundungen
	 19.3.1		 Personenstandsurkunden
 	19.3.1.1	Ausstellung 10

a)	 einer beglaubigten Abschrift aus den Personenstandsbüchern oder eines beglaubigten 
Ausdrucks aus den Personenstandsregistern sowie

b)	 von Personenstandsurkunden (§ 55 Absatz 1, §§ 58, 62, 67 Absatz 3, § 76 Absatz 
2 PStG, §§ 48 bis 51 und 70 PStV)

c)	 einer beglaubigten Abschrift aus den früheren Standesregistern (§ 55 Absatz 1 Num-
mern 1 und 6 PStG) oder

d)	 einer Bescheinigung über eine Namensänderung  (§ 46 PStV)
e)	 einer Bescheinigung nach § 31 Absatz 3 PStV entsprechend der Anlage 13 zur PStV
f)	 einer Bescheinigung über die Namenswahl nach Artikel 48 EGBGB oder die Namens-

angleichung nach Artikel 47 EGBGB
	 19.3.1.2	�Ausstellung einer Personenstandsurkunde (§ 55 Absatz 1, §§ 58, 62, § 76 Absatz 2 

PStG, §§ 48 bis 51 und 70 PStV), die elektronisch über das Schleswig-Holstein-Portal 
beim registerführenden Standesamt beantragt wurde.

12

Anmerkung zu den Tarifstellen 19.3.1.1 und 19.3.1.2:
1.	Die Gebühr entfällt, wenn die Personenstandsurkunden von der diplomatischen oder 

konsularischen Vertretung eines in der Bundesrepublik Deutschland vertretenen aus-
ländischen Staates oder einer ausländischen Behörde beantragt werden, sofern dies 
vertraglich vereinbart ist, oder die Urkunden im amtlichen Interesse erbeten werden 
oder sonst die Gegenseitigkeit zur Ausstellung gebührenfreier Personenstandsurkun-
den verbürgt ist.

2.	Die Gebühr beträgt fünf Euro für ein zweites und jedes weitere Stück, wenn es gleich-
zeitig beantragt und in einem Arbeitsgang hergestellt wird.

	19.3.1.3	 Eintragung in ein internationales Stammbuch der Familie (§ 52 PStV) 10
	 19.3.2	 Besondere Beurkundungen
	19.3.2.1	 Beurkundung einer Eheschließung im Ausland (§ 34 PStG) 80
	19.3.2.2	� Beurkundung einer vor einer ermächtigten Person im Inland geschlossenen Ehe zwischen 

Ausländerinnen und Ausländern (§ 34 Absatz 2 PStG)
80

	 19.3.2.3	Beurkundung der Begründung einer Lebenspartnerschaft im Ausland (§ 35 PStG) 80
	 19.3.2.4	Beurkundung nach § 36 Absatz 1 PStG

a)	 einer Geburt im Ausland oder 80
b)	 eines Sterbefalls im Ausland 60

	 19.3.2.5	�Aufnahme einer Folgebeurkundung über die rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religions-
gemeinschaft sowie die Änderung dieser Eintragung in einem Ehe- oder Geburtseintrag 
auf Wunsch (§ 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, § 27 Absatz 3 Nummer 5 PStG)

10

	 19.3.3		 Familienrechtliche Beurkundungen
	 19.3.3.1	�Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung, Einwilligung oder Zustimmung zur Na-

mensführung aufgrund familienrechtlicher Vorschriften (§ 41 Absatz 1, § 42 Absatz 1,  
§ 45 Absatz 1 PStG) 

30
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Anmerkungen zu Tarifstelle 19.3.3.1:
Gebührenfrei sind:
a)	 die Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung zur Anerkennung der Vaterschaft 

oder der Mutterschaft (§ 44 Absatz 1 und 2 PStG) sowie
b)	 die Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung zur Namensführung, wenn der in der 

Ehe oder in der Lebenspartnerschaft zu führende Name bei der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft bestimmt wird oder der Geburtsname des Kindes 
bestimmt wird und das Kind dadurch erstmals einen Geburtsnamen erhält (§ 1617 BGB).

	 19.3.3.2	�Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung zur Namensangleichung nach Artikel 47 
EGBGB oder Namenswahl nach Artikel 48 EGBGB (§ 43 Absatz 1 PStG)

30

	 19.4		  Anerkennungen, Eidesstattliche Versicherung; Berichtigung
	 19.4.1		� Prüfung und Anerkennung ausländischer Entscheidungen in Ehe und Lebenspartner-

schaftssachen (§§ 103, 107 Absatz 1 Satz 2 FamFG; Ziffer A 6.2 PStG-VwV) sowie in 
Kindschaftssachen (§§ 27, 36 PStG, §§ 2ff AdWirkG) je zu prüfender Entscheidung 

30

	 19.4.2		� Aufnahme einer Niederschrift über eine Versicherung an Eides statt (§ 9 Absatz 2, § 12 
Absatz 3, § 13 Absatz 2, § 17 PStG)

30

	 19.4.3		� Berichtigung eines aufgrund falscher Angaben fehlerhaften Personenstandsregisters in 
den Fällen des § 47 Absatz 1 Satz 3 PStG

80

	 19.4.4		� Aufnahme eines Antrags auf Berichtigung eines aufgrund falscher Angaben fehlerhaften 
Personenstandsregisters in allen übrigen Fällen

40

	 19.5		  Auskunft, Einsicht und beglaubigte Abschriften
	 19.5.1		� Erteilung einer Auskunft aus einem Personenstandsbuch oder aus einem Personenstands-

register bzw. Gewährung eines Einsichtsrechts in ein Personenstandsbuch oder –register 
(§ 62 Absatz 2, § 76 Absatz 2 PStG)

7 

Erteilung einer Auskunft aus einer Sammelakte bzw. Gewährung eines Einsichtsrechts in 
eine Sammelakte (§ 62 Absatz 2, § 76 Absatz 2 PStG)

15

	 19.5.2		� Suchen eines Eintrags oder Vorgangs, wenn hierfür entweder das Datum oder der Stan-
desamtsbezirk oder sonstige zum Aufsuchen notwendige Angaben nicht gemacht wer-
den können, je angefangener ¼ Stunde

10

	 19.5.3		� Beschaffung von Informationen aus anderen Registern, die zur Beurkundung eines Perso-
nenstandsfalles erforderlich sind

5 bis 
15

	 19.5.4		� Erstellung von beglaubigten Abschriften oder Ablichtungen aus dem als Heiratseintrag 
fortgeführten Familienbuch als einfache öffentliche Urkunde

10

Anmerkungen zu Tarifstelle 19: 
1.	Bei Unvermögen der Beteiligten oder aus Gründen der Billigkeit können Gebühren- und 

Auslageermäßigung oder Gebühren- und Auslagebefreiung gewährt werden.
2.	Gebührenfrei sind:

a)	 die Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung über die Angleichung von Fa-
miliennamen und Vornamen nach § 94 BVFG (§ 43 Absatz 1 PStG)

b)	 der Eintrag eines Sperrvermerks (§ 64 Absatz 1 PStG)“
	 26.3		  Kirchenaustrittsgesetz vom 8. Dezember 1977 (GVOBl. Schl.-H. S. 491)
	 26.3.1		� Entgegennahme und Bearbeitung einer Erklärung über den Austritt aus Religionsgemein-

schaften des öffentlichen Rechts in Schleswig-Holstein nach den §§ 2 und 4 des Kir-
chenaustrittsgesetzes einschließlich der erstmaligen Ausstellung einer Bescheinigung 
über den Austritt

20

	 26.3.2		 Ausstellung jeder weiteren Ausfertigung einer Bescheinigung über den erfolgten Kirchenaustritt 10
	 26.3.3		 Suchen eines Eintrags oder Vorgangs in den Sammelakten, je angefangener ¼ Stunde 10

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 4. August 2016
S t e f a n S t u d t

Minister
für Inneres und Bundesangelegenheiten

*)	 Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über 

Verwaltungsgebühren *)
Vom 8. August 2016

Aufgrund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes 
des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 
1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 89), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Verord-
nung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), 
in Verbindung mit § 5 Absatz 1 der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15.Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 4. August 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 664), verordnet das Ministerium für So-
ziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstel-
lung: 

Artikel 1

Der allgemeine Gebührentarif der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 4. August 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 664), wird wie folgt geändert: 
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1. Tarifstelle 2.1.10 wird Tarifstelle 2.1.11. 

 

 

2. Tarifstelle 2.3.6 wird Tarifstelle 2.1.10. 

 

 

3. Es wird folgende neue Tarifstelle 2.3.6 eingefügt: 

 

 

 „2.3.6 Lösemittelhaltige Farben- und Lack-Verordnung vom  

16. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3508), zuletzt geändert 

durch Artikel 432 der Verordnung vom 31. August 2015 

(BGBl. I S. 1474)  

 

 

 2.3.6.1 Erteilung einer Erlaubnis nach § 3 Absatz 3 Buchstabe b 

 

100 bis 500" 

4. An die Tarifstelle 2.5 wird Tarifstelle 2.6 angefügt: 

 

 

 „2.6 Sprengstoffrecht 

 

 

 2.6.1 Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3518), zuletzt geän-

dert durch Artikel 626 Absatz 4 der Verordnung vom 31. 

August 2015 (BGBl. I S. 1474)  

 

 

 2.6.1.1 Festlegung besonderer Anforderungen an die Verwendung 

von sonstigen explosionsgefährlichen Stoffen und Spreng-

zubehör nach § 5 Absatz 6 

 

50 bis 300 

 2.6.1.2 Erlaubnisse 

 

 

 2.6.1.2.1 Erlaubnis nach § 7 

 

 

 2.6.1.2.1.1 Erteilung einer Erlaubnis nach § 7 Absatz 1 150 bis 500 
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  Anmerkung zu Tarifstelle 2.6.1.2.1.1: 

 

Zuzüglich zu der Gebühr nach Nummer 2.6.1.2.1.1 ist eine 

Gebühr nach Nummer 2.6.1.3 für die Einholung von Erkun-

digungen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfungen zu 

erheben 

 

 

 2.6.1.2.1.2 Erstellung jeder weiteren Ausfertigung (ab 2. Ausfertigung) 

 

25 

 2.6.1.2.1.3 Wesentliche Änderung einer Erlaubnis nach § 7 Absatz 1 

 

50 

  Anmerkung zu Tarifstelle 2.6.1.2.1.3: 

 

Zuzüglich zu der Gebühr nach Nummer 2.6.1.2.1.3 ist eine 

Gebühr nach Nummer 2.6.1.3 für die Einholung von Er-

kundigungen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfun-

gen zu erheben 

 

 

 2.6.1.2.2 Erlaubnis nach § 27 

 

 

 2.6.1.2.2.1 Erteilung einer Erlaubnis nach § 27 Absatz 1 

 

80 

  Anmerkung: 

 

Zuzüglich zu der Gebühr nach Nummer 2.6.1.2.2.1 ist eine 

Gebühr nach Nummer 2.6.1.3 für die Einholung von Erkun-

digungen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfungen zu 

erheben  

 

 

 2.6.1.2.2.2 Änderung und Verlängerung einer Erlaubnis nach § 27 Ab-

satz 1 

 

60 
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  Anmerkung: 

 

Zuzüglich zu der Gebühr nach Nummer 2.6.1.2.2.2 ist eine 

Gebühr nach Nummer 2.6.1.3 für die Einholung von Er-

kundigungen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfun-

gen zu erheben 

 

 

 2.6.1.3 Einholung von Erkundigungen im Rahmen der Zuverlässig-

keitsprüfung nach § 8 Absatz 4, § 8a Absatz 5 in Verbin-

dung mit § 8b Absatz 1 Satz 4  

 

30 bis 250 

 2.6.1.4 Abnahme der Prüfung als Abschluss eines Grund- oder 

Sonderlehrgangs nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in 

Verbindung mit § 36 der Ersten Verordnung zum Spreng-

stoffgesetz (1. SprengV) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 169), zuletzt geän-

dert durch Artikel 13 der Verordnung vom 2. Juni 2016 

(BGBl. I S. 1257) 

 

60 

zuzüglich 10 

 je Teilnehmer 

 2.6.1.5 Abnahme der Prüfung nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 (gege-

benenfalls zuzüglich Auslagen für Sachverständige) in Ver-

bindung mit den §§ 29 und 31 1.SprengV 

 

50 bis 300 

pro Person 

 2.6.1.6 Bewilligung der Fristverlängerung vor Erlöschen einer Er-

laubnis oder eines Befähigungsscheines nach § 11 Satz 2  

 

50 

 2.6.1.7 Genehmigung einer Verbringungsgenehmigung nach § 15 

Absatz 6 in Verbindung mit Absatz 7 Nummer 1  

 

150 bis 300 

 2.6.1.8 Lagergenehmigung nach § 17 Absatz 1  
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 2.6.1.8.1 Erteilung einer Lagergenehmigung nach § 17 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 1 sowie nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in 

Verbindung mit § 28 

 

200 bis 2.500 

  Zur Berechnung der Gebühren wird als Richtwert die 

Höchstlagermenge (NEM) zu Grunde gelegt. Die Gebühren 

betragen  

 

- bis maximal 500 kg NEM = 200 Euro 

 

- je weitere 500 kg bis maximal 5000 kg NEM = 30 Euro 

 

- je weitere 500 kg oberhalb 5000 kg NEM = 10 Euro 

 

zuzüglich der 

nach Baurecht 

anfallenden Ge-

bühren 

 2.6.1.8.2 Wesentliche Änderung einer Lagergenehmigung nach § 17 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 

 

50 bis 1.250 

 2.6.1.9 Bauartzulassung nach § 17 Absatz 4  

 

 

 2.6.1.9.1 Bauartzulassung von Bauteilen oder Systemen nach § 17 

Absatz 4 

 

70 bis 1.000 

 2.6.1.9.2 Wesentliche Änderung einer Bauartzulassung nach § 17 

Absatz 4 

 

70 bis 700 

 2.6.1.9.3 Nachträgliche Auflage zu einer Bauartzulassung nach § 17 

Absatz 4 

 

70 bis 700 

 2.6.1.10 Befähigungsschein nach § 20 

 

 

 2.6.1.10.1 Ausstellung eines Befähigungsscheines nach § 20 Absatz 1 

 

40 bis 80 
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  Anmerkung: 

 

Zuzüglich der Gebühr nach Nummer 2.6.1.10.1 ist eine Ge-

bühr nach Nummer 2.6.1.3 für die Einholung von Erkundi-

gungen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfungen zu 

erheben. 

 

 

 2.6.1.10.2 Wesentliche Änderung eines Befähigungsscheines nach § 

20 Absatz 1 

 

40 

 2.6.1.10.3 Verlängerung der Geltungsdauer eines Befähigungsschei-

nes nach § 20 Absatz 1 

 

40 

 2.6.1.11 Ausstellung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung nach § 

21 Absatz 3 

 

40 

  Anmerkung: 

 

Zuzüglich zu der Gebühr nach Nummer 2.6.1.11 ist eine 

Gebühr nach Nummer 2.6.1.3 für die Einholung von Erkun-

digungen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfungen zu 

erheben. 

 

 

 2.6.1.12 Zulassung von Ausnahmen von den Verboten nach § 22 

Absatz 5 

 

60 

 2.6.1.13 Ungültigkeitserklärung bei Verlust einer Erlaubnis, einer 

Ausfertigung einer Erlaubnis oder eines Befähigungsschei-

nes nach § 35 Absatz 2 

80 

zuzüglich der 

Kosten der Be-

kanntmachung 

im Bundesan-

zeiger 
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 2.6.1.14 Ersatzausfertigung für eine verloren gegangene Erlaubnis 

nach § 7 oder § 27 oder einen verloren gegangenen Befä-

higungsschein nach § 20 sowie einer Genehmigung nach  

§ 17  

 

50 

 2.6.1.15 Anordnung nach § 32 Absatz 1, 2 oder 5 sowie Anordnung 

nach § 48  

 

40 bis 1.000 

 2.6.1.16 Anordnung vorläufiger Maßnahmen nach § 32 a Absatz 1 

Satz 3 oder Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 4  

 

40 bis 500 

 2.6.1.17 Rücknahme oder Widerruf einer Erlaubnis oder eines Befä-

higungsscheines nach § 34  

Gebühr bis zu 

75 Prozent des 

Betrages, der 

als Gebühr für 

die Vornahme 

der widerrufe-

nen oder zu-

rückgenomme-

nen öffentlichen 

Leistung vorge-

sehen ist oder 

zu erheben  

wäre 

 

 2.6.1.18 Untersagung nach § 12 Absatz 2, § 32 Absatz 3 und 4,  

§ 32 a Absatz 1 Satz 4 oder Absatz 4 sowie nach § 33  

 

40 bis 400 

 2.6.1.19 Nachschau nach § 31 Absatz 2 und 4 

 

50 bis 100 
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 2.6.2 Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 

169), zuletzt geändert durch Artikel 13 der Verordnung vom 

2. Juni 2016 (BGBl. I S. 1257) (1.SprengV) 

 

 

 2.6.2.1 Zulassung von Ausnahmen von den Vorschriften über die 

Begrenzung der Mengen explosionsgefährlicher Stoffe nach 

§ 2 Absatz 5 im Einzelfall 

 

40 bis 300 

 2.6.2.2 Erteilung einer Zustimmung zum Abbrand durch den Her-

steller nach § 3 Absatz 1 Nummer 12 im Einzelfall 

 

40 bis 300 

 2.6.2.3 Zulassung von Ausnahmen von Kennzeichnungs- und Ver-

packungsvorschriften nach § 19 Absatz 2  

 

40 bis 300 

 2.6.2.4 Zulassung von Ausnahmen von den Verboten nach § 24 

Absatz 1 

 

40 bis 300 

 2.6.2.5 Anerkennung eines Lehrganges zur Vermittlung der Fach-

kunde nach § 32 Absatz 1 

 

150 bis 1.000 

 2.6.2.6 Zulassung von Ausnahmen von der Verpflichtung zur Teil-

nahme an einem Wiederholungslehrgang nach § 32 Absatz 

5 Satz 2 

 

40 

 2.6.2.7 Ausstellung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung nach § 

34 Absatz 2  

 

40 

  Anmerkung: 

 

Zuzüglich zu der Gebühr nach Nummer 2.6.2.7 ist eine Ge-

bühr nach Nummer 2.6.1.3 für die Einholung von Erkundi-

gungen im Rahmen der Zuverlässigkeitsüberprüfung zu 

erheben. 
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 2.6.2.8 Prüfung von Unterlagen nach § 40 Absatz 5 

 

40 bis 500 

 2.6.2.9 Überprüfung der Qualifikation nach § 40 a Absatz 1 

 

40 bis 500 

 2.6.2.10 Zulassung von Ausnahmen von den Vorschriften über Füh-

rung, Inhalt, Aufbewahrung und Vorlage des Verzeichnisses 

nach § 44 Absatz 1 

 

40 bis 300 

 2.6.3 Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 

3543), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 

26. November 2010 (BGBl. I S. 1643)  

 

 

 2.6.3.1 Zulassung von Ausnahmen von den Vorschriften für die 

Aufbewahrung explosionsgefährlicher Stoffe nach § 3 

 

40 bis 300 

 2.6.4 Dritte Verordnung zum Sprengstoffgesetz vom 23. Juni 

1978 (BGBl. I S. 783), geändert durch Artikel 21 des Geset-

zes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)  

 

 

 2.6.4.1 Zulassung von Ausnahmen von der Pflicht zur Anzeige oder 

der Anzeigefrist nach § 3 Absatz 2 

 

30 bis 100 

 2.6.5. Öffentliche Leistungen, Prüfungen und Untersuchungen, die 

im Interesse oder auf Veranlassung des Gebührenschuld-

ners oder durch ihn verursacht vorgenommen werden und 

nicht in den Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 dieser Anlage aufge-

führt sind 

30 bis 600“ 

 

 

 

 

*)	 Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
Kiel, 8. August 2016

K r i s t i n  A l h e i t
Ministerin

für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung
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Verkündungen 
im Nachrichtenblatt des Ministeriums für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein
Nach § 143 Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzen vom 16. Dezember 2015 (GVOBl. S. 500), wird auf folgende im Nachrichtenblatt 
des Ministeriums für Schule und Berufsbildung des Landes Schleswig-Holstein (NBl. MSB Schl.-H.) verkün-
deten Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung 	 Verkündet im NBl.		  Tag des
	 MSB Schl.-H.		  In-Kraft
	 Nummer	 Seite	 Tretens
Landesverordnung über die Berufsschule
(Berufsschulverordnung - BSVO)
Vom 23. Juni 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-212	 6/7/2016	 132	 1. August 2016

Verkündungen im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein

Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39) wird auf folgende im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein (NBl. HS MSGWG Schl.-H.) verkündeten 
Landesverordnungen hingewiesen:
Bezeichnung der Verordnung 	 Verkündet im NBl.		  Tag des
	 HS MSGWG Schl.-H.		 In-Kraft
	 Nummer	 Seite	 Tretens
Landesverordnung zur Änderung der Verordnung über die zentrale
Vergabe von Studienplätzen durch die Stiftung für Hochschul-
zulassung und zur Änderung der Hochschulzulassungsverordnung
Vom 22. Juni 2016
Art. 1 ändert LVO vom 3. Mai 2010,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-26-2
Art. 2 ändert LVO vom 21. März 2011,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-28-1	 3/2016	 26	 15. Juli 2016

Landesverordnung über die Lehrverpflichtung an Hochschulen
(Lehrverpflichtungsverordnung - LVVO)
Vom 27. Juni 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24-23	 3/2016	 36	 1. Juli 2016

Landesverordnung über die Festsetzung von Zulassungszahlen
für Studiengänge an den staatlichen Hochschulen des Landes
Schleswig-Holstein für das Wintersemester 2016/2017
(ZZVO Wintersemester 2016/2017)
Vom 8. Juli 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-26-8	 3/2016	 47	 15. Juli 2016
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Verkündungen im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein

Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz vom in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 75) wird auf folgende im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein (NBl. MSGWG Schl.-H.) ver-
kündeten Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung 	 Verkündet im NBl.		  Tag des
	 HS MSGWG Schl.-H.		 In-Kraft
	 Nummer	 Seite	 Tretens
Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung
über die Festsetzung von Zulassungszahlen für Studiengänge
an den staatlichen Hochschulen des Landes Schleswig-Holstein
für das Wintersemester 2016/2017
Vom 14. Juli 2016
Ändert LVO vom 8. Juli 2016,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-26-8	 4/2016	 64	 15. Juli 2016
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


